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I. Demokratie und Rechtsstaat 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
 
Volksabstimmungen 
nach Schweizer Mo-
dell. 

 
Keine Position 

 
Bürgerräte (Per Zu-
fallsauswahl besetzte, 
demokratisch nicht legi-
timierte Gremien).      

 
Bürgerräte (Per Zu-
fallsauswahl besetzte, 
demokratisch nicht legi-
timierte Gremien).      

 
Bürgerräte (Per Zu-
fallsauswahl besetzte, 
demokratisch nicht legi-
timierte Gremien).      
 
Europäische Volks-
abstimmungen 
 

 
Bürgerräte (Per Zu-
fallsauswahl besetzte, 
demokratisch nicht legi-
timierte Gremien).      
 
Europäische Volks-
abstimmungen 

 
Verfassungsschutz 
reformieren. 

 
Befugnisse des Verfas-
sungsschutzes im di-
gitalen Raum erweitern. 

 
Keine Position 

 
Verfassungsschutz 
strukturell neu aufstel-
len. (Institut zum 
Schutz der Verfassung + 
verkleinertes Bundes-
amt für Gefahrenerken-
nung und Spionageab-
wehr). 

 
Föderalismusreform III: 
Reduzierung der Anzahl 
der Landesämter für 
Verfassungsschutz. 

 
Verfassungsschutz 
durch eine unabhängige 
"Beobachtungsstelle Au-
toritarismus und grup-
penbezogene Men-
schenfeindlichkeit" er-
setzen. 
 

 
Kontrolle der Partei-
enfinanzierung 
durch Rechnungs-
höfe. 
 
Regelung und Be-
grenzung der Stif-
tungsfinanzierung.  
 
Neuordnung der 
Spendenregelungen. 
 
Verbot der Parteien-
Beteiligung an Un-
ternehmen. 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Parteispenden sollen 
auf natürliche Personen 
beschränkt werden.  
 
Spenden an Abge-
ordnete und die Lob-
bytätigkeit für Abgeord-
nete verbieten. 
Neufassung des Straf-
tatbestandes der Abge-
ordnetenbeste-
chung. 
 

 
Verdeckte Parteienfi-
nanzierung aus dem 
Ausland auf europäi-
scher Ebene regulieren.  

 
Unternehmens- und 
Lobbyistenspenden an 
Parteien sowie das Par-
teiensponsoring, wie 
Unternehmensstände 
auf Parteitagen verbie-
ten. 
 
Spenden von Privat-
personen auf 25.000 
Euro im Jahr begren-
zen. 
 
Spenden an Abge-
ordnete verbieten.  

      



I. Demokratie und Rechtsstaat 
 

4 
 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Lobbyisten-Gesetz 
 

Keine Position „Legislativer Fußab-
druck“: Transparenz 
der Einflussnahme von 
Lobbyisten bei Geset-
zesentwürfen. 

Lobbyregister nach-
schärfen.  
 
Lobbyregister und le-
gislativer Fußab-
druck auf EU-Ebene. 

Föderalismusreform III: 
Reduzierung der Anzahl 
der Landesämter für 
Verfassungsschutz. 

Verbindliches, maschi-
nenlesbares und trans-
parentes Lobbyregis-
ter. 

 
Verkleinerung des 
Bundestages. 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Verkleinerung des 
Parlaments durch 
eine Wahlrechtsreform 
und Reduzierung der 
Wahlkreise.   
 

 
Bundestag verklei-
nern. Anzahl der Wahl-
kreise und damit der 
Direktmandate auf 250 
beschränken. Mindest-
sitzzahlverfahren 
abschaffen. 

 
Keine Position 
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II. Freiheit und Verantwortung  

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
 
Ablehnung sog. ‚An-
tidiskriminierungs-
gesetze‘. 
 
 

 
Keine Position 

  
Antidiskriminie-
rungsstelle des Bun-
des stärken. 
 
Das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz 
modernisieren. 

  
Antidiskriminie-
rungsstelle des Bun-
des zur obersten Bun-
desbehörde aufwerten. 
 
Das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz 
zu Bundesantidiskrimi-
nierungsgesetz weiter-
entwickeln. 
 
Wissenschaftliche Stu-
dien und Wirksamkeits-
prüfungen von Anti-
diskriminierungs-
maßnahmen. 

 
Keine Position 

 
Antidiskriminie-
rungsstelle des Bun-
des finanziell besser 
ausstatten. 
 
Verbandsklagerecht im 
Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz.  
 
Bundesweit wirksames 
Antidiskriminie-
rungsrecht, das sich 
am Berliner Antidiskri-
minierungsgesetz orien-
tiert. 
 

Die AfD lehnt jede 
Art von Quoten ab. 

Keine Position An der Spitze von Un-
ternehmen und in den 
Führungsebenen darun-
ter müssen genauso 
viel Frauen wie Män-
ner vertreten sein.  
 
Einführung wirksamer 
Sanktionen.   

 
Bei größeren börsenno-
tierten Unternehmen:  
Ein Drittel der Vor-
standssitze an 
Frauen; 40 Prozent 
Frauen bei Neubeset-
zung der Aufsichtsräte. 
 
In Ministerien, Ver-
waltungen, Anstalten 
des öffentlichen Rechts, 
kommunalen Verbän-
den und kommunalen 
Unternehmen:  50 Pro-
zent Frauen in Füh-
rungspositionen. 

 
Selbstverpflichtung 
der Unternehmen 
statt starrer Quotenvor-
gaben.  
 
Diversity Management 
(Management der Viel-
falt) als Teil der ökono-
mischen Modernisie-
rung und als sinnvolle 
Alternative zu Quoten. 

 
50-prozentige Frau-
enquote auf jeder karri-
erestufe. 
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III. EU und E uropa  

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
 
Die AfD steht für die 
Freiheit und Selbst-
bestimmung der eu-
ropäischen Natio-
nen. 
 
Wir wollen den sou-
veränen, demokrati-
schen Nationalstaat 
erhalten. 
 
Zurückführung der 
Europäischen Union 
in einen Staaten-
bund souveräner 
Staaten. 
 
Wir halten einen 
Austritt Deutsch-
lands aus der Euro-
päischen Union und 
die Gründung einer 
neuen europäischen 
Wirtschafts- und In-
teressengemein-
schaft für notwen-
dig. 

 
Konferenz über die 
Zukunft Europas“ als 
Grundlage für EU-Re-
formen. 
 
Ziel: EU-Zusammenar-
beit vertiefen. 
Grundsatz: Vertiefung 
vor Erweiterung.  
 
Durchsetzung des 
Rechtsstaatsmecha-
nismus in EU – bis 
hin zur Streichung von 
EU-Mitteln und dem 
Entzug des Stimm-
rechts.   
 
EU muss sicherheits- 
und verteidigungspoli-
tisch eigenständiger 
werden.  

  
„Konferenz über die 
Zukunft Europas“ als 
Grundlage für EU-Re-
formen.  
 
 
Ziel:  Fiskal-, Wirt-
schafts- und Sozial-
union. 
 
EU muss sicherheits- 
und verteidigungspoli-
tisch eigenständiger 
werden. 

 
„Konferenz über die 
Zukunft Europas“ als 
Grundlage für EU-Re-
formen. Das schließt 
auch Vertragsände-
rungen ein.  
 
Ziel: Föderale Euro-
päische Republik 
mit entsprechenden 
Entscheidungsvoll-
machten in fiskalischen 
und legislativen Fragen. 

 
„Konferenz über die 
Zukunft Europas“ als 
Grundlage für EU-Re-
formen. Das schließt 
auch Vertragsände-
rungen ein.  
 
Neue Verfassung für 
Europa, die von den 
Bürgern mitgestaltet 
wird und über die sie 
zeitgleich in allen EU-
Mitgliedstaaten in 
Volksabstimmungen 
entscheiden können. 
 
Ziel: föderal und de-
zentral verfasster Euro-
päischer Bundes-
staat. 

 
Neue Verfassung für 
Europa, die von den 
Bürgern mitgestaltet 
wird und über die sie 
zeitgleich in allen EU-
Mitgliedstaaten in 
Volksabstimmungen 
entscheiden können. 
 
Grundlegende Entschei-
dungen müssen vom 
Europaparlament ge-
troffen werden – statt 
von exekutiven Gremien 
wie Kommission, Euro-
gruppe oder Rat.  
 
Wahl des Kommissions-
präsidenten und der 
Kommissare durch EU-
Abgeordnete. 
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IV.  Steuern und Finanzen 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
 
Keine EU-Steuern 
 
Das Recht, Steuern 
zu erheben, muss 
vollständig in natio-
naler Kompetenz 
der Mitgliedstaaten 
der Europäischen 
Union verbleiben. 
 
Die im Zusammen-
hang mit dem 
„Recovery Fonds“ 
von der EU-Kom-
mission geforderte 
Einführung mehre-
rer Steuern in der 
Rechtssetzungs- und 
Ertragshoheit der 
EU muss verhindert 
werden.     

 
Keine Position 

 
Besteuerung digita-
ler Großkonzerne 
 
CO2-Grenzabgabe  
 
Einnahmen aus dem 
Emissionshandel  
 
Überwindung des Ein-
stimmigkeitsprin-
zips in Steuerfragen. 
 
Beendigung des Steu-
erdumpings zwischen 
den Mitgliedstaaten. 

 
Besteuerung digita-
ler Großkonzerne 
 
CO2-Grenzausgleich 
 
Besteuerung von 
Plastik  
 
 
Finanztransaktions-
steuer. 
 
Der neu geschaffene 
Wiederaufbaufonds 
wird verstetigt und in 
den EU-Haushalt inte-
griert. 

 
Einführung zusätzlicher 
EU-Steuern ist mit den 
europäischen Ver-
trägen nicht verein-
bar. 

 
Finanztransaktions-
steuer. 

 
Für ein Steuersys-
tem mit wenigen 
Steuerarten und 
verständlicher 
Systematik 
 
Abschaffung kleine-
rer Verbrauchssteu-
ern. 
 

 
Keine Steuererhö-
hungen oder Einfüh-
rung neuer Steuern.   
 
Energiebezogene 
Steuern, Umlagen und 
Entgelte stärker auf 
CO2-Ausstoß ausrich-
ten. 
 
Keine Einführung 
neuer Substanzsteu-
ern. 

 
Aufschlag von drei Pro-
zentpunkten zur Ein-
kommensteuer für 
Spitzenverdiener.  
 
Vermögensteuer wie-
der in Kraft setzen - ein-
heitlichen Steuersatz 
von einem Prozent für 
sehr hohe Vermögen 
einführen.  
 

 
Umweltbelastung und 
Ressourcenverbrauch 
stärker besteuern. 
 
Steuern und Abgaben 
auf Arbeit verringern.  
 
Steuerfreiheit für 
Veräußerungsge-
winne abschaffen.  
 
Vermögensteuer für 
Vermögen oberhalb von 

 
Abgabenquote unter 
40 Prozent senken.  
 
Spitzensteuersatz 
nur für Spitzenver-
diener: erst ab einem 
Einkommen von 
90.000 Euro. 
 
Keine Verschärfung der 
Erbschaftssteuer.  
 

 
Vermögenssteuer 
von 5% für Vermögen 
oberhalb 1 Million. 
 
Vermögensabgaben 
für Vermögen über 2 
Millionen zwischen 0,1 
und 1,5 %.   
 
Anhebung der Erb-
schaftssteuer.  
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AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Abschaffung verfas-
sungswidriger Sub-
stanzsteuern. 

 Erbschaftssteuer mit 
dem Instrument einer 
effektiven Mindestbe-
steuerung reformieren. 

zwei Millionen Euro pro 
Person und jährlich 1 
Prozent. 

Keine neue Sub-
stanzbesteuerung.  
 
Bagatell- und Len-
kungssteuern ab-
schaffen. 

Umsatzsteuer verrin-
gern für Handwerk so-
wie Produkte für Kinder 
und Arzneimittel.  
 
Finanztransaktions-
steuer: 0,1 Prozent bei 
jeder Finanztransak-
tion. 
 
Gewerbesteuer in Ge-
meindewirtschafts-
steuer umwandeln.   

 
Einführung einer Di-
gitalsteuer für Tech-
Riesen.  
 

 

 
Große digitale Kon-
zerne sollen ihre Steu-
ern auch dort zahlen, 
wo sie ihre Umsätze er-
zielen. 

 
Einführung einer effek-
tiven Mindestbesteu-
erung und einer fairen 
Besteuerung so ge-
nannter Digitalun-
ternehmen zum Ab-
schluss bringen und in 
Deutschland und Eu-
ropa umsetzen. 

 
Besteuerung von Digi-
talkonzernen soll an 
den EU-haushalt gehen. 

 
Globale Mindestbe-
steuerung für große 
internationale Kon-
zerne. 

 
25% Unternehmens-
steuer. 
 

 
Anpassung der Be-
steuerung von Ein-
kommen und der Be-
messungsgrundla-
gen an die Inflation. 
 
 

 
Kleine und mittlere Ein-
kommen bei der Ein-
kommensteuer ent-
lasten. 

 
Bemessungsgrenze 
zur Erhebung der Bei-
träge zur gesetzlichen 
Kranken-, Pflege-, Ren-
ten- und Arbeitslosen-
versicherung regelmä-
ßig anpassen. 

 
Grundfreibetrag der 
Einkommensteuer 
erhöhen. 
 
Spitzensteuersatz 
moderat anheben. 

 
Beim Einkommen-
steuertarif den soge-
nannten Mittelstands-
bauch vollständig ab-
schaffen und so einen 
leistungsgerechteren li-
nearen Chancentarif 
gestalten. 

 

 
Anhebung des Steu-
erfreibetrags in der 
Einkommenssteuer auf 
1200 Euro (entspricht 
Mindestlohn). 
 
Steuerfreiheit für 
Einkommen unter 
14.400 Euro.  
Höhere Einkommen ab 
70000 mit 53% besteu-
ern.  
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AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Reichensteuer für 
Einkommen über 
260533 Euro: 75%. 

 
Solidaritätszuschlag 
abschaffen. 

 

 
Solidaritätszuschlag für 
alle schrittweise ab-
schaffen. 

 

 
Solidaritätszuschlag für 
Spitzenverdiene er-
halten. 
 
 

 
Keine Position 
 

 

 
Solidaritätszuschlag 
komplett abschaffen 

 
Solidaritätszuschlag für 
hohe Einkommen 
erhalten. 

 

 
Bargeld erhalten 

 

 
Bargeld erhalten.  

 
Keine Position 

 
Keine Position 
 

 
Bargeld sollte als Alter-
native zu digitalen Zah-
lungsformaten beste-
hen bleiben. 

 
Recht auf Bargeldnut-
zung gesetzlich ver-
ankern. 
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V.  Wirtschaft  

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
 
Den Mittelstand ent-
lasten und gegen-
über multinationa-
len Konzernen stär-
ken. 
 

 
Themen- und technolo-
gieoffene Projektför-
derung stärken.  
 
Investitionspro-
gramme ausweiten. 
 
Betriebsübergaben 
erleichtern. 
 
Raumfahrtmittel-
stand fördern. 
 

 Innovationsförde-
rung aufstocken.  
 
Förder- und Kredit-
programme im Be-
reich Umwelt-, Klima- 
und Ressourcenschutz 
ausbauen.  
 
Niederschwelligen Zu-
gang zu Fördermit-
teln für KMUs ermögli-
chen. 
 

 

 
Berichtspflichten 
sollen vereinfacht wer-
den durch sogenannte 
KMU-Tests auf natio-
naler und europäischer 
Ebene.  
 
Gewinngrenze für 
die Buchführungs-
pflicht anheben zur 
Entlastung von Solo-
Selbständigen und 
Kleinstunternehmen.  
 
Förderprogramme 
und Investitionszu-
schüsse für KMUs aus-
gestalten. 

 
Steuerliche Entlas-
tungen.  
 
Klare internationale Re-
geln für fairen Steuer-
wettbewerb – keine 
Alleingänge. 
 
Zahlungsmoral-Of-
fensive der öffentli-
chen Hand 

 
Keine Position 

 
Entschädigung von 
Corona-Maßnahmen 
besonders betroffe-
ner Wirtschaftssek-
toren 

 
Keine Position 

 
Kurzarbeitergeld. 
 
Corona-Konjunktur-
paket mit den Schwer-
punkten der wirtschaft-
lichen Stabilisierung, 
der sozialen Sicherung 
und der ökologischen 
Transformation. 

 

 
Ein Neustart nach der 
Corona-Krise muss ge-
zielt den besonders be-
troffenen Branchen 
helfen - und zugleich 
ein Signal für den Rich-
tungswechsel zur Kli-
maneutralität setzen.  
 
Für KMU:  
- Steuerlichen Verlust-
rückertrag ausdeh-
nen. 
- Attraktive, zeitlich be-
grenzte 

 
Negative Gewinn-
steuer“. Als Bemes-
sungsgrundlage dient 
der letzte Steuerbe-
scheid.  
In einem zweiten Schritt 
soll eine deutlich erwei-
terte Verlustverrech-
nung mit Gewinnen 
vergangener oder künf-
tiger Jahre eingeführt 
werden.  
 
Corona-Schulden so 
schnell wie möglich 
abgebbauen.  

 
Staatliche Subven-
tionen an Unterneh-
men und Hilfen in wirt-
schaftlichen Krisen 
müssen in Form von 
kollektiven Beleg-
schaftsanteilen ver-
geben werden. 
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Abschreibungsbe-
dingungen einführen.  
- Mit vereinfachten 
Restrukturierungs-
verfahren Insolvenzen 
verhindern. 
 
Die Kunst- und Kul-
turbranche durch eine 
abgestimmte Kulturför-
derpolitik stärken.  
 
Falls Coronahilfen zu-
rückgezahlt werden 
müssen, benötigen die 
Unternehmen großzü-
gige Konditionen.  
 

 
Bund und Länder müs-
sen sich nach Überwin-
dung der Coronakrise 
vollständig aus den 
Bankenmärkten zu-
rückziehen. 
 
Förderung für Selbst-
ständige in Kultur- 
und Kreativwirt-
schaft. 

 
Soziale Marktwirt-
schaft statt sozialis-
tischer „Industrie-
politik“. 

 

 
Soziale Marktwirt-
schaft als Erfolgsmo-
dell fortschreiben. 
 
Entfesselungspaket für 
die Wirtschaft: Entlas-
ten statt belasten.  

 

 
Sozial-ökologisch 
ausgerichtete Wirt-
schafts- und Finanzpoli-
tik. 
 
 

 
Sozial-ökologische 
Marktwirtschaft im 
Sinne des Gemeinwohls 
in Europa begründen. 
 
In Zukunft soll gemein-
sam mit dem Jahres-
wirtschaftsbericht ein 
Jahreswohlstands-
bericht veröffentlicht 
werden. Dieser berück-
sichtigt dann zum Bei-
spiel auch den Beitrag 
des Naturschutzes, ei-
ner gerechten Einkom-
mensverteilung oder 
auch guter Bildung zum 

 
Soziale Marktwirt-
schaft als lernendes 
System und als Modell 
für eine ökonomische 
Friedensordnung – 
nicht nur in Europa. 
 
Für einen zukunftsfähi-
gen Standort und Ar-
beitsplätze brauchen 
wir die Innovations-
kraft der Sozialen 
Marktwirtschaft. 
 
 

 
Für eine neue Indust-
riepolitik muss das 
Prinzip gelten: Es dür-
fen keine Arbeitsplätze 
verlagert werden, bevor 
nicht neue, gleichwer-
tige Arbeit geschaffen 
wurde.   
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Wohlstand unserer Ge-
sellschaft. 

 
 
Ausrichtung auf 
MINT-Fächer. 

 

 
Frauen für MINT-Be-
rufe begeistern und 
Karrieren in der Wis-
senschaft erleichtern. 

 

 
Förderung von Frauen 
und Mädchen im na-
turwissenschaftlichen 
und technischen Be-
reich (MINT). 

 
Förderung der MINT-
Themen an Schulen.  
Gezielte Ansprache von 
Frauen für MINT-
Studiengänge und Aus-
bildungsberufe. 

 
MINT-Bildung frühzei-
tig stärken – Mädchen 
und Frauen gezielt 
fördern. 

 

 
Keine Position 

 
Umsetzung wissen-
schaftlicher Er-
kenntnisse in Pro-
dukte fördern. 

 
Konkrete Bedingungen 
für Ausgründungen 
verbessern: 
 
- Mit einem Innovati-
onsfreiheitsgesetz 
bürokratische Hürden 
abbauen, vor allem im 
Beihilfe- und Gemein-
nützigkeitsrecht. 
 
- Unterstützungsleis-
tungen in der Phase 
vor der Gründung ver-
bessern (Beratungsleis-
tungen, Nutzung der 
Infrastruktur und die 
Erstellung von Mach-
barkeitsnachweisen) 

 
Drei Kernpunkte, um 
mehr Unternehmens-
gründungen anzuregen  
 
1. Organisatorische Un-
terstützung wie One-
Stop-Agenturen für 
Gründer. 
 
2. Erleichterter Zugang 
zu Kapital durch Pro-
jektförderung sowie öf-
fentliche Fonds für 
Wagniskapital. 
 
3. Existenzgründun-
gen von Frauen und 
in der Fläche werden 
mit eigenen Program-
men gezielt gefördert. 
 
KfW soll vor allem 
Start-Ups fördern, die 
den sozial-ökologi-
schen Umbau der 

 
Die stille Beteiligung 
der öffentlichen In-
stitutionen soll zum 
neuen Ausgründungs-
standard werden. 
 
Mittelfristige Verein-
heitlichung des 
Gründungs- und des 
Gesellschaftsrechts 
innerhalb des Europäi-
schen Wirtschafts-
raums.  
 
Der Zukunftsfonds 
soll verstreute Förder-
angebote bündeln und 
ein Vielfaches an priva-
ten Geldern hebeln. 
Gleichzeitig sollte auch 
ein funktionierender Se-
kundärmarkt für Direk-
tinvestitionen und An-
teile an 

 
Gründung einer Deut-
schen Transferge-
meinschaft (DTG): 
Sie soll unabhängig 
agieren und als Selbst-
verwaltungseinrichtung 
sowohl technologische 
als auch soziale Innova-
tionen unterstützen.  
 
Die DTG wäre ein One-
Stop-Shop, der Trans-
fer-Know-how bündelt 
und kostenneutral 
durch bislang auf meh-
rere Ministerien ver-
teilte Transferfördergel-
der finanziert wäre. 
 
 

 
Keine Position 
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Wirtschaft vorantrei-
ben.  

Wagniskapitalfonds 
aufgebaut werden.  

 
Rahmenbedingun-
gen verbessern, 
Bürokratie ab-
bauen, den Staat 
effizienter Machen 
 
Regulierungen und 
Subventionen über-
prüfen und, wo mög-
lich, abbauen.  
 
Wirtschaftsrele-
vante Rechtsgebiete 
auf Streitanfälligkeit 
überprüfen und re-
duzieren. 

 
Erfolgskontrolle, Prakti-
kabilität und Erfül-
lungsaufwände von Ge-
setzen sollen durch ei-
nen Praxis-Check – 
bei frühzeitiger Beteili-
gung der Wirtschaft – 
geprüft werden.  
 

 
Klima- und umwelt-
schädliche Subven-
tionen abbauen.   
 

 
Mix aus CO2-Preisen, 
Anreizen und Förde-
rung sowie Ordnungs-
recht und Abbau von 
umweltschädlichen 
Subventionen.  
 
Wirtschaftsförde-
rung geschlechterge-
rechter ausgestalten.  
 
Staatlicher Wagniska-

pitalfonds nur für 
Gründerinnen. 

 
Initiativen wie das Bü-
rokratieentlastungs-
gesetz IV, die Strategie 
„Einheitliche Ansprech-
partner 2.0“ und eine 
Verlegung der Sozial-
versicherungsbeiträge 
in den Folgemonat müs-
sen zu einer Ge-
samtstrategie gebündelt 
werden.  Das gilt auch 
für schlankere 
Vergabe-, Register- 
und Informationsbe-
stimmungen. 
 
Für jede neue Belastung 
durch geplante Rege-
lungen sollen im dop-
pelten Umfang Belas-
tungen abgebaut wer-
den („One in, two 
out“) – auch auf euro-
päischer Ebene. 

 
Linke Wirtschafts-
politik setzt auf die die 
Steigerung der Nach-
frage im Inland über 
höhere Löhne und si-
chere Arbeitsverhält-
nisse.  
 
Keine Steuergelder 
ohne Gegenleistung 
– staatliche Gelder müs-
sen an langfristige Ga-
rantien von Arbeitsplät-
zen, Tarifverträgen und 
an verbindliche Investi-
tionspläne gebunden 
werden. 

 
Entschlackung und 
Flexibilisierung des 
Arbeitsrechts. 

 

Arbeitszeitgesetz re-
formieren. Anstelle der 
täglichen soll eine wö-
chentliche Höchstar-
beitszeit treten.  
 
Personalpartner-
schaften erleichtern 

Arbeitszeitgesetz er-
halten. Keine Verlänge-
rung der täglichen Ar-
beitszeit.   
 
Zeitkonto: Zeiteinzah-
lungen der Beschäftig-
ten – auf diese Weise 
gehen Überstunden 

Flexible Arbeitszeit-
modelle.  
 
Besserer Schutz bei 
online vermittelter 
Arbeit: 
- Mindesthonorar für 
zeitbasierte Dienstleis-
tungen.  

Flexible Arbeitszei-
ten. 
Hierbei werden flexible 
Regelungen in einem 
Tarifvertrag oder in ei-
ner Betriebsvereinba-
rung rechtssicher er-
möglicht.  
 

Schwerpunktstaatsan-
waltschaften mit ausrei-
chend Personal für 
Straftatbestände aus 
dem Arbeitsrecht 
und Betriebsverfas-
sungsrecht.  
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und rechtssicherer ma-
chen.  
 
Scheinselbstständig-
keit verhindern und 
gleichzeitig mehr 
Rechtssicherheit für 
Selbstständige und ihre 
Auftraggeber schaffen.  
 
Lohnzusatzkosten 
auf einem stabilen Ni-
veau von maximal 40 
Prozent halten.  
 
Tarifrecht: Tarifpart-
nern möglichst großen 
Spielraum in der Gestal-
tung von Arbeitsrege-
lungen lassen.  
Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung 
von Tarifverträgen 
stärken.  
 
Werk- und Dienst-
verträge erhalten. Ih-
rer missbräuchlichen 
Anwendungen durch 
wirksame Arbeits-
schutzkontrollen ent-
schieden entgegenwir-
ken.  
 
Zeitarbeit erhalten.  
Kettenbefristungen 
abschaffen.  

nicht verloren, sondern 
verwandeln sich in ein 
Zeitguthaben, das per 
Tarifvertrag oder durch 
den Staat nach dem 
Prinzip eines Chancen-
kontos aufgestockt wer-
den kann.  
 
Arbeitnehmerrechte 
im digitalen Bereich 
stärken.  
Mitbestimmungsrecht 
zur Einführung und bei 
der Ausgestaltung 
mobiler Arbeit.  
 
Bildungsurlaub för-
dern. 
 
Entgelttransparenz-
gesetz weiterentwi-
ckeln. 
 
Bundestariftreuege-
setz. 

- Mindeststandards 
beim Arbeits- und Da-
tenschutz und bei den 
allgemeinen Geschäfts-
bedingungen. 
- Scheinselbständigkeit 
verhindern:  
 
Europäische Ar-
beitsbehörde stär-
ken. 
 
Lohnstrukturen auf 
Diskriminierung zu 
überprüfen und den 
Beschäftigten anonymi-
sierte Spannen der Ge-
halts- und Honorar-
struktur zugänglich zu 
machen.  
 
Rechtsanspruch auf 
Weiterbildung.  
 
Leiharbeiter sollen 
vom ersten Tag an den 
gleichen Lohn für glei-
che Arbeit bekommen 
wie Stammbeschäftigte 
– plus Flexibilitätsprä-
mie.  
 
Bundestariftreuege-
setz.  
 
Mitbestimmungsrechte 
für Betriebsräte, 

Bei mobiler Arbeit und 
im Homeoffice soll das 
Arbeitsschutzgesetz und 
nicht die Arbeitsstätten-
verordnung gelten. 
 
Unternehmen mit mehr 
als 500 Beschäftigten 
sollen ihren unterneh-
mensinternen Gender-
Pay-Gap auswerten 
und veröffentlichen.  
 
Scheinselbstständig-
keit verhindern: Über 
das Statusfeststellungs-
verfahren muss sich 
zweifelsfrei klären las-
sen, ob eine abhängige 
Beschäftigung oder eine 
selbstständige Tätigkeit 
vorliegt. 
 
Minijob- und Mi-
dijob-Grenze erhöhen 
und dynamisch an den 
gesetzlichen Mindest-
lohn koppeln.  
 
Tarifautonomie in der 
Arbeitnehmerüber-
lassung stärken – 
Höchstüberlassungs-
dauer aufheben.  
 

Niedriglohnsektor 
abschaffen - Tarifver-
träge stärken.  
 
Rechtsanspruch auf 
eine Mindeststun-
denzahl von 22 Stun-
den pro Woche für Teil-
zeitjobs. 
 
Recht auf Weiterqua-
lifizierung mit einem 
Weiterbildungsgeld.  
 
Tarifverträge und 
komplette Entgelttabel-
len sollen per Rechts-
verordnung gemäß Ar-
beitnehmerentsen-
degesetz bundesweit 
gelten können.  
 
Lohndumping durch 
Werkverträge und 
Leiharbeit beenden. 
Die Vermittlung Er-
werbsloser in Leiharbeit 
durch die Arbeitsagen-
turen und Jobcenter 
muss beendet werden.  
 
Entgelttransparenz-
gesetz durch ein Ver-
bandsklagerecht ergän-
zen, um gleiche Entgelte 
für Frauen und Männer 
durchzusetzen.  
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Minijobgrenze von 
450 Euro auf 550 Euro 
pro Monat erhöhen. 

Personalräte und auch 
Jugend- und Ausbil-
dungsvertretungen aus-
bauen. 

Unnötige gesetzliche 
Sondervorschriften zur 
Zeitarbeit abbauen.  
 

 
Verbindliche Obergren-
zen für Manager- und 
Vorstandsgehälter: 
Sie dürfen nicht mehr 
als das Zwanzigfache 
des niedrigsten Gehalts 
im Unternehmen betra-
gen.  
 
Sachgrundlose Be-
fristungen müssen im 
Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz ersatzlos 
gestrichen werden und 
zulässige Sachgründe 
eng begrenzt werden.  
 
Mini- und Midijobs 
abschaffen und in sozi-
alversicherungspflich-
tige Arbeitsverhältnisse 
überführen.  Sämtliche 
Tätigkeiten über die So-
zialversicherungen 
absichern.  
 
Eine 4-Tage-Woche 
bzw. Arbeitszeiten um 
die 30 Stunden pro Wo-
che sind genug.  
 
Arbeitgeber müssen Be-
ginn, Ende und Dauer 
der täglichen Arbeits-
zeit sowie die Dauer 
der gewährten 
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Ruhepausen jeweils am 
Tag der Arbeitsleistung 
aufzeichnen. Dienstrei-
sen und in der Freizeit 
erbrachte Arbeitsleis-
tungen müssen voll-
ständig als Arbeitszeit 
angerechnet werden. 
Stärkere Kontrollen 
durch Arbeitsschutzbe-
hörden müssen gesetz-
lich vorgeschrieben 
werden.  
 
Arbeit auf Abruf wird 
aus dem Teilzeit- und 
Befristungsgesetz ge-
strichen. Recht auf vo-
rübergehende Arbeits-
zeitverkürzung für alle 
Beschäftigten.  
 
Für alle Beschäftigten 
ein Rechtsanspruch auf 
eine sechswöchige Pfle-
gezeit mit Lohnfort-
zahlung durch den Ar-
beitgeber.  
 
Den Mindesturlaubs-
anspruch im Bundes-
urlaubsgesetz schritt-
weise von 24 auf 30 
Werktage anheben. Je-
dem Beschäftigten sol-
len mindestens 5 Wo-
chen Urlaub zustehen.  
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Recht auf Home-
Office. Die Bedingun-
gen über Home- Office 
müssen per Tarifvertrag 
oder per Betriebs-
/Dienstvereinbarung 
geregelt werden. Ar-
beitsschutz und die ge-
setzliche Unfallversiche-
rung müssen auch im 
Homeoffice uneinge-
schränkt gelten.  
 
Recht auf Auszeiten: 
Beschäftigte sollen 
zweimal in ihrem Be-
rufsleben die Möglich-
keit haben, für ein Jahr 
auszusteigen (Sabbat-
jahr) verbunden mit ei-
nem Rückkehrrecht.  
 
Verordnung zum Schutz 
vor Gefährdungen 
durch psychische Belas-
tungen bei der Arbeit 
(Anti-Stress-Verord-
nung).  
 
Die Arbeitsschutzbe-
hörden müssen finan-
ziell und personell bes-
ser ausstattet werden, 
um wirksame und regel-
mäßige Kontrollen zu 
ermöglichen. 
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Betriebe, die nicht aus-
bilden, müssen eine 
Ausbildungsumlage 
zahlen.  
 
Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit ab dem ers-
ten Tag muss auch für 
Saisonarbeiter und 
aus dem Ausland ent-
sendete Beschäftigte 
gelten.  
 
Rechte von Beschäf-
tigten in Privathaus-
halten stärken.  
 
Rechte von Beschäf-
tigten und Gewerk-
schaften stärken.  
 
Das Streikrecht muss 
auch für Beamte gelten. 
Die Gewerkschaften 
müssen ein umfassen-
des Verbandsklagerecht 
zur Einhaltung von Ta-
rifverträgen und gesetz-
lichen Bestimmungen 
erhalten. 
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Deutschland muss 
aus dem unterge-
henden Euro-Sys-
tem austreten 
 
„Transferunion“ 
aufkündigen und 
den Irrweg der Dau-
errettung beenden. 
 
Nationale Währung 
wiedereinführen. 
 

 
Fiskalregeln des Sta-
bilitäts- und Wachs-
tumspakts und des 
Fiskalvertrags nach der 
Corona-Pandemie zügig 
wieder in Kraft setzen 
und sie weiterentwi-
ckeln, ohne sie aufzu-
weichen.  
 
Ermessensspielräume 
beim Defizitverfah-
ren einschränken und 
das Prinzip der Konditi-
onalität stärken.  
 
Verstöße gegen die Sta-
bilitätskriterien müs-
sen konsequent sanktio-
niert werden.  

 
Eine krisenfeste EU 
muss fiskalpolitisch 
handlungsfähig sein 
und sich zu einer echten 
Fiskal-, Wirtschafts- 
und Sozialunion wei-
terentwickeln. 
 

 
Langfristig soll ein star-
ker und stabiler Euro 
seinen Platz in einem 
kooperativen globalen 
Weltwährungssys-
tem finden.  
 
In Zukunftsmärkten wie 
Investitionen in Kli-
maschutz soll der 
Euro das internationale 
Zahlungsmittel werden.  
 
Ungleichgewichte in 
Überschuss- und De-
fizitländern müssen 
reduziert werden. 

 
Ein stabiler Euro ist 
Voraussetzung für 
Wachstum und 
Wohlstand in Europa.  
 
Um die Währungs-
union für die Zukunft 
krisenfest zu machen, 
müssen die Euro-Län-
der die Lehren aus ver-
gangenen Krisen ziehen.  
 
Stabilität, Eigenverant-
wortung erfordert 
klare Regeln, die vor 
allem auch eingehalten 
werden. 

 
Der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt be-
schneidet die Demokra-
tie in den einzelnen Mit-
gliedstaaten und legt sie 
auf eine neoliberale Fi-
nanzpolitik fest.  
 
Die Defizit- und 
Schuldenregeln müs-
sen angepasst werden.  
 
Die demokratische 
Kontrolle der Ver-
wendung von EU-
Mitteln muss auf euro-
päischer Ebene erfol-
gen. Die Kompetenzen 
der EU-Kommission zur 
Kontrolle und Lenkung 
der Mittelvergabe müs-
sen beschränkt und das 
Europäische Parlament 
stärker einbezogen wer-
den. 

 
Keine Schulden-
aufnahme durch 
die EU, Hilfskre-
dite nur auf natio-
naler Ebene 
 
Sofortige Einstel-
lung jeglicher 

 
Die Europäische Union 
hat mit dem Aufbau-
instrument „Next Ge-
neration EU“ in Ver-
bindung mit dem Mehr-
jährigen  
Finanzrahmen 2021 bis 
2027 angemessen und 
solidarisch auf die 

 
Zusammen mit der Ka-
pitalmarktunion soll 
durch die Vollendung 
der Bankenunion ein 
europäischer  
Kapitalmarkt geschaffen 
werden.  
 

 
EU-Investitions-
fonds als ein Instru-
ment für eine dauer-
hafte, eigene Fiskalpoli-
tik. Er muss so gestaltet 
werden, dass er im Kri-
senfall nicht durch ein-
zelne Länder blockiert 
werden kann und eine 

 
Europäischen Stabili-
tätsmechanismus 
(ESM) zu einem Euro-
päischen Währungs-
fonds (EWF) umbauen. 
Überwachung der Euro-
Rettungsprogramme 
wird damit entpoliti-
siert. 

 
EU-Haushalt durch die 
Ausgabe europäi-
scher Anleihen aus-
weiten.  
 
Zwei Billion Euro für 
das europäische In-
vestitions- und Aus-
gabenprogramm  
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Kreditaufnahme der 
EU, die zu Lasten 
künftiger deutscher 
Generationen gehen 
würde.  
 
Kredite zur Abmil-
derung der Folgen 
von überzogenen 
Corona-Maßnahmen 
ausschließlich auf 
nationaler Ebene.  
 
 
Die Bundesregie-
rung darf keinen 
EU-Corona-Pro-
grammen zustim-
men, für die 
Deutschland nur 
mithaftet, wenig 
Leistung daraus er-
hält und durch die 
drohende Inflation 
zusätzliche Schäden 
erleiden wird.  
 

Corona-Krise reagiert. 
Die damit verbundene 
europäische Schulden-
aufnahme ist befristet 
und einmalig. Sie ist 
kein Einstieg in eine 
Schuldenunion – und 
darf es nie werden. 
 
Europäischen Stabi-
litätsmechanismus 
(ESM), die Banken-
union und die Kapital-
marktunion unter Stabi-
litätsaspekten weiter-
entwickeln und vollen-
den.  
 
Insolvenzverfahren 
für Staaten. 
 
Bankenrettungen aus 
Steuermitteln und eine 
Vergemeinschaftung 
der Haftungsüber-
nahme im Rahmen der 
europäischen Einlagen-
sicherung lehnen wir 
ab. 

Weil zu gemeinsamen 
Ausgaben auch gemein-
same Einnahmen gehö-
ren, haben wir die 
Grundlage für neue eu-
ropäische Eigenmit-
tel geschaffen. 
 
Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt zu einem 
Nachhaltigkeitspakt 
weiterentwickeln. In der 
Corona-Krise begon-
nene gemeinsamen In-
vestitionspolitik Euro-
pas beibehalten. 

starke Kontrolle durch 
das Europaparlament 
sichergestellt ist.  
 
Der Europäische Stabi-
litätsmechanismus wird 
zu einem Europäi-
schen Währungs-
fonds weiterentwickelt. 
In ihm erhalten die Län-
der eine nicht konditio-
nierte kurzfristige Kre-
ditlinie.  
 
Das neu geschaffene 
Wiederaufbau-
instrument versteti-
gen und in ein perma-
nentes Investitions- und 
Stabilisierungsinstru-
ment unter der Kon-
trolle des Europäischen 
Parlaments überführen. 
 
Europäische Währungs-
union zu einer Sozial-
union ausweiten. 
 

 
Der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt 
(SWP), der für die 
Dauer der Pandemie 
und angesichts der hie-
raus resultierenden 
wirtschaftlichen Folgen 
faktisch ausgesetzt 
wurde, soll nach der 
Krise wieder in vollem 
Umfang in Kraft gesetzt 
werden. Sanktionen 
für diejenigen Länder 
verschärfen, die dauer-
haft gegen die Prinzi-
pien der öffentlichen 
Haushaltsführung ver-
stoßen (Maastricht-
Kriterien).  
 
 

„Just Transition 
Fonds“ stärken. 

 
EZB-Nullzinspoli-
tik beenden 
 
Alle Maßnahmen der 
EZB zur Manipula-
tion des freien 

 
Wir lehnen eine mone-
täre Staatsfinanzie-
rung ab. Das überge-
ordnete Ziel der EZB 
bleibt die Wahrung der 

 
Keine Position 

 
Die Bankenunion wird 
durch eine gemein-
same Einlagensiche-
rung als Rückversiche-
rung vollendet. 

 
Verfahren für geordnete 
„Staatsinsolvenzen“ 
schaffen. Damit sollen 
private Gläubiger ein-
zelner Staaten stärker in 

 
Die EU-Verträge müs-
sen geändert werden, 
um der EZB die Staats-
finanzierung zu er-
möglichen.  
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Kapitalmarkts müs-
sen eingestellt wer-
den.  
 
Keine Staatsfinan-
zierung durch die 
EZB; Keine faktische 
Vergemeinschaftung 
der Schulden. Be-
schränkung der EZB 
auf reine Geldpoli-
tik.  
 

 

Geldwert- und Finanz-
stabilität. 
 
CDU lehnt es weiter-
hin ab, mitglied-
staatliche Schulden 
oder Risiken zu ver-
gemeinschaften. Die 
Verträge sprechen eine 
klare Sprache: Jeder 
Mitgliedstaat haftet für 
seine eigenen Schulden 

die Verantwortung ge-
nommen werden.  
 
Eine solche Beteili-
gung des Privatsek-
tors wäre gleichzeitig 
die wirksamste Krisen-
prävention. 

EZB soll demokratisch 
vom Europäischen Par-
lament kontrolliert 
werden. 
 
Die EZB darf nicht wei-
ter Anleihen von Unter-
nehmen mit hohen 
CO2-Emissionen auf-
kaufen. 

 
Keine heimliche und 
hoch ideologische 
Wirtschaftspolitik 
über „Green Deal“ 
und Anleihekäufe.  
 
 

 
Green Deal zu einer 
echten Wachs-
tumsstrategie, einem 
neuen nachhaltigen 
Wachstumsmotor der 
EU, entwickeln. Dazu 
setzen wir auf markt-
wirtschaftliche In-
strumente. 
 

 
Industriestrategie in 
Verbindung mit dem 
European Green Deal 
soll Planungssicherheit 
für den sozialökologi-
schen Umbau unse-
rer Wirtschaft schaf-
fen. 

 
Mit dem Europäischen 
Green Deal hat die EU-
Kommission ein Pro-
gramm vorgelegt, um 
die Europäische 
Union zum ersten 
klimaneutralen Kon-
tinent zu machen.  
 
Zur Umsetzung des 
Green Deal und bei der 
Gestaltung und Vergabe 
von Förderprogrammen 
setzen wir auf das Part-
nerschaftsprinzip 
und unterstützen lokale 
kleine und mittelständi-
sche Unternehmen da-
bei, ihren Beitrag zu 
leisten. 

 
Keine Position 

 
Die EU-Kommission hat 
einen „Green Deal“ 
aufgelegt, der nicht 
mal in der Lage ist, 
die Klimaziele der 
EU zu erreichen.  
 
Green New Deal.  
muss den Umbau der 
Wirtschaft mit massiven 
öffentlichen Investitio-
nen in gute Jobs, Inno-
vation für klimaneutrale 
Produktion und Infra-
struktur schaffen. 
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Target-2 Risiko be-
enden 
 
Die Target-2-Forde-
rungen der Deut-
schen Bundesbank 
sind abzuschmelzen, 
täglich auszuglei-
chen, angemessen 
zu verzinsen und mit 
Sicherheiten zu un-
terlegen. Die AfD ist 
auch offen für wei-
tere sinnvolle Vor-
schläge, die Target-
Forderungen zu 
„monetarisieren“ 
bzw. nutzbar zu ma-
chen.  
 
Solange der Euro zu 
Lasten Deutschlands 
weiterbesteht, kann 
und sollte auch 
Deutschland einen 
großen Teil seines 
Refinanzierungsbe-
darfs über die EZB 
und die EU abwi-
ckeln. 

Keine Position Keine Position Keine Position Keine Position Keine Position 

Absicherung gegen 
die Eurokrise 
 
Das im Ausland gela-
gerte Staatsgold 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 
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vollständig und um-
gehend nach 
Deutschland über-
führen. 
 
Herbeiführung eines 
verfassungsrechtlich 
abzusichernden bi-
lanziellen Sonder-
status der Goldre-
serve zur Abwehr 
der Ausbuchungsge-
fahr.  
 
Langfristig halten 
wir eine grundsätzli-
che Reform des 
Geldsystems für not-
wendig, hin zu ei-
nem freien Wäh-
rungswettbewerb 
oder einem goldge-
deckten Währungs-
system. 
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EU- 
Sicherheitspolitik 
 
Die Vergemeinschaf-
tung der europäi-
schen Außen- und 
Sicherheitspolitik 
(GASP) und den eu-
ropäischen Auswär-
tigen Dienst lehnt 
die AfD ab.  
 

 
Mehrheitsentschei-
dungen in der Außen- 
und Sicherheitspolitik.  
 
Wir setzen auf intensi-
vere verteidigungs-
politische Zusam-
menarbeit im Sinne 
der vernetzten Sicher-
heitspolitik. 

  
Mehrheitsentschei-
den in der Außenpo-
litik – statt des jetzigen 
Einstimmigkeitsprin-
zips.  
 
Unser Ziel bleibt eine 
europäische Armee 
als Teil der Friedens-
macht Europa.  
 
Auch das Amt des Ho-
hen Vertreters der EU 
für Außen- und Sicher-
heitspolitik sollte lang-
fristig zu einem EU-
Außenminister wei-
terentwickelt werden. 

  
Den Europäischen Aus-
wärtigen Dienst (EAD) 
und die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheits-
politik (GASP) stärken, 
einschließlich der Rolle 
des Hohen Vertre-
ters.  
 
Die Gemeinsame Si-
cherheits- und Verteidi-
gungspolitik (GSVP) 
setzt eine gemeinsame 
EU-Außenpolitik vo-
raus. Wir wollen eine 
EU-Sicherheitsunion 
etablieren mit einer 
starken parlamentari-
schen Kontrolle und ei-
ner gemeinsamen rest-
riktiven Rüstungsex-
portpolitik mit strengen 
Regeln und einklagba-
ren Sanktionsmöglich-
keiten: 
Zusammenarbeit der 
Streitkräfte in der 
EU ausbauen, durch 
eine Konsolidierung 
des europäischen  
Rüstungssektors. 

 
Die Einstimmigkeit im 
EU-Ministerrat soll in 
die qualifizierte 
Mehrheit überführt 
werden.  
 
Wir wollen eine Ge-
meinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik 
(GASP) der EU, die den 
Namen auch verdient.  
 
Der Hohe Vertreter 
der EU für Außen- 
und Sicherheitspoli-
tik muss so gestärkt 
werden, dass sie oder er 
zukünftig als vollwerti-
ger „EU-Außenminis-
ter“ agieren kann.  
 
Aufbau einer euro-
päischen Armee un-
ter gemeinsamem Ober-
befehl und unter parla-
mentarischer Kontrolle.  
 
 

 
Wir lehnen die Pläne zu 
einer europäischen 
Verteidigungsunion 
und einer stärkeren Ko-
operation von EU und 
NATO-Kooperation ab.  
 
Auch die gemeinsame 
Außen- und Sicher-
heitspolitik muss vom 
Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte 
kontrolliert werden. 
 

 

 
Diplomatische  
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Beziehungen 
 
Ausgewogene Zu-
sammenarbeit so-
wohl mit den USA 
als auch mit Russ-
land.  
 
 

Die USA sind unser 
wichtigster weltpoliti-
scher Partner. Chance 
eines neuen Aufbruchs 
für die transatlanti-
sche Partnerschaft. 
 
Russland fordert un-
sere Werte heraus.  
Wir suchen zugleich 
weiter den Dialog und 
die Zusammenarbeit 
mit Russland. 
 
Wir werden uns weiter-
hin für ein Ende des 
Konflikts in der Ostuk-
raine und für eine 
Rückkehr zum legiti-
men völkerrechtlichen 
Status der Krim einset-
zen. Solange die russi-
sche Regierung dazu 
nicht bereit ist, müssen 
die Sanktionen beste-
hen bleiben. 

Neustart in den 
transatlantischen 
Beziehungen.  
 
Wir sehen, dass Euro-
pas Beziehungen zu 
Russland immer wie-
der Rückschlägen aus-
gesetzt sind. Russland 
bricht regelmäßig inter-
nationales Recht und 
belastet damit die Be-
ziehungen zu seinen 
Nachbarn.  
 
Wir setzen, bei aller er-
forderlicher Kritik, auch 
bei Russland auf die Be-
reitschaft zum Dialog 
und zur Zusammen-
arbeit. Frieden in Eu-
ropa kann es nicht ge-
gen, sondern nur mit 
Russland 

 

Die transatlantische 
Partnerschaft bleibt 
ein zentraler Stützpfei-
ler der deutschen Au-
ßenpolitik. 
 
Russland hat sich zu-
nehmend in einen auto-
ritären Staat gewandelt, 
dessen Außenpolitik 
durch militärische und 
hybride Mittel den Frie-
den in der EU und in 
der gemeinsamen Nach-
barschaft gefährdet.  
 
Für eine Lockerung der 
Sanktionen, die wegen 
der völkerrechtswidri-
gen Annexion der Krim 
und des militärischen 
Vorgehens in der Ukra-
ine gegen Russland ver-
hängt wurden, hat die 
EU klare Bedingungen 
formuliert. An diesen 
werden wir festhalten 
und die Sanktionen 
bei Bedarf verschär-
fen. 

Wir sind überzeugte 
Transatlantiker. Wir 
wollen den Dialog mit 
den Vereinigten Staaten 
auf allen Ebenen inten-
sivieren, die transatlan-
tischen Handelsbezie-
hungen hin zu einem 
transatlantischen 
Wirtschaftsraum 
vertiefen. 
 
Derzeitige Politik der 
Russischen Födera-
tion sehen wir mit gro-
ßer Sorge. Wir fordern 
ein unverzügliches Ende 
der Gewalt in der 
Ostukraine und der 
völkerrechtswidrigen 
Annexion der Krim.  
 
Daher stehen wir aus-
drücklich zu den von 
der EU verhängten 
Sanktionen. Im Fall ei-
ner weiteren militäri-
schen Eskalation in der 
Ukraine muss die EU 
die Sanktionen ver-
schärfen.  
 

Die USA und die EU 
versuchen, ihre Vor-
machtstellung gegen 
Russland und China 
zu verteidigen.  
 
Angesichts der Konfron-
tation zwischen Russ-
land, China und den 
USA brauchen wir eine 
EU, deren Außenpoli-
tik von friedlicher 
Kooperation geprägt 
ist und nicht von der ge-
walttätigen Durchset-
zung wirtschaftlicher 
Interessen. 

 
UN-Sicherheitsrat 
 

 
Keine Position 

 
Ständiger europäi-
scher Sitz und eine an-
gemessene 

 
Gerechtere Repräsen-
tation der Regionen 
im Sicherheitsrat.  

 
Ständiger europäi-
scher Sitz im Sicher-
heitsrat der Vereinten 

 
Die Forderung nach ei-
nem ständigen Sitzes 
Deutschlands im 



VII. Außenpolitik 
 

26 
 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Ein ständiger Sitz 
Deutschlands im 
UN-Sicherheitsrat. 
 

Repräsentanz des 
Globalen Südens im 
Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen. 

 

 
Vetorecht soll langfris-
tig abgeschafft werden. 
Wenn der Sicherheitsrat 
im Falle von schwersten 
Menschenrechtsverlet-
zungen anhaltend blo-
ckiert ist, soll die Gene-
ralversammlung an sei-
ner Stelle über frie-
denserzwingende 
Maßnahmen beschlie-
ßen. 
 

Nationen und Ausbau 
des Konsenses über die 
Schutzverantwor-
tung („Responsibility to 
Protect“) ein. 
 

Sicherheitsrat lehnen 
wir ab. 
 
Die Generalver-
sammlung muss ge-
genüber dem Sicher-
heitsrat gestärkt wer-
den.  

 
Nichteinmischung 
 
Strikte Einhaltung 
des Nichteinmi-
schungsgebots in in-
nere Angelegenhei-
ten von Staaten. 
 

 
Demokratien und auto-
ritäre Staaten ringen 
um den globalen Gestal-
tungsanspruch im 
21.Jahrhundert. Aus 
dieser Systemrivalität 
ergeben sich für uns die 
Verpflichtung und der 
Anspruch, die interna-
tionale regel- und 
wertebasierte Ord-
nung wieder zu stär-
ken. 
 

Dazu gehört, 
dass wir mehr Verant-
wortung im Verbund 
mit unseren Bündnis-
partnern übernehmen 
müssen – sowohl bei 
robusten Einsätzen 

 
Das Zentrum für in-
ternationale Frie-
denseinsätze (ZIF) 
stärken und ein hoch-
professionelles Team 
von Friedensemissären 
für das Führen von Ver-
handlungen aufbauen. 

 
Die Anwendung militä-
rischer Gewalt als Ul-
tima Ratio, wenn alle 
anderen Möglichkeiten 
wie Sanktionen oder 
Embargos ausgeschöpft 
wurden, kann in man-
chen Situationen nötig 
sein, um Völkermord zu 
verhindern und die 
Möglichkeit für eine po-
litische Lösung eines 
Konflikts zu schaffen.  
 
Bewaffnete Einsätze 
der Bundeswehr im 
Ausland sind in ein 
System gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit –
basierend auf dem 

 
Keine Position 

 
Die Bundeswehr 
muss aus allen Aus-
landseinsätzen zu-
rückgeholt werden. 
Wir wollen die Mittel 
für militärische Inter-
ventionen umwidmen 
und in ein ziviles Auf-
bau- und Friedenssiche-
rungsprogramme inves-
tieren. 
 
Wir fordern die Auflö-
sung der NATO und 
ihre Ersetzung durch 
ein kollektives Sicher-
heitssystem unter Betei-
ligung Russlands, das 
Abrüstung als ein zent-
rales Ziel hat.  
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als auch bei Friedens-
missionen und der 
Entwicklungszusam-
menarbeit vor Ort. 

Grundgesetz und dem 
Völkerrecht.  
 
Bei Eingriffen in die 
Souveränität eines Staa-
tes oder dort, wo staatli-
che Souveränität fehlt, 
braucht es ein Mandat 
der Vereinten Natio-
nen. 
 

Eine Beteiligung der 
Bundeswehr an 
NATO-Kriegseinsät-
zen lehnen wir ab. 
 

 

 
Rüstungskontrolle 
 
Stärkung und Erwei-
terung der Kontroll-
mechanismen in der 
nuklearen und kon-
ventionellen Rüs-
tung. 

 
Wir drängen daher auf 
mehr Dynamik in der 
Rüstungskontrolle 
und Abrüstung und un-
terstützen neue Initiati-
ven, die zu mehr Sicher-
heit beitragen. 
 
 

 

 
Deutschland sollte als 
Beobachter bei der Ver-
tragsstaatenkonfe-
renz des Atomwaffen-
verbotsvertrags die In-
tentionen des Vertrages 
konstruktiv begleiten.  
 
Beginn von Verhand-
lungen zwischen den 
USA und Russland zur 
verifizierbaren, voll-
ständigen Abrüstung 
im substrategischen 
Bereich mit dem Ziel, 
die in Europa und in 
Deutschland stationier-
ten Atomwaffen endlich 
abzuziehen und zu ver-
nichten.  
 
Wir werden zudem 
Rüstungskontrolle 
auch in den Bereichen 

 
Unser Anspruch ist 
noch immer nichts Ge-
ringeres als eine atom-
waffenfreie Welt.  
Als ersten Schritt sollte 
Deutschland als Be-
obachter an der Ver-
tragsstaatenkonfe-
renz teilnehmen.  
 
Weitere Initiativen: Re-
duzierung der Zahl von 
Atomwaffen; Verzicht 
der NATO auf jeden 
Erstschlag; Öffentliche 
Debatte über die veral-
teten Abschreckungs-
doktrinen des Kalten 
Krieges. 

 
Deutschland und Eu-
ropa müssen starke Im-
pulsgeber sein, um die 
Instrumente von Ab-
rüstung und Rüs-
tungskontrolle für 
das 21. Jahrhundert zu 
erneuern und neu zu 
denken.  
 
Rüstungskontrollver-
einbarungen für soge-
nannte „Cyberwaf-
fen“, die neuen Mas-
senvernichtungswaffen 
im Informationszeital-
ter, und die „Hyper-
sonic Glide Vehicles“ 
mit Atomsprengkopf, 
die innerhalb einer 
Stunde jeden Ort auf 
der Welt erreichen und 
zerstören können, 

 
Wir fordern einen 
Stopp von Rüstungs-
exporten, sowie ver-
stärkte internationale 
Zusammenarbeit für 
mehr Abrüstung und 
Rüstungskontrolle. 
 
Deutschland muss end-
lich den Atomwaffen-
verbotsvertrag der 
UN unterzeichnen.  
 
Nukleare Teilhabe be-
enden. Die US-Atom-
waffen müssen sofort 
abgezogen und vernich-
tet werden. Es dürfen 
keine weiteren 
Atomwaffen in 
Deutschland statio-
niert werden.  
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Biotechnologie, Cy-
ber-Sicherheit und 
Künstliche Intelli-
genz etablieren. 

 

müssen dringend ver-
handelt werden. 

Deutschland soll sich 
für einen Vertrag zur 
Ächtung von Mittel-
streckenraketen ein-
setzen, der die USA, 
China und Russland mit 
einbezieht. 

 
Terrorismusbe-
kämpfung 
 
Internationale Ko-
operation zur Be-
kämpfung des is-
lamistischen Terro-
rismus. 

 
Der Islamismus ist 
eine extremistische poli-
tische Ideologie. Wir be-
kämpfen ihn mit der 
ganzen Härte unseres 
Rechtsstaates.  
 
Wir werden dafür sor-
gen, dass die Finanzie-
rung des Terroris-
mus – national wie in-
ternational – intensiver 
bekämpft wird. 
 
Das Gemeinsame Extre-
mismus- und Terroris-
musabwehrzentrum 
(GETZ) und das Ge-
meinsame Terrorismus-
abwehrzentrum zur Be-
kämpfung des islamisti-
schen Terrorismus 
(GTAZ) haben sich als 
Kooperationsplattfor-
men bewährt. 

 
Keine Position 

 
Durch Terrorismus von 
gewaltbereiten Rechts-
extremisten und Is-
lamisten ist die öffent-
liche Sicherheit in 
Deutschland bedroht.  
 
Terror entschieden be-
kämpfen – durch effek-
tive intersektional aus-
gerichtete Präventi-
onsarbeit, bessere 
Vernetzung der Sicher-
heitsbehörden und eine 
konsequente Überwa-
chung von soge-
nannten Gefähr-
dern.  
 
Schaffung rechtlicher 
Grundlagen für die Ter-
rorabwehrzentren 
GTAZ und GETZ ge-
hört. 

 
Schaffung rechtlicher 
Grundlagen für die Ter-
rorabwehrzentren 
GTAZ und GETZ.  
Wir wollen hierbei die 
Aufgaben von Nachrich-
tendiensten und Polizei 
voneinander getrennt 
halten und dieses Tren-
nungsgebot im 
Grundgesetz verankern. 

 
Keine Position 

 
Rüstungsindustrie 
 

Wir verstehen uns als 
Parteien der Bun-
deswehr.  

 
Rüstungsexportge-
setz. 

 
Gemeinsame restrik-
tive 

 
Einsatzbereitschaft der 
Bundeswehr erhöhen. 

 
Perspektivisch alle 
Rüstungsexporte 
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Autonome und leis-
tungsfähige wehr-
technische Industrie 
in Deutschland er-
halten.  
 
Stärkung der Bun-
deswehr gegen hyb-
ride Bedrohungen 
und Cyberattacken. 
 
 

 
Rechtliche Regelung der 
militärischen Nutzung 
von KI, Cyber- und 
Weltraumfähigkei-
ten. 
 
Dabei wollen wir eine 
leistungsfähige 
wehrtechnische In-
dustrie in Deutsch-
land erhalten.  
 
Wir wollen mit einem 
Bundeswehrpla-
nungsgesetz dazu bei-
tragen, dass Sicherheit  
unabhängig von kurz-
fristigen Änderungen 
politischer Stimmungs-
lagen als Kernaufgabe 
des Staates verlässlich 
finanziell gesichert 
bleibt.  
 
Das Nationale Cyber-
Abwehrzentrum wei-
terentwickeln.  
 
Europäische Cyber-
Brigade ausbauen. 
 

 
Souverän muss Europa 
neue Rüstungskon-
troll- und Abrüs-
tungsinitiativen für 
den europäischen Kon-
tinent entwickeln, um 
frühzeitig auf die Risi-
ken neuer Technolo-
gien und gefährliche 
Entwicklungen im Cy-
berbereich oder im 
Weltraum reagieren zu 
können. 
 
 

Rüstungsexportkon-
trolle der EU mit ein-
klagbaren strengen Re-
geln und Sanktionsmög-
lichkeiten.  
 
Rüstungsexportkon-
trollgesetz mit Ver-
bandsklagerecht. 
 
Die Bundeswehr soll 
entsprechend ihrem 
Auftrag und ihren Auf-
gaben personell und 
materiell sicher und 
planbar ausgestattet 
und bestmöglich organi-
siert sein muss.  
 
Ressortübergreifende 
Strategien zur Bekämp-
fung hybrider Bedro-
hungen, mit starker 
parlamentarischer Kon-
trolle für das Handeln 
der Bundeswehr im 
Cyberraum.  
Die Bundeswehr 
braucht ein an Schutz 
und Defensive orientier-
tes Selbstverständnis im 
digitalen Raum. 
 

Deshalb müssen auch 
die bisher eingeleiteten 
Trendwenden einer 
Überprüfung unterzo-
gen und der Moderni-
sierungsprozess der 
Bundeswehr muss 
langfristig finanziell ab-
gesichert werden.  
 
Für mehr Cybersi-
cherheit als strategi-
sches Sicherheitsziel 
der Bundesrepublik 
Deutschland sind die 
entsprechenden Struk-
turen des Bundes, wie 
das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informa-
tionstechnik, zu stärken 
und aufzurüsten. 
 

aus Deutschland ein-
stellen.  
 
Konversionspro-
gramme für die und 
mit den Beschäftigten in 
der Rüstungsindustrie 
entwickeln, um neue 
Arbeitsplätze zu schaf-
fen.  
 
Die Ausrichtung der 
Bundeswehr als Ein-
satzarmee lehnen 
wir ab. Sie muss zu-
rückgebaut werden zu 
einer Verteidigungsar-
mee, wie es das Grund-
gesetz vorsieht.  
 
Der Cyber- und In-
formationsraum der 
Bundeswehr muss 
aufgelöst werden. 
Bekämpfung von Krimi-
nalität im Netz und 
Schutz kritischer Infra-
struktur sind Aufgabe 
der Sicherheitsbehör-
den im Inneren, nicht 
der Bundeswehr. 

 

 
Wehrpflicht 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 

 
Die Rekrutierung Min-
derjähriger sowie den 

  
Die Wehrpflicht ist in 
Deutschland seit 2011 
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Wiedereinsetzung 
der Wehrpflicht, er-
gänzt um Gemein-
schaftsdienst für 
Männer und Frauen 
im Bereich Pflege, 
Technisches Hilfs-
werk oder der Feu-
erwehr. 

 
 
 
 

 

bewaffneten Einsatz der 
Bundeswehr im Inneren 
lehnen wir ab. 
 
Freiwilligen Wehr-
dienst im Heimat-
schutz beenden. 
 

Attraktivität des Bun-
desfreiwilligen-
dienstes (BFD) erhö-
hen.  
 
An der Aussetzung 
der Wehrpflicht hal-
ten wir fest: 

nur ausgesetzt. Wir wol-
len sie ganz abschaf-
fen. 
 

 
Entwicklungspolitik 
 
Entwicklungspoli-
tik im Rahmen der 
EU-Reform wieder 
ganz auf nationale 
Ebene der Mit-
gliedsstaaten ver-
legen.  
 
Entwicklungspoli-
tik auf ausge-
wählte Länder 
konzentrieren. 

 
ODA-Quote (0,7 Pro-
zent des Bruttonational-
einkommens für öffent-
liche Entwicklungszu-
sammenarbeit).  
 
Wir erwarten von den 
Partnerländern bei der 
Entwicklungszusam-
menarbeit auch eine 
enge Kooperation bei 
der Bekämpfung von 
Fluchtursachen und 
illegaler Migration 
(zum Beispiel Rück-
nahme eigener Staats-
angehöriger). 

 
ODA-Quote (0,7 Pro-
zent des Bruttonational-
einkommens für öffent-
liche Entwicklungszu-
sammenarbeit).  
Davon sollen 0,2 Pro-
zent des Bruttonational-
einkommens für die 
ärmsten Entwicklungs-
länder (LDCs) verwen-
det werden. 
 
Erhöhung der EU-
Mittel.  

 
ODA-Quote (0,7 Pro-
zent des Bruttonational-
einkommens für öffent-
liche Entwicklungszu-
sammenarbeit). Zusätz-
lich 10 Milliarden Euro 
zur internationalen Kli-
mafinanzierung. 
 
Eine Instrumentalisie-
rung der Entwick-
lungszusammenar-
beit zur Flüchtlings-
abwehr lehnen wir 
ab. 

 
Schaffung einer Eu-
ropäischen Entwick-
lungsbank unter dem 
Dach der Europäischen 
Investitionsbank (EIB).  
 
Entwicklungszusam-
menarbeit der EU 
und ihrer Mitgliedstaa-
ten besser aufeinander 
abgestimmten.  
Die EIB bietet hierfür 
den geeigneten Rah-
men. Eine Europäische 
Entwicklungsbank, die 
den Fokus auf Demo-
kratie, Marktwirtschaft 
und Rechtsstaatlichkeit 
legt und die Mobilisie-
rung von privatem Ka-
pital steigert. 

 

 
Das Geld für Entwick-
lungszusammenarbeit 
muss aus öffentlichen 
Mitteln stammen. Den 
undemokratischen Ein-
fluss privater Stiftungen 
und großer Kapitalgeber 
wollen wir ebenso been-
den wie öffentlich-pri-
vate Partnerschaften.  
 
Instrument der 
Budgethilfe stärken.  
 
Die Verzahnung von 
Entwicklungs- und 
Sicherheitspolitik, 
im Sinne des so genann-
ten Grenzschutzes und 
der Migrationskon-
trolle, lehnen wir ab. 

 
Lieferkettengesetz 
 

 
EU-Regelung für Liefer-
ketten. Diese muss die 
Standards des 

 
Nationales Lieferket-
tengesetz weiterent-
wickeln.  

 
 
Nachbesserungen 
am deutschen 

 
Wir setzen auf gelebte 
Eigenverantwortung 
von Unternehmen 

 
Wir fordern ein Liefer-
kettengesetz, das den 
Namen verdient. Das 
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Ideologisch moti-
vierte Alleingänge, 
wie das Lieferketten-
gesetz, lehnen wir 
ab.  
 

deutschen Liefer-
kettensorgfaltsgeset-
zes im EU-Binnen-
markt europaweit 
durchsetzen, aber nicht 
verschärfen.  
 
 

 
Gesetz zur Rückver-
folgung auf dem 
Weltmarkt gehan-
delter Güter auf euro-
päischer Ebene veran-
kern, mit verbindlichen 
und sanktionsbewehr-
ten Regeln, Zugang zu 
Gerichten in Europa 
und Entschädigung der 
Opfer.  
 
Wir unterstützen ein 
VN-Abkommen zu 
Wirtschaft und Men-
schenrechten. 

 

Lieferkettengesetz 
sind dringend notwen-
dig. 
 
Verbindliches und wirk-
sames Lieferketten-
gesetz auf nationaler 
wie europäischer 
Ebene.  
 

und Konsumenten 
zum besseren Schutz 
der Menschenrechte.  
 
Einheitliche europä-
ische Regelung zur 
menschenrechtlichen 
Sorgfaltspflicht in der 
Lieferkette. 
 
Wir schlagen einen ri-
siko-, größen- und sek-
torspezifischen Ansatz 
vor. Die Schaffung wei-
terer Dokumentations-
pflichten oder unnötiger 
bürokratischer Hürden 
lehnen wir ab. 

von der Bundesre-
gierung geplante Ge-
setz lässt zu viele Lü-
cken.  
 
Wirksame Haftungs-
regel, um die Rechte 
von Betroffenen zu stär-
ken und die Arbeitsbe-
dingungen zu verbes-
sern.  
 
Die Einfuhr von sel-
tenen Rohstoffen, die 
in Konfliktregionen ge-
fördert werden, wollen 
wir beenden. Deshalb 
sprechen wir uns für ein 
Zertifizierungsgebot 
aus. 

 
 
Handelspolitik 
 
Stärkere Kontrolle 
und Berücksichti-
gung gesamtwirt-
schaftlicher und ver-
teidigungspoliti-
scher deutscher In-
teressen bei der 
Übernahme deut-
scher Unternehmen 
durch ausländische 
Konzerne und Fi-
nanzinvestoren.   

 
Das europäische Wett-
bewerbs- und Beihil-
ferecht anpassen, um 
Verzerrungen beim 
Handel und im Wettbe-
werb infolge von Staats-
subventionen und Inter-
ventionen in anderen 
Teilen der Welt auszu-
gleichen. 

 
Neu geordnetes 
Wettbewerbs- und 
Beihilferecht, das 
Wettbewerbsnachteile 
gegenüber anderen gro-
ßen Wirtschaftsräumen 
verringert. Das Beihilfe-
recht muss es dem Staat 
ermöglichen, den nöti-
gen Kapitaleinsatz in 
den Unternehmen mit 
öffentlichen Mitteln zu 
unterstützen und auf 

 
Durch eine Reform 
des EU-Beihilfe-
rechts können Wettbe-
werbsverzerrungen 
durch staatlich geför-
derte Konzerne aus an-
deren Weltregionen ver-
hindert werden.  
 
Der EU-Prüfmecha-
nismus für ausländi-
sche Direktinvestiti-
onen muss verbessert 
werden. 

 
Die Bundesregierung 
muss innerhalb Europas 
und der Welt protekti-
onistischen Tenden-
zen entgegentreten.  
 
Grundsatz der Re-
ziprozität, wonach 
Unternehmen nur dann 
Zugang zum europäi-
schen Markt haben soll-
ten, wenn das umge-
kehrt auch der Fall ist. 

 
Keine Position 
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diese Weise Arbeits-
plätze zu erhalten. 

 
Ein neues EU-In-
strument gegen wirt-
schaftlichen Zwang 
soll der EU helfen sich 
gegen rechtswidrigen 
ökonomischen Druck 
von außen zu wehren. 

 
Handelsrecht 
 
Entscheidungen aus-
ländischer nationa-
ler Gerichte mit ext-
raterritorialer Wir-
kung betrachten wir 
als nichtig, einseitig 
verhängte Sanktio-
nen gegen Wirt-
schaftsprojekte un-
seres Landes als völ-
kerrechtswidrig. 

 
Keine Position 
 
 

 

 
Private Streit-
schlichtungsmecha-
nismen sollen abge-
schafft und durch öf-
fentliche Gerichte er-
setzt werden.  
 
Multinationales In-
vestitionsgericht, das 
bei ungleichen Behand-
lung zwischen Handels-
partnern, eingreift. 
 
In allen Handels-, Wirt-
schaftspartnerschafts- 
und Investitionsabkom-
men der EU werden zu-
künftig konkrete Be-
schwerde- und Sank-
tionsmechanismen 
vereinbart. 
 

 
Multilaterales Han-
delsgerichtshof bei 
den Vereinten Natio-
nen.  
 
Internationale Kon-
zerne dürfen durch 
Handels- und Inves-
titionsklagen nicht 
noch mächtiger werden, 
daher lehnen wir Klage-
privilegien oder eine 
Sonderjustiz für auslän-
dische Investoren ab. 

 
Nationale Allein-
gänge und Willkürzölle 
sowie neue nicht-ta-
rifäre Handelshemm-
nisse lehnen wir ab.  
 
Wir setzen uns dafür 
ein, die Blockade der 
WTO-Streitbeile-
gung schnellstmöglich 
zu lösen.  
 
Subventionen und 
Dumping überall dort 
bekämpfen, wo immer 
diese Praktiken einen 
fairen Wettbewerb be-
hindern. 

 
Keine Position 

 
Fürsorgepflicht 
Deutschlands gegen-
über deutschen Min-
derheiten im 

 
Vertriebene und 
ihre Nachkommen, 
Aussiedler und deut-
sche Minderheiten 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 
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Ausland. Vermitt-
lung deutscher Spra-
che und Kultur im 
Ausland.  
 
Deutsche Sprache 
muss in den europä-
ischen Institutionen 
den Verfahrensspra-
chen Englisch und 
Französisch gleich-
gestellt werden.  

im Ausland haben 
Brücken der Verständi-
gung in Europa gebaut. 
 
Die deutschen Minder-
heiten und Volksgrup-
pen in verschiedenen 
Ländern wollen wir wei-
terhin darin unterstüt-
zen, ihre Sprache 
und Kultur zu pfle-
gen.  
 
Uns ist wichtig, das 
Amt des Beauftrag-
ten der Bundesregie-
rung für Aussiedler-
fragen und nationale 
Minderheiten in einer 
exponierten Stellung in 
der Bundesregierung zu 
stärken. 
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Linksextremismus 
 
Wir fordern ver-
stärkte Anstrengun-
gen im Kampf gegen 
den Linksextremis-
mus, der zuneh-
mend die Schwelle 
zum Linksterroris-
mus überschreitet.  
 
Einstufung der soge-
nannten Antifa als 
terroristische Verei-
nigung.  

 

 
Dem gewaltbereiten 
Linksextremismus 
muss konsequent 
begegnet werden. 
Wer das Gewaltmono-
pol des Staates in Frage 
stellt oder offen zur Ge-
walt gegen den Staat, 
seine Einrichtungen 
und seine Repräsentan-
ten aufruft, darf keine 
Milde erwarten.  
 
 

  
Keine Position  

 

  
Keine Position  
 

 
Politischen Extremis-
mus von Rechts- bis 
Linksextremismus 
lehnen wir ebenso ab 
wie religiös oder natio-
nalistisch motivierten 
Extremismus.  
 
Präventionsarbeit 
und funktionierende 
Aussteigerpro-
gramme zu unter-
schiedlichen Extremis-
musformen auf eine 
verlässliche finanzielle 
Grundlage stellen. 

 

 
Ehrenamtlich organi-
sierte Projekte der Zi-
vilgesellschaft und 
Antifa-Initiativen, 
die Aufklärungsarbeit 
werden als "Linksext-
remisten" kriminali-
siert.  
 
Die AfD versucht miss-
liebige Vereine und Ak-
teure der Zivilgesell-
schaft bis hin zur Lan-
deszentrale für politi-
sche Bildung zu diskre-
ditieren. 

 
Bundespolizei  
 
Zuständigkeitsbe-
reich der Bundespo-
lizei zur Bekämp-
fung illegaler Migra-
tion und grenzüber-
schreitender Krimi-
nalität ausweiten.  

 

 
Grenzfahndung in 
besonderen Gefahrenla-
gen stärken.  
 
Lagebildabhängige 
Schleierfahndung er-
möglichen.  
 
Zugang zu relevanten 
Datenbanken wie das 
Schengen-Informati-
onssystem und EURO-
DAC für Grenzpolizei 
zugänglich machen. 

 
Keine Position  
 

 
Personalabbau bei Bun-
despolizei und Bundes-
kriminalamt wollen wir 
durch eine Offensive 
bei der Besetzung of-
fener Stellen behe-
ben. 
 
Einführung einer indivi-
duellen, aber anonymi-
sierten Kennzeich-
nung für die Bun-
despolizei 

 
Ausbau der EU-
Grenzschutzagentur 
Frontex auf die vorgese-
hene Personalstärke von 
10.000 Beamtinnen und 
Beamten – begleitet von 
einer strukturellen Re-
form sowie einer Erwei-
terung von Kontroll- 
und Transparenzme-
chanismen. Deutsch-
land muss sich hieran 
stärker beteiligen. 

 

 
Ausweitung der Befug-
nisse der Bundespo-
lizei lehnen wir ab.  
 
Verdachtsunabhängige 
Kontrollen auf der Basis 
von Gummiparagra-
phen, wie im Bundes-
polizeigesetz, müssen 
gestrichen werden. 
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Bundeseinheitliche 
Besoldung und ange-
messene Vergütung 
für Polizei, Soldaten 
und Rettungs-
dienste.  
 
Übernahme der 
Dienstunfähigkeits- 
und Diensthaft-
pflichtversicherung 
durch den Dienst-
herrn. 

Um Polizisten und an-
deren Einsatzkräften 
sowie Soldaten den Rü-
cken zu stärken, wollen 
wir deren Schmer-
zensgeldansprüche 
neu regeln.   
 
Wir wollen die Ruhe-
gehaltsfähigkeit der 
Polizeizulage prüfen. 

 

Modernes Dienst-
recht, gute Arbeits-
bedingungen und 
eine angemessene 
Bezahlung für Beamte 
und Mitarbeiter der Po-
lizei.  

 

Kontrollbefugnisse der 
Bundespolizei so ausge-
stalten, dass sie nicht 
mehr zu Racial Profi-
ling führen. Einführung 
sogenannter Ticketsys-
teme, um Gründe für 
polizeiliche Kontrollen 
für die Betroffenen 
transparent zu machen.  

 

Keine Position  Die Polizeigesetze der 
letzten Jahre haben die 
Grenzen aufgeweicht.  
Die Strafverschär-
fungen für Wider-
standsdelikte wollen 
wir rückgängig machen.  
 
Es braucht klare Regeln, 
um Racial Profiling 
zu verhindern. 

 

 
Fahndungsmöglich-
keiten verbessern 
durch Einsatz von 
Videoüberwachung 
mit Gesichtserken-
nungssoftware.  
 
 

 
Kameras mit intelligen-
ter Videosicherheits-
technik helfen unseren 
Polizistinnen und Poli-
zisten, Täter abzuschre-
cken und Straftaten auf-
zuklären.  
 
Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass die auto-
matisierte Gesichtser-
kennung an Gefahren-
orten in Deutschland 
eingesetzt werden kann. 

 
Keine Position  
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Den Einsatz biometri-
scher Identifizierung im 
öffentlichen Raum, wie 
beispielsweise Ge-
sichtserkennung, 
lehnen wir ebenso wie 
die undifferenzierte 
Ausweitung der Video-
überwachung, die an-
lasslose Vorratsdaten-
speicherung, generelle 
Hintertüren in digitalen 
Geräten und Anwen-
dungen oder das Infilt-
rieren von technischen 
Geräten (Online-Durch-
suchung bzw. Quellen-
TKÜ) ab. 

 
Wir fordern ein Recht 
auf Anonymität im 
öffentlichen Raum und 
lehnen den Einsatz der 
automatisierten Ge-
sichtserkennung ab.  
 
Eine flächende-
ckende Videoüber-
wachung lehnen wir 
ab.  
Eine intelligente Video-
überwachung an Krimi-
nalitätsschwerpunkten 
kann aber eine sinnvolle 
Ergänzung zur Gefah-
renabwehr und Straf-
verfolgung sein. 
 

 
Videoüberwachung 
im öffentlichen Raum 
muss beendet werden. 
Automatisierte Ge-
sichtserkennung wol-
len wir verbieten.  
 
Wir brauchen stattdes-
sen mehr Personal im 
öffentlichen Raum und 
auf Bahnhöfen, das Un-
terstützung, Auskunft 
und Hilfe bieten kann. 

 
Erleichterung der 
Ausweisung. 

 
Straftäter konse-
quent abschieben. 

 
Keine Position  
 

 
Keine Position  
 

 
Keine Position  
 

 
Keine Position  
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Ausweisung bereits 
durch Strafgerichte 
ermöglichen.  
Ermöglichung der 
Unterbringung nicht 
abgeschobener Kri-
mineller im Aus-
land.  
 
Schaffung der Mög-
lichkeit, Gefährder, 
insbesondere Terro-
risten, solange in 
Haft zu nehmen, wie 
sie im Inland sind  
und von ihnen eine 
erhebliche Gefahr 
für die Allgemein-
heit ausgeht. 
  
Zur Entlastung der 
Justizvollzugsanstal-
ten sind für auslän-
dische Straftäter 
Vereinbarungen mit 
möglichst heimatna-
hen Staaten zur Ein-
richtung von Voll-
zugsanstalten zu 
treffen, die den An-
forderungen der eu-
ropäischen Men-
schenrechtskonven-
tion entsprechen. 
 

Wer in Deutschland 
straffällig wird, hat 
sein Gastrecht verwirkt. 
 
Möglichkeit schaffen, 
radikalisierte Gefähr-
der in Sicherungs-
verwahrung zu neh-
men, sobald sie straf-
rechtlich in Erschei-
nung treten und damit 
ihre Gewaltbereitschaft 
zeigen.  
Wer sich zum Beispiel 
im Ausland als Terrorist 
ausbilden lässt, ist eine 
große Gefahr und ge-
hört ins Gefängnis.  
Die Sicherungsver-
wahrung wollen wir 
daher bereits für Ersttä-
ter nutzen. 
 

      



VIII. Innere Sicherheit 
 

37 
 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Durch kriminelle 
Aktivitäten erwor-
bene Vermögen 
müssen eingezogen 
werden.  
 
Zugehörigkeit zur Organi-
sierten Kriminalität bei 
Ausländern als Auswei-
sungsgrund einführen. 

Wir wollen, dass Poli-
zei- und Ermittlungsbe-
hörden in Deutschland 
noch enger überregional 
und behördenübergrei-
fend zusammenwirken.  
 
Auch auf europäischer 
Ebene werden wir orga-
nisierter Kriminalität, 
Mafia und kriminellen 
Clans durch eine wirk-
samere Zusammenar-
beit – auch mit Blick auf 
EUROPOL und die 
Herkunftsländer der Tä-
ter – begegnen. 
 
Die von kriminellen Fa-
milienclans began-
gene organisierte Krimi-
nalität stellt eine spezi-
elle Bedrohung der Si-
cherheit dar – insbeson-
dere in vielen Großstäd-
ten. Mit unserer Null-
Toleranz-Strategie 
und Politik der tausend 
Nadelstiche werden wir 
den Kontroll- und Ver-
folgungsdruck auf kri-
minelle Clans weiter er-
höhen. 
 

Der Zoll ist neben der 
Polizei eine wichtige In-
stitution im Kampf ge-
gen Geldwäsche und 
Kriminalität.  
 
Wir werden die Kompe-
tenzen des Zolls weiter 
stärken und die für des-
sen Wahrnehmung der 
Aufgaben verbundene 
Personalausstattung 
und Ausrüstung im Be-
reich illegale Beschäfti-
gung und Schwarzar-
beit, organisierte Krimi-
nalität, Geldwäsche wir-
kungsvoll unterstützen. 

 
Keine Position  
 

Wir setzen uns dafür 
ein, dass Organisierte 
Kriminalität nach-
haltig bekämpft wird.  
 
Den hocheffizienten 
und -effektiven Struktu-
ren der Organisierten 
Kriminalität in all ihren 
vielfältigen Formen 
muss zum Schutz von 
Staat und Gesellschaft 
von staatlicher Seite mit 
entsprechend struktu-
rierten und nachhalti-
gen Aktivitäten entgeg-
net werden. Diese müs-
sen endlich auch das 
Dunkelfeld bei klassi-
schen Delikten der Or-
ganisierten Kriminalität 
ins Visier nehmen.  
 
Besonders im Bereich 
der Organisierten 
Wirtschaftskrimina-
lität muss endlich wie-
der eine regelmäßige 
Bekämpfung möglich 
werden. 

Keine Position  
 

      
Keine Position  
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Prozessordnung mo-
dernisieren.  
 
Mehr Personal für 
das Justizwesen ein-
stellen.  
 
Schwerkriminalität 
durch Erleichterung 
der Inhaftnahme 
wirkungsvoller be-
kämpfen.  
 
Weniger Strafen zur 
Bewährung ausset-
zen. Das Mindest-
strafmaß bei „Mes-
serdelikten“ erhö-
hen.  
 
Strafmündigkeitsal-
ter auf zwölf Jahre 
absenken und mit 
dem Erreichen der 
Volljährigkeit auch 
das Erwachsenen-
strafrecht anwen-
den.  
 

Eine moderne Justiz- 
und Rechtspolitik 
muss verständlich und 
serviceorientiert 
sein, um von Bürgerin-
nen und Bürgern akzep-
tiert zu werden.  
 
Die gemeinsamen An-
strengungen von Bund 
und Ländern wollen wir 
in einem Pakt für den 
digitalen Rechtsstaat 
2.0 bündeln.  
 
Wir stärken alternative 
Lösungsansätze wie 
Mediation und 
Schiedsverfahren. So 
entlasten wir unsere 
Justiz von Bagatellange-
legenheiten. 
 
Jugendstrafverfah-
ren beschleunigen 
und vereinfacht werden. 
Täter zwischen 18 und 
21 Jahren sollen in der 
Regel wie Erwachsene 
bestraft werden. Ju-
gendstrafrechts muss in 
diesen Fällen eine Aus-
nahme bleiben. 

 

Pakt für den Rechts-
staat fortführen.  
 
Bei begangenen Strafta-
ten müssen Verfahren 
unmittelbar aufgenom-
men werden. Die Be-
strafung muss schnell 
im Zusammenhang mit 
der Tat erfolgen. 
 
In Gefängnissen sol-
len Täter ihre Strafe 
verbüßen.  
 
Maßnahmen zum 
Schutz vor Radikali-
sierung und zur Dera-
dikalisierung von Straf-
täter voranbringen.  
 
Periodischen Sicher-
heitsbericht wieder 
regelmäßig erarbeiten 
lassen. 
 
Gute Sozial-, Arbeits-
markt-, Kinder-, Fami-
lien- und Integrations-
politik bilden die not-
wendige Basis einer er-
folgreichen Präven-
tion. 
 

Bund-Länder- Digi-
talpakt Justiz in Fort-
setzung und Konkreti-
sierung des Ende 2021 
auslaufenden Pakts für 
den Rechtsstaat mit 
ausreichender Finanzie-
rung umsetzen.  
 
Für Bürger: Schneller 
Zugang zum Recht 
durch schnelle On-
line- Verfahren für 
einfache Rechtssa-
chen und zu stärken-
den konsensualen Ver-
fahren der Streitbeile-
gung.  
 
Wir wollen das externe 
ministerielle Einzel-
fallweisungsrecht ge-
genüber der Staatsan-
waltschaft beschränken 
und transparent ma-
chen und den Ländern 
ermöglichen, Modelle 
der gerichtlichen 
Selbstverwaltung zu 
erproben. 

Den deutschen Straf-
prozess, dessen 
Grundstruktur noch aus 
dem Kaiserreich 
stammt, grundlegend 
modernisieren.  
 
So muss der Strafpro-
zess digitaler und 
kommunikativer 
werden.  
 
Verbot von Erfolgs-
honoraren abschaf-
fen und das Fremdbe-
sitzverbot lockern.  
 
Wir erleichtern die 
Durchsetzung kleiner 
Forderungen, für die 
der Rechtsweg bislang 
zu teuer oder zu müh-
sam ist. Der Rechtsrah-
men soll klare Anforde-
rungen an Qualität und 
Sachkunde, als auch 
strikte Transparenz-
regeln von Legal 
Tech-Unternehmen 
festlegen. Damit stär-
ken wir Wettbewerb 
unD Verbraucherschutz. 

 

 
Waffenrecht 

  
Keine Position  
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Die Umsetzung der 
EU-Feuerwaffen-
richtlinie lehnen wir 
weiterhin ab.  

 

Waffen gehören 
nicht in die Hände 
von Extremisten. Da-
her haben wir die Regel-
abfrage der Waffenbe-
hörden beim Verfas-
sungsschutz eingeführt 
und die gesetzliche 
Grundlage dafür ge-
schaffen, dass bereits 
die Mitgliedschaft in ei-
ner verfassungsfeindli-
chen Vereinigung zur 
waffenrechtlichen Rege-
lunzuverlässigkeit führt.  
 
Richter sollen direkt bei 
der Verurteilung eines 
extremistischen Straftä-
ters ein generelles, le-
benslanges Waffen-
verbot aussprechen 
können.  
 
Die Mindeststrafe für 
illegalen Waffenhan-
del wollen wir deutlich 
erhöhen. Er soll künftig 
mit einer Freiheitsstrafe 
von nicht unter zwei 
Jahren geahndet wer-
den. 
 

 Verfügbarkeit von tödli-
chen Schusswaffen – 
außer für Jäger, die 
ohne diese Waffen ihre 
Aufgaben nicht erfüllen 
können – schrittweise 
beenden.  
 
Auch im Bereich des 
Schießsports setzen wir 
uns im Dialog mit 
Sportschützen für die 
Umstellung auf 
nichttödliche 
Schusswaffen ein. 

Waffenrecht mit Au-
genmaß und Konse-
quenz. Dabei muss 
zwischen den Besitze-
rinnen und Besitzern 
von Legalwaffen wie 
Sportschützen und Jä-
gern und zwischen dem 
illegalen Waffenbesitz 
sowie dem Waffenbesitz 
durch gefährliche Per-
sonen strikt unterschie-
den werden.  
 
Der Bund sollte eine 
Generalrevision des 
Waffenrechts unter-
nehmen, um Praktikabi-
lität und Praxisnähe zu 
verbessern.  
 
Gefährder und Ext-
remisten dürfen keine 
Waffen besitzen. Dazu 
muss der Datenaus-
tausch der beteiligten 
Behörden verbessert 
und der illegale Waf-
fenhandel auf euro-
päischer Ebene stär-
ker bekämpft werden. 

 

Reichsbürgern und 
Neonazis müssen end-
lich die waffenrechtli-
chen Erlaubnisse entzo-
gen werden. 
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Paralleljustiz 
 
Die Bildung von „Parallel-
gesellschaften“, in denen 
muslimische „Friedens-
richter“ die Rechtsvor-

schriften der Scharia an-
wenden und das staatli-
che Monopol der Straf-
verfolgung und Recht-

sprechung unterlaufen, 
werden wir unterbinden. 

 
Unser Rechtsstaat dul-
det keine Paralleljus-
tiz, die unsere Gesetze 
und Gerichte verdrän-
gen will. 
 
 
 
 
 
 

 

  
Keine Position  
 
 
 
 
 
 

 

  
Keine Position  
 

 
Gemeinsame Präventi-
onsstrategie von 
Bund und Ländern 
gegen islamistische 
Radikalisierung. 

 
Wir verteidigen Juden 
und Muslime und alle 
anderen religiösen Min-
derheiten, wenn sie we-
gen ihrer Religion dis-
kriminiert werden. 
 
 
 

 

 
Unterdrückung von 
Frauen 
 
Der Unterdrückung musli-
mischer Frauen stellt sich 
die AfD entgegen und for-
dert in allen Bereichen 
ihre Gleichberechtigung 
mit dem Mann. 

 

 
Keine Position  
 

 
Keine Position  
 

 
Wir wollen progressive, 
liberale muslimische 
Vertretungen ein-
binden.. 
 
 
 

 
Keine Position  
 

 
DIE LINKE verteidigt 
das Selbstbestimmungs-
recht von muslimischen 
Frauen und spricht sich 
gegen Verbote von 
religiös motivierter 
Bekleidung aus. 
 
 
 
 

 
 
Islamische Vereine 
Moscheen 
Imame 
 
Islamische Vereine, 
die sich gegen das 
Grundgesetz und die 

 
Wir dulden keinerlei 
Rückzugsräume. 
Ebenso wollen wir mehr 
Transparenz bei aus-
ländischen Geldge-
bern von Moscheen. 

 
Keine Position  
 

 
Wir unterstützen 
Staatsverträge mit 
unabhängigen isla-
mischen Religions-
gemeinschaften,. 
 

 
Wir wollen liberalen 
und progressiven Musli-
men, die weniger in den 
muslimischen Verbän-
den organisiert sind, ein 
stärkeres Gewicht ein-
räumen.  
 

 
Keine Position  
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Völkerverständi-
gung richten, müs-
sen verboten wer-
den.  
 
Die Finanzierung 
des Baus und Be-
triebs von Moscheen 
in Deutschland 
durch islamische 
Staaten wollen wir 
gesetzlich verbieten.  
 
In Deutschland pre-
digende Imame sol-
len sich zu unserer 
Verfassung beken-
nen und möglichst 
in deutscher Spra-
che predigen. 

 

Eine Imam-Ausbil-
dung in Deutschland 
ist dringend notwendig.  
 
Dafür wollen wir isla-
misch-theologische 
und praxisorien-
tierte Aus- und Wei-
terbildungspro-
gramme für Imame. 

Ein wichtiger Schritt 
hierzu ist die Ausbil-
dung von Imamen in 
Deutschland. 
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Humanitäre Hilfe 
 
Fokus auf humani-
täre Hilfe in Krisen-
regionen.  
 
Australisches Modell 
als Vorbild für Asyl.  
 

 

 
Durch humanitäre 
verbessern wir die Le-
bensperspektiven 
der Menschen vor 
Ort. 

  
Es gilt für uns weiter-
hin: Fluchtursachen 
bekämpfen, nicht 
Geflüchtete.   
 

 

  
Anpassung der Mit-
tel für die humani-
täre Hilfe.  
 
 
 
 

 

 
Keine Position  
 

 
Keine Position  
 

 
Humanitäre  
Aufnahme  
nur für vom Bundes-
tag ausgewählte, be-
sonders schutzbe-
dürftige Personen  
für deren Auswahl ein mit 
der deutschen Werte- 
und Gesellschaftsordnung 
vereinbarer kultureller 
und religiöser Hinter-
grund ein wichtiges Krite-
rium ist. 
 

 
Es ist klar zwischen 
Menschen in Not 
und denen zu unter-
scheiden, die unser 
Land wieder verlas-
sen müssen, weil sie 
nicht schutzbedürftig 
sind.  
 

 
Keine Position  
 

 
Bundesländer sollen 
sich künftig über den 
Königsteiner Schlüs-
sel hinaus selbständig 
und frei für die Auf-
nahme von Geflüchte-
ten entscheiden können. 

 
Kriegsflüchtlinge sollen 
nach Beendigung des 
Krieges in der Regel in 
ihr Heimatland zurück-
kehren. 
 

 

 
Ausweitung verbind-
licher Flüchtlings-
rechte auf Armuts-, 
Umwelt- und Klimaf-
lüchtlinge.  
 
Umfassende Aufnah-
mekontingente über 
das Resettlement-Pro-
gramm des UNHCR. 

 

 
Modernes Grenzsi-
cherungskonzept 
 
Die Grenzen müssen 
zur Abwehr uner-
laubter Zuwande-
rung und zur Krimi-
nalitätsbekämpfung 

 
Wir wollen FRONTEX 
zu einer echten Grenz-
polizei ausbauen.  
 
Wir wollen, dass die 
Einreise an den Au-
ßengrenzen 

 
Keine Position 
 

 
Wir setzen auf eine eu-
ropäische Grenzkon-
trolle, die den ge-
meinsamen Schutz 
der Menschenrechte 
zur Grundlage hat.  
 

 
Eine starke europäi-
sche Grenzschutza-
gentur, ist im Interesse 
aller Mitgliedstaaten. 
 
Die unter Beteiligung 
von Frontex erfolgten il-
legalen „Pushbacks“, 

 
Wir streiten für si-
chere Fluchtwege. 
 
Der individuelle Zu-
gang zu Asylverfah-
ren und Rechts-
schutz muss sicherge-
stellt werden.  
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mit einer modernen 
und wirksamen Si-
cherung ausgestattet 
werden.  
 
Zurückweisung von 
Asylsuchenden bei 
Einreise an der 
Grenze gemäß Art. 
16a Abs. 2 S. 1 GG.  
 
Zurückweisungen an 
der Grenze müssen 
wieder als selbstver-
ständliches Recht 
souveräner Staaten 
aufgefasst werden.  
 
Die europäische Grenzsi-
cherung verbleibt dabei 
in europäischer Verant-
wortung (Frontex) paral-

lel zur nationalstaatlichen 
Verantwortung für die ei-

gene Grenzsicherung. 
 

umfassend elektro-
nisch überwacht 
wird. 

Das Asylrecht beruht 
auf der Einzelfallprü-
fung, das völker- und 
europarechtlich ver-
briefte Nichtzurück-
weisungsgebot gilt 
immer und überall. 
 
 

 

also das illegale Zurück-
drängen von Migranten, 
muss geahndet werden. 

 
Die EU-Abschottungs-
agentur Frontex muss 
aufgelöst und durch 
ein ziviles europäi-
sches Seenotret-
tungsprogramm er-
setzt werden. 

 
Asylrecht 
 
Beantragung von 
Asyl und Eröffnung 
des Antragsverfah-
rens nur bei nachge-
wiesener Identität 
und Staatsangehö-
rigkeit.  

 
Den Druck auf Iden-
titätstäuscher werden 
wir erhöhen.  
 
Falschangaben im 
Asylverfahren müs-
sen künftig auch straf-
bar sein. 
 

 
Keine Position 
 

 
Die Identifizierung 
besonderer Schutz-
bedarfe muss vor 
der Anhörung erfol-
gen.  
 
Endgültig Abgelehnte 
müssen zügig wieder 
ausreisen. 

 
Wir fordern, dass Asyl-
anträge auch im 
Ausland in den Bot-
schaften von EU-
Mitgliedstaaten ge-
stellt werden kön-
nen. 

 
Unser Ziel ist ein grund-
legender Politikwechsel 
– in Richtung globale 
Bewegungsfreiheit, 
gleiche Rechte für alle 
und einer solidarischen 
Einwanderungsgesell-
schaft.  
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Verlust des Schutz-
status nach Reisen 
Asylberechtigter in 
ihr Herkunftsland. 
 
Einführung einer 
Steuer auf Rück-
überweisungen, die 
den Europäischen 
Wirtschaftsraum 
(EWR) verlassen.  
 
Verhinderung von 
Abschiebungen zu 
Straftatbestand er-
klären. 
 

Zudem müssen Mobil-
telefone ausgelesen 
werden dürfen.  
 
Wer den Staat über 
seine Identität 
täuscht und seine 
Abschiebung verhin-
dert, kann keinen 
Anspruch auf eine 
Duldung erhalten. 

 
 

 
Sichere  
Herkunftsstaaten 
 
Ausweitung der Zahl 
sicherer Herkunfts-
staaten.  
 

 
Möglichkeiten des euro-
päischen Asylrechts 
nutzen, um ein neues 
Konzept der sicheren 
Herkunftsstaaten, den 
„kleinen“ sicheren 
Herkunftsstaat, zu 
schaffen. 

 
Keine Position 
 

 
Die Ausrufung „si-
cherer“ Herkunfts- 
oder Drittstaaten 
lehnen wir ab. 

 

 
Es braucht im Fall so-
genannter sicherer 
Herkunftsländer 
eine besondere 
Rechtsberatung. 

 

 
Abschiebung der Ver-
antwortung auf andere 
Staaten mithilfe von 
Drittstaaten- oder 
Herkunftsländerre-
gelungen wollen wir 
beenden. 

 
 
Asylverfahrensbera-
tung 
 
Beendigung des 
Wildwuchses bei der 
Asylverfahrensbera-
tung.  
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Eine nichtstaatliche 
unabhängige Asyl-
verfahrensberatung 
wollen wir sicherstellen. 
 

 
Keine Position 
 

 
Flächendeckende un-
abhängige Asylver-
fahrensberatung 
durch Wohlfahrtsver-
bände.  
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Verfahrensberatung 
darf nur noch nach § 
12 a Asylgesetz und 
nur durch staatliche 
Stellen erfolgen.  
 
 
Asylanerkennung, 
Duldung und 
Bleiberecht 
 
Asylanerkennung 
darf nicht länger den 
automatischen, so-
fortigen, zeitlich und 
inhaltlich unbe-
grenzten Anspruch 
auf alle Leistungen 
des Wohlfahrtsstaa-
tes bedeuten.  
 
Sozialleistungen für 
Asylbewerber und 
Ausreisepflichtige 
sind ausnahmslos 
als Sachleistungen 
zu erbringen. 
 
Jährliche Prüfung 
des Fortbestands 
von Asylgründen 
über zehn Jahre, da 
Asyl ein Recht auf 
Zeit ist und keine 
Anwartschaft auf 

 
Keine Position 

 
Gut integrierten Men-
schen ohne gesicherten 
Aufenthalt wollen wir 
ein dauerhaftes Blei-
berecht ermöglichen. 

 

 
Integrationsfeindliche 
gesetzliche Regelungen 
wie Arbeitsverbot 
und pauschale 
Wohnsitzauflage so-
wie Leistungskür-
zungen wollen wir 
abschaffen.  
 
Heranwachsende, Ju-
gendliche und Familien 
mit minderjährigen 
Kindern sollen nach 
drei Jahren einen 
Aufenthaltstitel be-
kommen. 
 

 
Eine Niederlassungs-
erlaubnis soll nach 
Möglichkeit bereits 
nach drei Jahren ge-
währt werden. 
 

 
Das Asylbewerber-
leistungsgesetz 
(AsylbLG) wird ab-
geschafft.  
 
Wir fordern Legali-
sierungsmöglichkei-
ten für Menschen 
ohne Aufenthaltssta-
tus.  
 
Humanitäres Bleibe-
recht für Betroffene 
rechter Gewalt ohne fes-
ten Aufenthaltsstatus. 
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dauerhafte Einwan-
derung begründet.  
 
Niederlassungser-
laubnis für aner-
kannte Asylbewer-
ber erst nach zehn 
Jahren. 
 
Eine Abschiebeof-
fensive zum Abbau 
des Überhangs an 
Ausreisepflichtigen. 
Zuständigkeitsüber-
tragung für den Voll-
zug von Abschiebun-
gen an die Bundes-
polizei.  
 
Nutzung freier Platz-
kapazitäten bei 
Transportflügen der 
Bundeswehr für Ab-
schiebungen, um die 
Renitenz bei Ab-
schiebungen mit Zi-
vilflugzeugen zu ver-
hindern. 
 
Aufhebung der Kir-
chenasyl-Vereinba-
rung zwischen 
BAMF und Kirchen. 
 
Rückkehrpflichtige 
sollen eine 

 
Bleiberechtsmög-
lichkeiten Ausreise-
pflichtiger stärker 
einschränken, um die 
Anreize für illegale Zu-
wanderung weiter zu 
senken; insbesondere 
sollen Aufenthaltser-
laubnisse bei Gedul-
deten an echte Integ-
rationsvorausset-
zungen geknüpft 
werden.  
 
Wir wollen Ausreise-
pflichten besser 
durchsetzen und da-
für unter anderem Ge-
wahrsamseinrich-
tungen an den Ver-
kehrsflughäfen schaf-
fen, um Sammelab-
schiebungen zu er leich-
tern.  
 
Auf Verstöße gegen eine 
Wiedereinreisesperre 

 
Die zwangsweise 
Rückführung von 
Menschen in Länder, in 
denen ihnen Gefahr für 
Leib und Leben droht, 
lehnen wir ab. 

 
Abschiebungen, zum 
Beispiel über Rück-
übernahmeabkom-
men, sind das letzte 
Mittel. 
 
Abschiebungen in 
Kriegs- und Krisen-
länder werden wir be-
enden. 
 

 
Der Bund sollte für alle 
Fragen des Schutzstatus 
zuständig sein.  
 
Dazu gehört eine kon-
sequente Durchset-
zung der Ausreise-
pflicht. 

 
Abschiebungen leh-
nen wir ab. 
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handwerklich-prak-
tische Grundausbil-
dung erhalten kön-
nen, die sie zum 
Wiederaufbau ihrer 
Heimat und zur dor-
tigen Existenzgrün-
dung („fit for re-
turn“) befähigt. 
 

folgt unmittelbar die 
Abschiebehaft. 
 

 
EU-Asylpolitik 
 
Keine pauschalen 
Zuwanderungskon-
tingente und Umver-
teilungsquoten, egal 
ob im nationalstaat-
lichen, europäischen 
oder außereuropäi-
schen Rahmen.  
 
Die Vergemeinschaf-
tung des Aufent-
halts- und Asyl-
rechts wird rückgän-
gig gemacht.  
 
Der neue, von der 
Europäischen Kom-
mission angestrebte 
EU-Migrationspakt 
soll verhindert wer-
den bzw. der Beitritt 
Deutschlands unter-
bleiben. Kein 

 
Einrichtung von euro-
päisch verwalteten Ent-
scheidungszentren 
an den EU-Außen-
grenzen aus. 
 
Wir wollen eine euro-
paweite Harmonisie-
rung der Aufnahme-
bedingungen – hin-
sichtlich Verfahren, Un-
terbringung und Versor-
gung. 

 
Wir werden ein funkti-
onsfähiges Europäi-
sches Asylsystem vo-
ranbringen inkl. Re-
form des Dublin- 
Systems. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
EU-Agentur für Asyl-
fragen bestimmt 
schnellstmöglich den 
Aufnahme-Mitglied-
staat.  
 
Der Verteilmechanis-
mus stützt sich zu-
nächst auf die Bereit-
schaft von Mitgliedstaa-
ten. Wer das tut, erhält 
Hilfe aus einem EU-In-
tegrationsfonds. 
 
Menschenunwürdige 
Lager und geschlossene 
Einrichtungen, Transit-
zonen oder europäi-
sche Außenlager in 
Drittstaaten lehnen 
wir ab. 
 

 
Wir fordern eine ver-
bindliche Verteilung 
der Schutzsuchen-
den unter den EU-Staa-
ten,  
 
Staaten, die sich an 
dieser „Koalition der 
Willigen“ nicht be-
teiligen, müssen mit 
angemessenen Kür-
zungen von Zuwen-
dungen aus dem EU-
Haushalt rechnen. 
 
Hilfsleistungen sollen 
die Schutzsuchenden in 
der Regel nur im zu-
ständigen EU-Staat er-
halten. 

 

 
Für eine faire Verteilung 
von Geflüchteten wollen 
wir eine europäische 
Fluchtumlage. 
 
Die EU-Kommission 
will weiter auf Abschot-
tung, Abschiebung und 
Entrechtung setzen. 
Wir stellen uns da-
gegen. 
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„Gemeinsames euro-
päisches Asylsys-
tem“ (GEAS) mit von 
der EU festgelegten 
Aufnahmequoten 
für Flüchtlinge. 

 
 
UN-Migrationspakt 
UN-Flüchtlingspakt 
 
Deutschland kündigt 
unverzüglich den 
UN-Migrationspakt 
und den UN-Flücht-
lingspakt auf, da 
diese trotz ihrer an-
geblichen Unver-
bindlichkeit in nati-
onales Recht einge-
hen werden. 

 
Keine Position 

 
Der Globale Pakt für 
Migration muss um-
fassend umgesetzt wer-
den. 

 
Für anerkannte Flücht-
linge wollen wir Frei-
zügigkeit innerhalb 
der Europäischen 
Union. 
 
Verursacher-Staaten 
des Klimawandels in die 
Pflicht nehmen, und 
Heimat- und Aufnah-
meländer klimabe-
dingter Migration zu 
unterstützen. 
 

 

 
Keine Position 

 
Deutschland muss 
Schutz der globalen 
Wanderarbeitneh-
mer garantieren. 
 

 

 
Arbeitsmigration 
 
Ausarbeitung eines 
umfassenden migra-
tionspolitischen An-
satzes nach japani-
schem Vorbild mit 
dem Primärziel der 
Interessenwahrung 
der Deutschen und 
bereits zugewander-
ter Bürger, die sich 

 
Das Asylrecht ist ein 
individuelles Schutz-
recht und kein Er-
satzeinwanderungs-
recht. 
 
Wir werden die Aner-
kennung von Abschlüs-
sen und die Zertifizie-
rung von Qualifikatio-
nen verbessern.  
 

 
Keine Position 

 
Wir wollen ein moder-
nes Einwanderungs-
gesetz beschließen, 
auch für Menschen 
ohne formale oder aner-
kannte Bildungsab-
schlüsse. 
 
Wir erleichtern die Bil-
dungsmigration über 
Stipendien und Ausbil-
dungsvisa und eine 

 
1. „Blue Card“ als 
Kerninstrument der 
Fachkräfteeinwande-
rung mit Arbeitsplatz-
angebot. 
 
2. Einführung einer 
Chancenkarte für 
ein Punktesystem 
nach kanadischem 
Vorbild. 
 

 
Gegen einen eventuel-
len Fachkräftemangel 
braucht es anständige 
Ausbildung, Arbeitsbe-
dingungen und Bezah-
lungen für alle Men-
schen hierzulande.  
 
Es braucht eine bes-
sere Anerkennung 
der Qualifikationen 
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zur kulturellen Iden-
tität Deutschlands 
bekennen.  
 

Wir wollen ein neues 
Tech-Visums-Pro-
gramm für hochquali-
fizierte Fachkräfte. 
 
Im Rahmen eines Pilot-
projekts sollen „Fach-
kräfteeinwande-
rungs-Attachés“ an 
ausgewählten deutschen 
Botschaften informie-
ren. 

unbefristete Aufent-
haltserlaubnis.  
 

Für Menschen 
ohne sicheren Aufent-
haltstitel soll es die 
Möglichkeit zum echten 
Spurwechsel geben. 

Für gut integrierte 
Schutzsuchende muss 
es die Möglichkeit eines 
„Spurwechsels“ in 
eine der beiden Säulen 
der Einwanderung ge-
ben. 

 

und Abschlüsse aus 
dem Ausland. 

 
Integration 
 
Die Bevorzugung 
von Migranten in 
Form einer Quotie-
rung, unter Missach-
tung des Leistungs-
prinzips, muss aus-
geschlossen werden.  
 
Integrationsprojekte 
sind einer staatli-
chen Evaluations- 
und Erfolgsprüfung 
zu unterziehen. Das 
Profitgeschäft von 
NGOs und Wohl-
fahrtsverbänden ist 
zu beenden.  
 
Die AfD verlangt, 
dass das Kopftuch 
als religiös-

 
Wir wollen den 
Spracherwerb be-
schleunigen. 
 
Wir werben dafür, dass 
sich mehr junge Men-
schen für eine berufli-
che Laufbahn im öf-
fentlichen Dienst 
entscheiden. 

 
Wir möchten allen Men-
schen den Anspruch 
auf Integrations- 
und Beteiligungsan-
gebote gewährleisten.  
 
Partizipations- und 
Integrationsgesetz, 
das staatliche Institutio-
nen zu einem Prozess 
der interkulturellen Öff-
nung verpflichtet. 
 
 
 
 
 
 

 

 
Recht auf einen kosten-
freien Zugang zu pass-
genauen Sprach- und 
Integrationskursen.  
 
Kommunaler Integrati-
onsfonds auf europäi-
scher Ebene um EU-
weit das Ankommen in 
den Kommunen direkt 
zu unterstützen.  
 
Betriebebrauchen ent-
sprechende Unterstüt-
zung und Förderung.  
 
 

 
Wir wollen eine In-
tegrationspolitik, die 
Vielfalt begrüßt, Mig-
ranten aber auch eine 
eigene Integrations-
leistung abverlangt.  
 
Integrationspaten 
nach kanadischem 
Vorbild sowie zusätzli-
che Integrationsmaß-
nahmen. 

 
Wir wollen einen 
»Fonds für Willkom-
menskommunen«. 
 
Bildungs- und Integ-
rationsangebote wol-
len wir unabhängig vom 
aufenthaltsrechtlichen 
Status gewähren. 
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politisches Zeichen 
im Öffentlichen 
Dienst generell nicht 
gestattet und in öf-
fentlichen Schulen 
weder von Lehrerin-
nen noch Schülerin-
nen getragen wird.  
 
 
Einbürgerung 
 
Die deutsche Staats-
angehörigkeit ist ein 
kostbares Gut. Das 
Geburtsortprinzip 
wollen wir wieder 
aus dem Gesetz 
streichen und zum 
Abstammungsprin-
zip zurückkehren, 
wie es bis zum Jahr 
2000 galt. 

 
Keine Position 

 
Wir werden auch die ge-
nerelle Möglichkeit von 
Mehrstaatigkeit ge-
setzlich verankern.  
 
Wir wollen bestehende 
Hürden abbauen 
und auch die geltende 
Regelaufenthalts-
dauer von bisher acht 
Jahren verkürzen. 

 

 
Wer in Deutschland 
geboren wird, soll 
die deutsche Staats-
bürgerschaft erhal-
ten.  
 
Nach fünf Jahren 
Aufenthalt in 
Deutschland sollen 
alle einen Antrag auf 
Einbürgerung stel-
len können.  
 
Den Optionszwang im 
Staatsangehörigkeits-
recht wollen wir ab-
schaffen. 

 
Das deutsche Staatsan-
gehörigkeitsrecht sollte 
grundsätzlich auch die 
Mehrstaatigkeit zu-
lassen.  
 
Für Einwanderer zudem 
eine vereinfachte 
Einbürgerungnach 
insgesamt vier Jah-
ren. 

 
Alle hier geborenen 
Kinder und Jugendli-
chen, deren Eltern dau-
erhaft im Land wohnen, 
sollen die deutsche 
Staatsangehörigkeit 
erhalten und ein Recht 
auf Mehrstaatlichkeit 
haben. 
 
Migranten sollen nach 
fünf Jahren einen 
Rechtsanspruch auf 
Einbürgerung ha-
ben. 
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Familienfreundli-
ches Deutschland  
 
Wir wollen eine kin-
derfreundliche Ge-
sellschaft als Staats-
ziel ins Grundgesetz 
aufnehmen.  
 

 
Familienfreundlich-
keit ist Markenzei-
chen einer jeden uni-
onsgeführten Bundesre-
gierung. 

 

  
Wir werden ein Vier-
Säulen-Modell für 
mehr Familienzeit 
einführen mit zwei Wo-
chen Elternschaftszeit 
direkt nach Geburt ei-
nes Kindes, auf die jeder 
Vater bzw. der/die Part-
ner* in kurzfristig und 
sozial abgesichert An-
spruch hat. 
 
 

 

  
Starke Kinderrechte 
entlang der Grund-
prinzipien der UN-
Kinderrechtskon-
vention müssen ins 
Grundgesetz. Mit einem 
Nationalen Aktions-
plan für Kinder- und 
Jugendbeteiligung 
wollen wir sicherstellen, 
dass alle Kinder und Ju-
gendlichen über ihre 
Rechte informiert sind. 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Für uns ist Familie 
überall dort, wo 
Menschen dauerhaft 
und verbindlich für-
einander Verant-
wortung überneh-
men.  
 
Wir setzen uns für ein 
modernes Sorge-, 
Adoptions-, Repro-
duktions- und Ab-
treibungsrecht ein.  
 
 

 

 
Wir wollen soziale 
und öffentliche Inf-
rastrukturen und 
Dienstleistungen 
ausbauen, gute soziale 
Sicherungen einführen 
und Familie und Beruf 
besser vereinbar werden 
– für alle Familien. 
 

 

 
Statt Gleichstel-
lungsbeauftragten 
wollen wir Familien-
beauftragte, die fa-
milienfreundliche 
Entscheidungen si-
cherstellen.  
 
Staatliche Leistun-
gen und Verwal-
tungsabläufe sind 
systematisch auf 

 
Wir wollen Familien-
leistungen maximal 
automatisieren, digi-
talisieren und ver-
einfachen.  
 

 
Die dritte Säule ist die 
dauerhafte Auswei-
tung der pandemie-
bedingt erhöhten 
Kinderkrankentage 
auf 20 Tage pro Kind, 
Jahr und Elternteil (als 
„Elterngeld akut“). 
 
Wir haben ein Konzept 
der Kindergrundsi-
cherung:. mit einer 

 
Wir werden eine Ge-
samtstrategie zur 
Prävention und Be-
kämpfung von Kin-
derarmut entwickeln 
und umsetzen.  
 
Unser Vorhaben: Kin-
dergeld, Kinderfreibe-
träge, Kinderzuschlag, 
das Sozialgeld für Kin-
der und die Bedarfe für 

 
Wir wollen ein Kinder-
chancengeld. Es be-
steht aus: Grundbetrag, 
Flexibetrag und nicht-
materiellem Chancen-
paket.  
 
Wir wollen das Eltern-
geld entbürokrati-
sieren und digitalisie-
ren sowie den 

 
Um Familie und Beruf 
besser zu vereinbaren, 
wollen wir den Eltern-
geldanspruch auf 12 
Monate pro Elternteil 
(bzw. 24 Monate für All-
eierziehende) verlän-
gern. Außerdem wollen 
wir den Mindestbetrag 
des Elterngelds auf 400 
Euro und beim 
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Familienfreundlich-
keit zu prüfen und 
anzupassen. 
 

Infrastruktur, die ge-
rechte Bildung und Teil-
habe für alle Kinder er-
möglicht.  
 
Der monatliche Basis-
betrag wird bei zirka 
250 Euro liegen. Das 
neue Kindergeld er-
setzt so den Kinder-
freibetrag und bün-
delt bisherige Leis-
tungen. 
 

 

Bildung und Teilhabe in 
eine neue, eigen-
ständige Leistung 
zusammenzufassen: 
Kindergrundsiche-
rung. 

Partnerschaftsbonus 
flexibilisieren.  
 
Wir wollen den 
Rechtsanspruch auf 
„Partnermonate“ 
beim Elterngeld auf 
drei Monate verlän-
gern. Damit erhöht 
sich die Bezugsdauer 
auf maximal 15 Monate. 

ElterngeldPlus entspre-
chend auf 200 Euro an-
heben.  
 
Wir erhöhen das Kin-
dergeld für alle Kinder 
auf 328 Euro monatlich.  
 
Die Kindergrundsi-
cherung gilt für alle 
Kinder und Jugendli-
chen bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres 
und für junge Volljäh-
rige bis zur Vollendung 
ihrer ersten Schulaus-
bildung (inkl. Abitur). 
Der Unterhaltsvor-
schuss bleibt beste-
hen. 

 
Für Arbeitgeber 
müssen Anreize für 
eine bessere Verein-
barkeit von Familie 
und Beruf geschaf-
fen werden. 
 
Der Wiedereinstieg 
von Eltern nach der 
Babypause soll ver-
einfacht werden, in-
dem nach Kinder-
zahl gestaffelte 
Lohnsubventionen 

 
Fördermittel sollen 
auf Familienzeitkon-
ten gebucht werden 
können. 
 
Wir wollen die Flexibili-
tätsspielräume zuguns-
ten beider Seiten aus-
weiten – zum Beispiel 
durch die Möglichkeit 
zum Homeoffice. 

 
Die zweite Säule ist die 
Familienarbeitszeit.  
 
Wenn in Paarfamilien 
beide Elternteile gleich-
zeitig oder Alleinerzie-
hende etwas weniger als 
Vollzeit arbeiten, sollen 
sie zukünftig je zehn 
Monate Elterngeld-
Plus erhalten – min-
destens 200 und höchs-
tens 900 Euro.  
 

 
Mit der KinderZeit 
Plus wollen wir das El-
terngeld auf 24 Monate 
ausweiten. 
 
Wir unterstützen Eltern 
dabei, Familie und Ar-
beit mit einem flexib-
len Vollzeitkorridor 
in eine ausgewogene 
Balance zu bringen. 
 
Es soll der Anspruch auf 
ein Kinderkranken-
geld auf 15 Tage im 

 
Auch wollen wir Be-
triebskindergärten 
auch steuerlich fördern, 
den Rechtsanspruch 
auf Kinderbetreu-
ung garantieren und 
die steuerliche Ab-
setzbarkeit von Be-
treuungskosten er-
möglichen.  
 
Wir fordern die Ein-
führung eines „Part-
nerschutzes“ analog 
zum „Mutterschutz“:  

 
Wir wollen Zeitauto-
nomie und eine Er-
werbsarbeit, die 
zum Leben passt.  
 
Eltern brauchen be-
sonderen Kündi-
gungsschutz. 
 
Wir wollen eine dauer-
hafte Verlängerung 
der Kinderkranken-
tage.  
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an die Arbeitgeber 
gezahlt werden. 
 
Die AfD fordert die 
Gleichbehandlung 
weiblicher Lebens-
entwürfe und damit 
die Anerkennung 
der Lebensleistung 
von Frauen, die Fa-
milien gründen und 
Kinder großziehen. 
 

Wir wollen eine ge-
schlechtergerechte 
Rente. Unterschiedli-
che Arbeitszeiten und 
familienbedingte Tätig-
keiten bei den Renten 
werden wir gerechter 
behandeln. 
 
 
 
 
 
 

 

Jahr pro Kind und El-
ternteil steigen, Allein-
erziehende bekommen 
30 Tage.  
 
Für die besondere 
Zeit direkt nach der 
Geburt wollen wir ne-
ben dem Mutterschutz 
auch für den zweiten El-
ternteil eine 14-tägige 
Freistellung einrichten. 

 
Wir fordern eine zeitlich 
begrenzte Auszeit für 
Mitglieder in Vor-
ständen sowie Auf-
sichtsräten und für 
andere oberste Füh-
rungskräfte. 

Durch die bessere An-
rechnung von Kin-
dererziehungs- und 
Pflegezeiten wird 
auch unbezahlte Sorge-
arbeit entsprechend 
wertgeschätzt. 
 

 
Familien stärken 
und fördern  
 
Eine familienfreund-
liche Steuer- und 
Abgabenpolitik, die 
es Familien ermög-
licht, auch mit nur 
einem Erwerbsein-
kommen eine Fami-
lie zu ernähren.  
 
Steuerliches Famili-
ensplitting.  
 
 
Kinderfreibetrag an-
heben. Vollständige 
steuerliche 

 
Perspektivisch streben 
wir den vollen Grund-
freibetrag für Kin-
der an und finden da-
mit den Einstieg in ein 
Kindersplitting.  
 
Wir wollen den steuerli-
chen Entlastungsbe-
trag für Alleinerzie-
hende auf 5.000 Euro 
weiter erhöhen.  
 
Wir werden das KfW-
Wohneigentumspro-
gramm für Familien 
ausweiten. 

 
Das neue Kindergeld 
ersetzt so den Kin-
derfreibetrag und 
bündelt bisherige 
Leistungen. 

 
Keine Position 
 

 
Wir wollen den Kin-
der- und Auszubil-
dendenfreibetrag so-
wie den Freibetrag für 
Alleinerziehende anhe-
ben.  
 
Am Splittingverfah-
ren für Ehe- und einge-
tragene Lebenspartner-
schaften wollen wir fest-
halten.  
 
Ebenso kann es sinnvoll 
sein, künftig stärker mit 
- von der Steuerschuld 
abzuziehenden - Steu-
ergutschriften zu ar-
beiten. 

 
Das nicht ausge-
schöpfte steuerliche 
Existenzminimum 
soll zwischen Ehe-
leuten bzw. Lebens-
partnern übertrag-
bar sein. 
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Absetzbarkeit von 
kinderbezogenen 
Ausgaben. Absen-
kung der Mehrwert-
steuer für Artikel 
des Kinderbedarfs 
auf den reduzierten 
Satz. 
 
 
Zur Herstellung der 
Lastengerechtigkeit 
sollen Eltern bei der 
Geburt jedes Kindes 
eine Rückzahlung be-
reits entrichteter Ren-
tenbeiträge in Höhe 
von 20.000 € erhalten 
bzw. von zukünftigen 
Beiträgen in entspre-
chender Höhe freige-
stellt werden, ohne 
dass die spätere Leis-
tung gekürzt wird.   
 
Betreuungsgeld für El-
tern bzw. Großeltern, 
welches sich als Lohn-
ersatzleistung am bis-
herigen durchschnittli-
chen Nettolohn der 
letzten drei Jahre vor 
Geburt des ersten Kin-
des orientiert. 
 
Für junge Familien sol-
len die Erstanschaffun-
gen bei Familiengrün-
dung durch einen Ehe-

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
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Start-Kredit unter-
stützt werden. 
 
BAföG-Empfängern 
soll bei einer Geburt 
während der Ausbil-
dung bzw. während 
des Studiums die 
Rückzahlung bei er-
folgreichem Abschluss 
erlassen werden. 
 
Da die Mehrheit der 
Trennungskinder 
bei den Müttern auf-
wächst, ist ein be-
sonderes Augen-
merk auf die Einbe-
ziehung der Väter in 
die Erziehung zu le-
gen. 
 
 
 
Berücksichtigung 
schwerwiegenden 
Fehlverhaltens ge-
gen die eheliche So-
lidarität bei der Be-
messung finanzieller 
Ansprüche nach 
Trennung und Schei-
dung. 
 

 
Wir wollen die fami-
lienrechtlichen Vor-
schriften im Unter-
halts-, Sorge- und 
Umgangsrecht an-
passen. 

 
Keine Position 
 

 
Mit der Neuermittlung 
der Mindestbedarfe von 
Kindern und Jugendli-
chen steigt der Min-
destunterhalt. Dabei 
soll nur die Hälfte auf 
den Unterhaltsvor-
schuss angerechnet 
werden.  
 
Mehrkosten für die 
Ausübung des Um-
gangs und Betreu-
ungsleistungen sollen 
berücksichtigt.  
 
Für getrennt erziehende 
Eltern wollen wir einen 
Umgangsmehrbe-
darf einführen.  
 
Es gilt, familienun-
terstützende Dienst-
leistungen zu fördern. 

 

 
Beide getrennten Eltern 
sollten berechtigt und 
verpflichtet sein, sowohl 
für den Unterhalt als 
auch für die Betreuung 
mit einem substantiel-
len Anteil zu sorgen.  
 
Die Politik muss insbe-
sondere vorsehen, dass 
Erziehungs- und Unter-
haltsverantwortung ge-
meinschaftlich ausgeübt 
werden, wenn das Kin-
deswohl dem nicht ent-
gegensteht. 
 

 
Das Kindergeld soll nur 
zur Hälfte auf den Un-
terhaltsvorschuss ange-
rechnet werden statt 
wie jetzt zu 100 Prozent. 
Unterhaltsvorschuss 
und Kindergeld dür-
fen nicht auf die SGB 
II-Leistungen ange-
rechnet werden.  
 
Wir wollen beiden El-
ternteilen einen pau-
schalen Umgangs-
mehrbedarf in Höhe 
von einem Viertel 
des Regelsatzes für 
das Kind zusprechen 
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Willkommenskul-
tur für Kinder  
 
Adoption erleichtern 
und fördern.  

 

 
Keine Position 
 
 

 

 
Wir setzen uns ein für 
gleiche Rechte von 
gleichgeschlechtli-
chen Partnern in der 
Ehe, insbesondere bei 
Adoptionen. 

 
Wir streben an, das Ab-
stammungsrecht zu 
reformieren, sodass die 
Co- automatisch als 
zweites rechtliches El-
ternteil gilt. 
 
 
 

 

 
Wir wollen Adoptio-
nen auch unverhei-
rateten Paaren er-
möglichen.. 

 
Wir fordern ein Wahl-
verwandtschafts-
recht, in dem nicht nur 
Zweierbeziehungen Ver-
antwortung füreinander 
übernehmen dürfen, 
sondern jede Gemein-
schaft, die sich einander 
verbunden fühlt. 
 
 

 
 
Wir wenden uns 
strikt gegen die 
Kommerzialisierung 
des Mutterleibes 
durch bezahlte Leih-
mutterschaften und 
gegen die Vermark-
tung von Gewebe ge-
töteter ungeborener 
Kinder. 

 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Wir fordern die Legali-
sierung der Eizell-
spende. Wir wollen au-
ßerdem die nichtkom-
merzielle Leihmut-
terschaft ermögli-
chen. 
 
 

 

 
Keine Position 
 

 
Eine Abtreibung ist 
meldepflichtig, Ver-
stöße dagegen sind 
zukünftig zu ahn-
den. Die Abtrei-
bungsstatistik soll 
dadurch die wirkli-
che Zahl der Abtrei-
bungen wiederge-
ben. Wir lehnen alle 

 
Keine Position 
 
 

 
Wir wollen den Para-
graphen 219a ab-
schaffen. Schwan-
gerschaftskonflikte 
gehören nicht ins 
Strafrecht. 
 
Wir werden deshalb für 
einen kostenfreien 
Zugang zu 

 
Wir streiten für eine 
ausreichende und woh-
nortnahe Versorgung 
mit Ärzten, Praxen 
und Kliniken, die 
Schwangerschafts-
abbrüche vorneh-
men.  
 

 
Wir fordern, Paragraf 
219a des Strafgesetz-
buchs (StGB) ersatz-
los zu streichen.  
 

 
Paragraphen §§ 218-
219b Strafgesetz-
buch (StGB) wollen 
wir streichen.  
 
Schwangerschafts-
abbrüche sind Teil 
der Gesundheitsver-
sorgung. 
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Bestrebungen ab, 
die Tötung Ungebo-
rener zu einem Men-
schenrecht zu erklä-
ren. 
 

 

Verhütungsmitteln 
sorgen und gezielt die 
Erforschung von Ver-
hütungsmethoden 
für Männer fördern 

Es braucht eine Entkri-
minalisierung von 
selbstbestimmten 
Abbrüchen. 

Sämtliche Verhü-
tungsmethoden 
müssen von der 
Krankenkasse be-
zahlt werden. 

 

 
Schwangerschafts-
beratungen müssen 
mit transparenten 
Qualitätsstandards, 
möglichst unter Ein-
beziehung der Väter 
durchgeführt wer-
den. Abtreibungen 
müssen dabei die 
Ausnahme bleiben. 
Ebenfalls muss über 
mögliche Spätfolgen 
einer Abtreibung 
aufgeklärt werden, 
wie z.B. das Post-
Abortion-Syndrom 
(PAS).  
 
Die verpflichtende 
Schwangerschafts-
konfliktberatung ist 
in vielen Fällen zu 
einem formalen Ver-
waltungsakt ver-
kümmert und beför-
dert eine Bagatelli-
sierung dieses Ver-
gehens. Sie muss 

 
Wir wollen Prostitu-
tion von Schwange-
ren sowie Heranwach-
senden unter 21 Jahren 
verbieten. 
 

 
Keine Position 
 
 

 
Um Ärzte vor drohen-
den Anzeigen zu schüt-
zen, gilt es insbesondere 
den § 219 a schnellst-
möglich aus dem 
Strafgesetzbuch zu 
streichen. 
 
Perspektivisch soll der 
kostenfreie und leichte 
Zugang zu Verhütungs-
mitteln für alle gelten. 

 
Wir wollen eine bessere 
finanzielle Förde-
rung von Kinder-
wunschbehandlun-
gen.  
Auch für Paare ohne 
Trauschein und Allein-
stehende. 
 
Konfliktberatung soll 
auch online durchge-
führt werden können. 
 
Die Möglichkeiten der 
Reproduktionsmedizin 
sollen allen Menschen 
zugänglich sein. 
 
 
 

 

 
Künstliche Befruch-
tung muss auch nicht 
verheirateten, lesbi-
schen und Single-
Frauen* durch Kosten-
übernahme der Kran-
kenkasse zur Verfügung 
stehen. 
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stattdessen dem 
Schutz des Lebens 
dienen. 
 
Möglichkeiten der 
anonymen bzw. ver-
traulichen Geburt 
weiter ausbauen und 
stärken sowie die 
Verfügbarkeit von 
Babyklappen sicher-
stellen. 

 
 
Kinder in den Fa-
milien belassen, 
Kindesentzug nur 
in Ausnahmen  
 
Beratung und Sank-
tionierung von Fa-
milien müssen in-
nerhalb der Jugend-
ämter auf zwei un-
abhängige Stellen 
verteilt und strikt 
getrennt werden.  
 
Es muss eine Ange-
messenheitsprüfung 
aller Leistungen 
stattfinden, ein Kin-
desentzug darf nur 
für eine kurze Zeit 
angeordnet werden 
und das Wunsch- 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Durch gesetzliche 
Vorgaben zur Perso-
nalplanung wollen wir 
für besser ausgestattete 
Jugendämter und Ent-
lastung der Fachkräfte 
sorgen. 

 
Keine Position 

 
Wir fordern eine be-
darfsgerechte perso-
nelle und sachliche 
Ausstattung von Ju-
gendämtern. 
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und Wahlrecht für 
Leistungen des Ju-
gendamtes nach §16 
SGB VIII muss res-
pektiert werden.  
 
Unabhängige Kon-
trolle der Jugend-
ämter und der freien 
Träger.  
 
Keine Position 
 
Verantwortungs-
volle Kinderbe-
treuung  
 
Häufig wird die poli-
tische Beeinflussung 
von einer Frühsexu-
alisierung im Sinne 
„diverser“ Ge-
schlechterrollen be-
gleitet. Die „Sexual-
pädagogik der Viel-
falt“ versucht, Kin-
der in Bezug auf ihre 
sexuelle Identität zu 
verunsichern und 
Geschlechterrollen 
aufzulösen. Sie wer-
den dadurch massiv 
in ihrer Entwicklung 
gestört. Kinder ha-
ben das Recht auf 
Schutz ihrer 

 
Mit einem Bundespro-
gramm werden wir Er-
nährung und Bewe-
gung systematisch in 
die Familienbildung 
aufzunehmen.  
 
Wir wollen die Natio-
nale Diabetes-Stra-
tegie weiter vorantrei-
ben. 
 
Mit der Justizreform 
zur Bekämpfung se-
xualisierter Gewalt 
gegen Kinder verbin-
den wir  eine umfas-
sende Opfererstversor-
gung. 
 

 
Schutzstandards für 
Kinder und Jugendliche 
müssen auch im digita-
len Raum gelten.  
 
Wir wollen eine kin-
dersensible Justiz. 

 
Die wichtige Arbeit des 
Unabhängigen Be-
auftragten für Fra-
gen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs 
werden wir auf eine ge-
setzliche Grundlage 
stellen. 
  
Wir werden bundesweit 
spezialisierte Fach-
beratungsstellen sys-
tematisch ausbauen. 
 

 
Wir wollen das Prä-
ventionsgesetz re-
formieren.  
 
Der Prävention, Krank-
heitsfrüherkennung und 
Gesundheitsförderung 
kommen eine wichtige 
Bedeutung zu. 
 

 
In den Lehrplänen 
der Schulen muss 
sich die real existie-
rende Vielfalt um-
fassend abbilden.  
 
Aufklärungsinitiativen 
zu sexuell übertragba-
ren Infektionen (STI) 
müssen gestärkt wer-
den. 
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Intimsphäre, mit sie 
ihre Sexualität 
selbstbestimmt her-
ausbilden können.  
 
 
Zur besseren In-
tegration von Kin-
dern mit Migrations-
hintergrund muss 
Deutsch als ver-
pflichtende Sprache 
in Kitas durchge-
setzt werden. 
 

 
Wir fordern die Einfüh-
rung einer verbindli-
chen Sprachförde-
rung für notwendig.  
 
Kommunale Integra-
tionsfachkräfte wer-
den wir durch ein Bun-
desprogramm fördern. 

 

 
Alle Kinder müssen 
unmittelbar die 
Möglichkeit erhal-
ten, eine Kita zu be-
suchen. 

 

 
Der Anspruch auf In-
tegrationshilfe muss 
überall gelten.  
 
Die Integrationshel-
fer sollen angemessen 
bezahlt werden. 

 

 
Wir fordern, dass jedes 
Kind mindestens ein 
Jahr vor der Ein-
schulung an einem 
Deutschtest teil-
nimmt.  
 
Zudem fördern wir die 
altersgerechte Vermitt-
lung von Fremdspra-
chen. 
 

 
Wir fordern Aus- und 
Weiterbildung von 
zusätzlichen Lehr-
kräften für Deutsch 
als Zweitsprache.  
 
Wir sehen die Mehr-
sprachigkeit bei al-
len Jugendlichen 
mit Migrationshin-
tergrund als ein 
Qualifikationsmerk-
mal. 
 

 
Um die Vereinbar-
keit von Familie und 
Beruf zu vereinfa-
chen, sind Betriebs-
kindergärten stärker 
als bisher zu för-
dern. 

 
Keine Position 

 
Wir werden die früh-
kindliche Bildung 
weiter ausbauen. 

 
Die soziale Spaltung 
zwischen Schulen sowie 
KiTas möchten wir 
überwinden, auch durch 
gezielte Investitio-
nen des Bundes.  
 
Vor allem für KiTas und 
den Primarbereich wer-
den wir die Investitio-
nen deutlich erhö-
hen. 

 
Keine Position 

 
DIE LINKE fordert ei-
nen bundesweit ein-
heitlichen Betreu-
ungsschlüssel in 
Kindertagesstätten. 
 
Wir wollen gute, ge-
bührenfreie Kitas 
(Elternbeitragsfrei-
heit).  
 
Wir brauchen dringend 
mehr Erzieherinnen 
und Erzieher für eine 
gute Bildung, Erziehung 
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und Betreuung. 191 000 
Erzieher*innen fehlen 
derzeit. 

 
Das Geschlecht ist 
eine biologische Tat-
sache.  
 
Geschlechtsum-
wandlung bei Kin-
dern und Jugendli-
chen lehnen wir 
strikt ab. 
 

 
Keine Position 
 
 
 

 
Wir werden vielfältige 
Familienmodelle 
rechtlich absichern.  
 
Mit der Verantwor-
tungsgemeinschaft 
nach dem Vorbild des 
französischen PACS un-
terstützen wir beispiels-
weise Regenbogenfa-
milien. 
 
Wir setzen uns die 
rechtliche Absiche-
rung von LSBTIQ*-
Familien und Trans* 
und Inter*Personen 
zum Ziel. 
 
Psychologische Gut-
achten zur Feststel-
lung der Ge-
schlechtsidentität 
werden wir abschaffen.  
 
Wir werden das Trans-
sexuellengesetz re-
formieren. 

 

 
Mit der Weiterent-
wicklung des „klei-
nen Sorgerechtsge-
ben wir allen Beteiligten 
mehr Sicherheit.  
 
Bei Kinderwunsch sol-
len alle Paare und al-
leinstehende Frauen die 
Möglichkeit einer Kos-
tenerstattung für die 
künstliche Befruch-
tung erhalten.  
 
Das Persönlichkeits-
recht auf Kenntnis 
der eigenen Abstam-
mung muss für alle 
Kinder gewahrt werden.  
 
Mit dem Pakt für das 
Zusammenleben 
werden wir eine neue 
Rechtsform unabhängig 
von der Ehe schaffen. 

 
Bis zu vier Eltern-
teile sollen im Inte-
resse des Kindes-
wohls rechtliche El-
tern sein können.  
 
Die Ehefrau der leib-
lichen Mutter soll 
nach Möglichkeit 
von Geburt an auto-
matisch rechtlich 
zweite Mutter sein. 
 
Wir wollen das Trans-
sexuellengesetz ab-
schaffen.  
 
Die Kosten ge-
schlechtsangleichen-
der Behandlungen 
müssen vollständig 
von den Kranken-
kassen übernommen 
werden.  
 
Medizinisch nicht not-
wendige genitalverän-
dernde Operationen 
an intergeschlechtli-
chen Kindern sind 
wirksam zu verbieten. 
 

 
Wir wollen einen 
selbstbestimmten 
Geschlechtseintrag 
für alle.  
 
Das Transsexuellen-
gesetz (TSG) wollen 
wir abschaffen.  
 
Wir wollen die Rechte 
von trans* und inter-
geschlechtlichen 
Kindern und Jugendli-
chen stärken.  
 
Mindestalter 27 bei so 
genannten „Konver-
sionstherapien“. 
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Nationale Gesetz-
gebungshoheit im 
Sozialrecht vertei-
digen  
 
Eine dauerhafte Ab-
kehr von vom Ein-
stimmigkeitsprinzip 
auf EU-Ebene im Be-
reich der Sozialpoli-
tik zugunsten von 
Mehrheitsentschei-
dungen wäre fak-
tisch eine weitere 
Abgabe von Hoheits-
rechten an die Euro-
päische Union. Die 
AfD lehnt aus die-
sem Grund die von 
der EU vorangetrie-
bene Aufweichung 
des Einstimmig-
keitsprinzips im Be-
reich der Sozialpoli-
tik ab.  
 

 
Wir wollen mehr 
Mehrheitsentschei-
dungen in Europa. 

 

  
Wir treten ein für die 
Überwindung des 
Einstimmigkeits-
prinzips in Steuerfra-
gen. 

 

  
Wir wollen Mehrheits-
entscheidungen in 
Mitentscheidung des 
Europäischen Parla-
ments einführen. 

 

 
Keine Position 

 

 
Keine Position 
 

 
Zuwanderung von 
EU-Ausländern in 
unsere Sozialsys-
teme begrenzen  
 
 

 
Eine europäische Ar-
beitslosen-, Renten- 
oder Gesundheits-
versicherung lehnen 
wir ab.  
 

 
Wir werden in den kom-
menden Jahren konse-
quent die europäische 
Säule sozialer 
Rechte in die Praxis 
umsetzen.  
 

 
Es braucht ein wirksa-
mes Vorgehen gegen 
Schwarzarbeit und 
Scheinselbständigkeit, 
ein Verbandsklagerecht, 
eine europäische 

 
Keine Position 
 

 
Wir fordern für alle 
Bürger in der EU so-
ziale Rechte und 
Mindestlöhne, die 
die Existenz sichern. 
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Die AfD fordert, die 
nationalen Vor-
schriften zum Leis-
tungsbezug der 
Grundsicherung für 
Arbeitssuchende da-
hingehend abzuän-
dern, dass ein Leis-
tungsanspruch nur 
für solche EU-Aus-
länder besteht, die 
unter Aufnahme ei-
ner existenzsichern-
den Tätigkeit einge-
reist sind.  
 
 
Keine Auszahlung 
von Sozialleistungen 
auf ausländische 
Konten. 

Wir wollen die Anerken-
nung von Berufsquali-
fikationen vereinfa-
chen und die Portabi-
lität von betriebli-
cher Altersvorsorge 
zwischen EU-Mit-
gliedstaaten verbes-
sern. 

Wir begrüßen den Vor-
schlag für einen 
Rechtsrahmen für 
europäische Min-
destlöhne. 
 
Wir treten ein für eine 
dauerhafte europäi-
sche Arbeitslosen-
rückversicherung,  
 
Wir setzen uns für eu-
ropäische Mindest-
standards bei den 
nationalen Grundsi-
cherungssystemen 
ein.  
 
Wir stärken europäi-
scher Betriebsräte. 
 
Wir wollen Durchset-
zung von geltendem Ar-
beitsrecht und Arbeits-
schutz bei Saisonar-
beitnehmern. 

Sozialversicherungs-
nummer, die Ab-
schaffung der sozial-
versicherungsfreien 
kurzfristigen Be-
schäftigung und mehr 
Kontrolle durch eine 
gestärkte Europäi-
sche Arbeitsbe-
hörde.  
 
Wir setzen uns auf eu-
ropäischer Ebene 
für eine bessere so-
ziale Absicherung für 
arbeitssuchende EU-
Bürger ein. 

Freizügigkeit für alle! 
Wir wollen die Men-
schen dabei unterstüt-
zen, gute Arbeit zu fin-
den. 

 
Arbeitsrecht refor-
mieren und ver-
einfachen 
 
Es soll ein Arbeitsge-
setzbuch geschaffen 
werden, welches die 
zahlreichen 

 
Vgl. „Entschlackung 
und Flexibilisierung des 
Arbeitsrechts“ in Kapi-
tel V. (Wirtschaft: Für 
einen „Blue Deal“). 
 

 
Vgl. „Entschlackung 
und Flexibilisierung des 
Arbeitsrechts“ in Kapi-
tel V. (Wirtschaft: Für 
einen „Blue Deal“). 
 

 
Vgl. „Entschlackung 
und Flexibilisierung des 
Arbeitsrechts“ in Kapi-
tel V. (Wirtschaft: Für 
einen „Blue Deal“). 
 

 
Vgl. „Entschlackung 
und Flexibilisierung des 
Arbeitsrechts“ in Kapi-
tel V. (Wirtschaft: Für 
einen „Blue Deal“). 
 

 
Vgl. „Entschlackung 
und Flexibilisierung des 
Arbeitsrechts“ in Kapi-
tel V. (Wirtschaft: Für 
einen „Blue Deal“). 
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Einzelgesetze syste-
matisch zusammen-
führt.  
 
Lohndumping in der 
Leiharbeit verhin-
dern: Leiharbeitneh-
mer werden ver-
gleichbaren Stamm-
arbeitnehmern hin-
sichtlich der Entloh-
nung ab dem ersten 
Arbeitstag mindes-
tens gleichgestellt. 
Flexibilitätsprämie 
wird als prozentua-
ler Aufschlag auf das 
maßgebliche Ar-
beitsentgelt geleis-
tet. 
 
 
Mindestlohn beibe-
halten.  

 
Keine Position 

 
Wir werden den gesetz-
lichen Mindestlohn 
zunächst auf mindes-
tens zwölf Euro erhö-
hen. 
 

 
Den gesetzlichen Min-
destlohn werden wir 
sofort auf 12 Euro an-
heben. 

 
Mini- und Midijob-
Grenzen an Mindest-
lohn koppeln. 
 

 

 
Der gesetzliche Min-
destlohn wird auf 13 
Euro erhöht. 
 

 

 
Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit beim 
Personalaufbau stär-
ken. 

 
Zoll und Steuerfahr-
dung werden wir weiter 
stärken.  
 
Wir werden die steuer-
liche Berücksichti-
gung 

 
Wir werden die Kom-
petenzen des Zolls 
weiter stärken. 

 
Keine Position 
 

 

 
Keine Position 

 
Keine Position 
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haushaltsnaher 
Dienstleistungen ver-
bessern. 

 
 
Mehr Arbeitsplätze 
mit fairer Entloh-
nung für schwerbe-
hinderte Menschen. 
 

 
Wir wollen das betrieb-
liche Eingliederungsma-
nagement für Schwer-
behinderte stärken so-
wie Frühwarnsysteme 
und effiziente Präven-
tivmaßnahmen aus-
bauen. 
 
Für ein zukunftsfähiges 
Entgeltsystem werden 
wir die Berechnung 
des Lohns in Behin-
dertenwerkstätten 
neu regeln. 

 

 
Wir werden Schwer-
behindertenvertre-
tungen stärken.  
Wir setzen uns für eine 
einheitliche An-
sprechstelle für Ar-
beitgeber kleiner 
und mittlerer Unter-
nehmen ein. 
 

 
 
Wir wollen einen in-
klusiven Arbeits-
markt.  
 
Arbeitgeber, die hinge-
gen nicht genügend 
schwerbehinderte Men-
schen beschäftigen, sol-
len eine höhere Aus-
gleichsabgabe zahlen. 
 
Wir wollen das heutige 
Werkstattsystem zu 
einem System von 
Inklusionsunterneh-
men weiterentwi-
ckeln.  
 
Wir fördern den Wech-
sel in den allgemei-
nen Arbeitsmarkt. 
 
 

 

 
Wir wollen eine bes-
sere Beratung und 
Arbeitsvermittlung 
für Menschen mit 
Behinderungen.  
 
Wir wollen aktive Ar-
beitsvermittlung 
und Begleitung.  
 
Wir wollen ihre Chan-
cen auf eine reguläre 
Beschäftigung ver-
bessern. 
 
 
 
 

 

 
Das „Budget für Ar-
beit“ muss bedarfsde-
ckend ausgestaltet wer-
den.  
 
Stattdessen wollen wir 
Inklusionsunterneh-
men mit sozialversi-
cherungspflichtiger 
Beschäftigung. 
 
In Werkstätten für be-
hinderte Menschen 
muss der Mindest-
lohn gezahlt werden.  
 
Die gesetzliche Be-
schäftigungsquote 
für Unternehmen 
wollen wir wieder auf 
sechs Prozent anheben.  
 
Auch die Privatwirt-
schaft muss Barriere-
freiheit ermöglichen. 

 
 
Reform der Ar-
beitslosenversi-
cherung 
 

 
Wir wollen die Sankti-
onsmechanismen im 
SGB II beibehalten.  
 

 
Wir wollen die Bemes-
sungsgrenze zur Er-
hebung der Beiträge 
zur 

 
Wir wollen einen 
Rechtsanspruch auf 
Weiterbildung und 

 
Wir wollen das Libe-
rale Bürgergeld. Wir 
wollen steuerfinanzierte 
Sozialleistungen an 

 
Wir führen ein neues 
Arbeitslosengeld 
Plus (ALG Plus) ein. 
Das ALG Plus ist nicht 
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Der Beitragssatz in 
der Arbeitslosenver-
sicherung soll abge-
senkt werden. Dazu 
soll die Arbeitslo-
senversicherung von 
versicherungsfrem-
den Leistungen ent-
lastet werden und 
der Kreis der Leis-
tungsberechtigten 
strikt an dem Kreis 
der Beitragszahler 
ausgerichtet wer-
den.  
 

Wir werden das SGB-
II-Leistungsrecht so 
vereinfachen, dass 
sich damit der Ver-
waltungsaufwand 
und die Zahl der Ge-
richtsverfahren 
deutlich reduziert. 
 
Unser längerfristiges 
Ziel ist es, dass Sozial-
leistungen zukünftig 
nicht nur bürokra-
tieärmer, sondern 
auch praktisch „wie 
aus einer Hand" bei 
den Leistungsberechtig-
ten ankommen. 
 

Sozialversicherung 
regelmäßig anpas-
sen. 
 
Wir wollen die Arbeits-
losenversicherung 
zu einer solidari-
schen Arbeitsversi-
cherung weiterent-
wickeln.  
 
Wir werden einen An-
spruch auf Qualifi-
zierung einführen, der 
bereits nach drei Mona-
ten ohne neue Erwerbs-
arbeit greift (Arbeits-
losengeld Q). 

die Stärkung der beruf-
lichen Qualifikation.  
 
Überall dort, wo es eine 
Arbeitsagentur gibt, sol-
len Bildungsagentu-
ren zentrale Anlaufstel-
len werden. 

einer staatlichen 
Stelle zusammenfas-
sen, auch im Sinne ei-
ner negativen Einkom-
mensteuer. 
 
Selbst verdientes 
Einkommen soll ge-
ringer als heute an-
gerechnet werden.  
 

einkommens- und ver-
mögensgeprüft.  
 
Die Höhe des ALG 
Plus entspricht 58 
Prozent des Netto-
entgelts plus Inflati-
onsausgleich.  
 
Die Bezugsdauer des 
ALG Plus entspricht 
der Dauer des vorheri-
gen Bezugs von Arbeits-
losengeld.  
 
Arbeitsangebote an 
Erwerbslose müssen 
deren Qualifikationen 
angemessen sein und 

den beruflichen Werde-
gang und ihre Weiter-
bildungsinteressen be-

rücksichtigen. 
 
Arbeitsleben würdi-
gen – Arbeitslosen-
geld I gerecht gestal-
ten: Die AfD setzt 
sich für eine Bezugs-
dauer von ALG I in 
Abhängigkeit von 
der Dauer der Vor-
beschäftigung ein. 
Der Selbstbehalt bei 
der Berechnung von 

 
Keine Position 
 

 
Wir wollen Lebensleis-
tungen stärker berück-
sichtigen. Wer länger 
eingezahlt hat, soll 
zukünftig auch län-
ger Arbeitslosengeld 
I beziehen.  
 
Für Bürger, die trotz 
bester Unterstützung 
keine Perspektive auf 
dem ersten 

 
Den Zugang zur Ar-
beitsversicherung wer-
den wir deutlich erleich-
tern und bereits ab 
vier Monaten sozial-
versicherungspflich-
tiger Beschäftigung 
einen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld ein-
führen.  
 

 
Keine Position 

 

 
Das Arbeitslosengeld 
(ALG I) soll länger 
gezahlt und Ansprü-
che darauf schneller 
erworben werden:  
 
Die aktuell geltende Re-
gelanwartschaftszeit 
von 12 Monaten wollen 
wir auf vier Monate ab-
senken, die Rahmen-
frist von aktuell zwei 
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ALG II ist sanktions-
frei zu erhöhen.  

 

Arbeitsmarkt haben, ha-
ben wir den sozialen Ar-
beitsmarkt eingeführt. 
Er ebnet denjenigen, die 
seit vielen Jahren von 
Arbeitslosigkeit betrof-
fen sind, den Weg in re-
guläre sozialversiche-
rungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse.  
Es hat sich bewährt, 
sinnvolle und sozial ab-
gesicherte Tätigkeiten 
zu schaffen. Wir wer-
den den sozialen Ar-
beitsmarkt aus-
bauen und weiterent-
wickeln.  
Auch weiterhin werden 
wir Arbeitgeber mit 
Lohnkostenzuschüs-
sen unterstützen, die 
Langzeitarbeitslose so-
zialversicherungspflich-
tig einstellen. 

Auch selbständige 
Berufstätigkeit muss 
sozial besser abgesi-
chert werden. Dafür 
vereinfachen wir den 
Zugang zur freiwilli-
gen Arbeitslosenver-
sicherung und schaf-
fen eine Zugangsmög-
lichkeit für alle Selb-
ständigen, auch über die 
Auswahl zwischen zwei 
Tarifen. Selbständige 
sollen damit neben dem 
Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld I auch einen 
Anspruch auf Kurz-
arbeitergeld erhalten.  
 
Wir wollen Gründun-
gen aus Phasen der 
Arbeitslosigkeit her-
aus besser fördern. 
 

auf drei Jahre verlän-
gern.  
 
Die Höhe des ALG I 
soll künftig 68 Prozent 
des bisherigen Netto-
verdienstes betragen.  
 
Zeiten der Qualifizie-
rung und Weiterbil-
dung bis zu einer 
Dauer von 24 Monaten 
mindern nicht die 
Dauer des Bezugs von 
Arbeitslosengeld.  
 
Für ältere Erwerbssu-
chende wollen wir eine 
verlängerte Bezugs-
dauer des ALG I. 
 
Sperrzeiten und 
Sanktionen werden 
ausnahmslos abge-
schafft. 
 

 
 
Die AfD will eine 
„Aktivierende 
Grundsicherung“ als 
Alternative zum Ar-
beitslosengeld II (so-
genanntes Hartz IV). 
Das erzielte Einkom-
men soll nicht wie 

 
Die Anrechnung von 
Einkommen im SGB 
II wollen wir neu 
ausgestalten. 
 

 
Die Grundsicherung 
werden wir zu einem 
Bürgergeld entwi-
ckeln.  
 
Das Bürgergeld soll 
digital und 

 
Wir wollen Hartz IV 
überwinden und erset-
zen es durch eine Ga-
rantiesicherung.  
 
Das soziokulturelle 
Existenzminimum 

 
Wir wollen bessere 
Hinzuverdienstre-
geln beim Arbeitslo-
sengeld II (ALG II) be-
ziehungsweise beim an-
gestrebten Liberalen 
Bürgergeld.  
 

 
Wir wollen individuelle 
Mindestsicherung 
ohne Sanktionen in 
Höhe von 1200 €. 
 
Asylbewerber und 
hier lebende EU-
Bürger werden in 
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bisher vollständig 
mit dem Unterstüt-
zungsbetrag ver-
rechnet werden. 
Stattdessen ver-
bleibt dem Erwerb-
stätigen stets ein 
spürbarer Anteil des 
eigenen Verdienstes. 
 
 
 
 

unkompliziert zu-
gänglich sein.  
 
Bescheide und Schrift-
wechsel sollen eine ver-
ständliche Sprache 
sprechen.  
Die Regelsätze im 
neuen Bürgergeld müs-
sen zu einem Leben in 
Würde ausreichen und 
zur gesellschaftlichen 
Teilhabe befähigen. 
 
 

 

werden wir neu be-
rechnen. 
 
Die Anrechnung von 
Einkommen werden 
wir deutlich attraktiver 
gestalten.  
 
Das Schonvermögen 
wird angehoben.  
 
Wir werden die exis-
tenzsichernden Sozi-
alleistungen zusam-
menlegen. 
 
Anstelle eines Vermitt-
lungsvorrangs in pre-
käre Arbeit wollen wir 
einen Vorrang für 
Ausbildung und 
Qualifizierung. 

Das Einkommen von 
Jugendlichen aus Fami-
lien, die ALG II bezie-
hen, soll bis zur Höhe 
eines Minijobs gar nicht 
angerechnet werden.  
 
Wir wollen das Schon-
vermögen in der 
Grundsicherung 
ausweiten.  
 
Wir wollen beim Ar-
beitslosengeld II bezie-
hungsweise beim ange-
strebten Liberalen Bür-
gergeld einen einheit-
lichen Satz für alle. 
 
Bei Rückforderungen 
durch die Jobcenter 
führen wir eine Baga-
tellgrenze für 
Kleinstbeträge ein.  
 

die individuelle Min-
destsicherung einbe-
zogen. 
  
Als Zwischenschritt 
wollen wir die sofor-
tige Erhöhung der 
derzeitigen Grundsi-
cherungsleistungen 
auf 658 Euro.  
 
Wir treten für ein Sozi-
alticket im ÖPNV ein.  
 
Wir wollen individuelle 
Ansprüche statt Be-
darfsgemeinschaften.  
 
Schulpflichtige Kin-
der sollen einen ein-
maligen Zuschuss 
für Computer, Dru-
cker und weitere IT-
Ausstattung bekom-
men.  
 
Alle Sanktionen müs-
sen ausgeschlossen 
werden. 

 
Gezielte Maßnah-
men gegen Woh-
nungs- und Obdach-
losigkeit. Einfüh-
rung einer bundes-
weiten zentralen 

 
Keine Position 
 

 
Wir wollen eine flächen-
deckende Umsetzung 
von Housing-First-
Konzepten. 

 
Wir wollen ein natio-
nales Aktionspro-
gramm zur Vermei-
dung und Bewälti-
gung von 

 
Keine Position 

 

 
Wir wollen den Ansatz 
„housing first“ in der 
Bekämpfung von Ob-
dachlosigkeit veran-
kern. 
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Statistik zur Erfas-
sung der Wohnungs- 
und Obdachlosig-
keit.  

 

Wohnungs- und Ob-
dachlosigkeit aufle-
gen.  
 
Dabei ist der Housing-
First-Ansatz ein zent-
raler Baustein. 
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Freiheit beim Ren-
tenantritt  
 
Wer früher in den 
Ruhestand geht, 
muss entsprechende 
Abschläge in Kauf 
nehmen. Wer auf 
der anderen Seite 
über das Rentenal-
ter hinaus arbeitet, 
sammelt weitere 
Rentenpunkte und 
bekommt entspre-
chend einer höheren 
Rente. 

 
Das Renteneintrittsalter 
soll auf 67 Jahre im 
Jahr 2030 und weiter 
an die Lebenserwartung 
angepasst werden. 
 

 

  
Wir lehnen eine An-
hebung des Renten-
eintrittsaltes ab. 
 
Langjährig Versi-
cherte sollen weiterhin 
abschlagsfrei vorzei-
tig in Rente gehen 
könne.   
 

  
An der Rente mit 67 
wird festgehalten. Es 
soll aber mehr Flexibili-
tät geben. 
 
 
 

 

 
Flexibilisierung des 
Renteneintrittsal-
ters nach schwedi-
schem Vorbild.  
 
 

 

 
Rente abschlagsfrei 
mit 65 Jahren.  
 
Rente mit 60 abschlags-
frei nach 40 Arbeitsjah-
ren. 

 
Beamtenrenten und 
Politikerpensionen 
 
Die AfD möchte die 
Beamten-Altersver-
sorgung beibehal-
ten, allerdings die 
Verbeamtung auf 
hoheitliche Aufga-
ben beschränken.  
 
Politiker sollen wie 
Arbeitnehmer auch 
in die gesetzliche 
Rentenversicherung 
einzahlen. 

 
Keine Position.  
 

 
Selbstständige, Beamte, 
freien Berufe und Man-
datsträger sollen der ge-
setzlichen Rentenversi-
cherung angehören. 
 

 
Abgeordnete sollen ver-
pflichtend in die gesetz-
liche Rentenversiche-
rung aufgenommen 
werden.. 
 

 
Der Zugang zur gesam-
ten geförderten privaten 
Altersvorsorge muss da-
bei künftig für alle Er-
werbstätigen offen sein. 

 

 
Beamte, Abgeordnete 
und Selbstständige sol-
len in die gesetzliche 
Rentenversicherung 
einzahlen. 
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Altersarmut ver-
hindern  
 
Wer lange in die 
Rentenkasse einge-
zahlt hat, sollte auch 
bei einem geringe-
ren Einkommen bes-
sergestellt werden 
als Personen, die 
weniger eingezahlt 
haben. Dem wird die 
AfD gerecht, indem 
25% der Altersrente 
nicht auf die Grund-
sicherung im Alter 
angerechnet wer-
den.  
 
Generell ist die Be-
steuerung von Ren-
ten aus sozialer 
Sicht kritisch zu be-
urteilen. Wir wirken 
der Einkommen-
steuerlast dadurch 
entgegen, dass wir 
den Steuerfreibetrag 
für alle anheben. 

Freiwillige Beiträge 
zur gesetzlichen 
Rentenversicherung 
in jeglicher gewünsch-
ten Höhe will die Union 
zulassen.. 
 
Im Alter soll jeder in 
seinem Wohneigentum 
bleiben können. 
 
Doppelbesteuerung 
von Renten soll vermie-
den werden. 

 

Rentenniveau von 
mind. 48 %.  
 
Vollständige Abschaf-
fung der Vollverbeitra-
gung sowie der Dop-
pelverbeitragung 
von Betriebsrenten 
in der gesetzlichen 
Krankenversicherung. 

 

Rentenniveau von 
mind. 48 %.  
Die gesetzliche Renten-
versicherung soll 
schrittweise zu einer so-
lidarischen Bürgerver-
sicherung weiterent-
wickelt werden. 
 
Die Grünen wollen die 
Riester- und die Rürup-
Rente durch einen öf-
fentlich verwalteten 
Bürgerfonds ersetzen. 
 
Frauenerwerbstätigkeit 
soll gestärkt werden, 
um das Rentenniveau 
von Frauen zu stabili-
sieren. 

 

„Enkelfitte“ Rente 
nach dem Baukasten-
prinzip: gesetzlich, be-
trieblich, privat. Mög-
lichst nachhaltig finan-
ziert durch Kapitalde-
ckung.  
 
Konzept der gesetzli-
chen Aktienrente mit 
Startbonus von 1000 
Euro.  
 
Es soll einen Freibe-
trag bei der Grundsi-
cherung im Alter für 
Einkünfte aus der ge-
setzlichen Rentenversi-
cherung geben. 
 
Zuverdienstgrenzen 
will die FDP abschaffen; 
Teilrenten sollen un-
kompliziert möglich 
sein. 
 
Doppelbesteuerung 
von Renten soll ver-
mieden werden. 

 

Rentenniveau von 53 
%.  
 
Überführung der 
Riesterrente auf frei-
williger Basis in die ge-
setzliche Rentenversi-
cherung.  
 
Mindestrente von 
1200 Euro. 
 
Stärkung der über-
wiegend von Arbeit-
gebern finanzierten 
betrieblichen Alters-
versorgung. 
 
Für Langzeitarbeits-
lose sollen Beiträge 
zur Rentenversiche-
rung gezahlt wer-
den. 
 

Lastengerechtig-
keit zwischen Fa-
milien und Kin-
derlosen herstel-
len  
 

 
Keine Position 

 
Es soll eine geschlech-
tergerechte Rente ge-
ben. Unterschiedliche 
Arbeitszeiten und fami-
lienbedingte Tätigkeiten 

 
Lösung über Steuern: 
Dazu wollen die Grünen 
für neu geschlossene 
Ehen eine individu-
elle Besteuerung mit 

 
Rentensplitting er-
leichtern und stärker 
bekannt machen.  
 

 
Für jedes Kind wer-
den drei Entgelt-
punkte „Mütterrente“ 
– auf dem Rentenkonto 
gutschreiben. 
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Familien sollen für 
jedes Kind 20.000 
Euro Beiträge der 
Eltern zur Renten-
versicherung aus 
Steuermitteln erstat-
tet bekommen, ohne 
dass sich die Renten-
ansprüche dadurch 
verringern. Wurden 
zum Zeitpunkt der 
Geburten noch keine 
Beiträge in entspre-
chender Höhe ge-
zahlt, erfolgt eine 
Anrechnung auf zu-
künftige Rentenbei-
träge. 

bei den Renten sollen 
Berücksichtigung fin-
den. 
 

übertragbarem 
Grundfreibetrag ein-
führen. Bei der Lohn-
steuer soll der Zweitver-
diener entlastet werden. 
.  
 

Das muss für verheira-
tete, verpartnerte und 
auch für unverheiratete 
Eltern möglich sein. 
Partner sollen flexibel 
über die Aufteilung ent-
scheiden können.  
 

 
Ungerechtigkeiten 
bei der Überlei-
tung der Ostrenten 
beseitigen  
 
Für die Härtefälle 
und groben Unbillig-
keiten im Renten-
überleitungsprozess 
werden wir einen 
Ausgleich durch eine 
Fondslösung schaf-
fen. Im Rahmen der 
Fondslösung sind 
den Betroffenen 
pauschalierte Ein-
malzahlungen in 

 
Bei den Ansprüchen aus 
den Sonder- und Zu-
satzversorgungssyste-
men der ehemaligen 
DDR sollen die ost-
deutschen Bundes-
länder entlastet wer-
den.  

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Die Renten in Ost 
und West sollen so-
fort angeglichen 
werden.  
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angemessener Höhe 
zu gewähren. 
 
Wehrdienst ren-
tenpolitisch wür-
digen  
 
Mit der Wiederein-
führung der Wehr-
pflicht werden je 
Monat der Dienstzeit 
1/12 Entgeltpunkte 
dem Rentenversi-
cherungskonto gut-
geschrieben. 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 

 
Keine Position 
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Schluss mit den 
unverhältnismäßi-
gen Corona-Maß-
nahmen  
 
Der Schwerpunkt 
freiwilliger Hygiene-
maßnahmen und 
Schutzbestimmun-
gen muss auf gefähr-
deten Bevölkerungs-
gruppen liegen. Das 
Tragen von Masken 
in Kindertagesstät-
ten, Horten und 
Schulen lehnen wir 
ab. Die Pflicht zum 
Tragen einer Maske 
lehnen wir ab. Die 
unverhältnismäßi-
gen Lockdown-Maß-
nahmen sind unver-
züglich zu beenden. 

 
Keine Position 

 

  
Keine Position 
 

  
Für künftige Pandemien 
wollen wir Stufen zur 
Eindämmung von 
Pandemien definie-
ren, Pandemie-
schutzpläne aktuali-
sieren und einen in-
terdisziplinärer Pan-
demierat einrichten. 
 

 
Wir wollen dem Ro-
bert Koch-Institut 
(RKI) politische 
Weisungsunabhän-
gigkeit garantieren.  
 

 
Es darf keine Ent-
machtung der Parla-
mente geben, keine 
(Selbst-) Ermächti-
gung der Exekutive. 
Politische Betäti-
gung und Versamm-
lungen müssen mög-
lich bleiben.  
 
Auch das Arbeitsrecht 
darf nicht ausgehe-
belt werden. 

 

 
Wir fordern die 
Rückkehr zu be-
währten wissen-
schaftlichen Diagno-
semethoden zur 
Feststellung einer 
Infektion. Ein 
Schnelltest oder 
PCR-Test darf nicht 
länger als Grundlage 
für Freiheitsbe-
schränkungen durch 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
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staatlich verordnete 
Lockdowns, Zu-
gangsbeschränkun-
gen und Quarantäne 
sein. 

 
 
Eine verpflichtende 
Impfung (direkt und 
indirekt), Immuni-
tätsausweise, sowie 
Tracking Apps oder 

sonstige Überwa-
chungsmaßnahmen 

lehnen wir ab. 

 
Keine Position 
 
 

 

 
Wir wollen die die fi-
nanzielle und substanzi-
elle Förderung der glo-
balen Corona-Impfkam-
pagne (COVAX). 

 
Wir wollen Impfstoffe 
im Rahmen der 
COVAX- Allianz an 
einkommensschwache 
Länder liefern. 

 

 
Keine Position 
 

 
Wir wollen, dass der 
ÖGD auch bei der Pro-
phylaxe von Infekti-
onen durch Reihen-
impfungen in Kitas, 
Schulen und Betrieben 
die tragende Rolle über-
nimmt. 
 
 

 
 
Einsetzung eines 
parlamentarischen 
Corona-Untersu-
chungsausschusses. 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Krankenhäuser 
und Kliniken brau-
chen Planungssi-
cherheit und eine 
individuell aus-
kömmliche Finan-
zierung  
 
Einführung eines In-
dividualbudgets für 
Krankenhäuser, um 

 
Wir wollen eine starke 
Grund- und Regel-
versorgung in der 
Krankenhauspla-
nung, gerade mit 
Blick auf den ländli-
chen Raum.  
 
Wir brauchen mehr 
mehr digitale Investi-
tionen in den Kran-
kenhäusern und auch 

 
Gewinne sollen ver-
pflichtend und weitest-
gehend wieder in das 
Gesundheitssystem 
zurückfließen.  
 
Wir stärken die Kom-
munen durch inte-
grierte medizinische 
Versorgungszentren.  
 

 
Der Trend hin zu Priva-
tisierung umgekehrt 
werden.  
 
Dafür braucht es ein 
neues Finanzierungs-
system, das eine 
starke Säule der 
Strukturfinanzie-
rung beinhaltet. 
 

 
Wir fordern eine nach-
haltige Verbesserung 
der Investitionsfi-
nanzierung für ma-
ximalversorgende 
und kleinere spezia-
lisierte Krankenhäu-
ser.  
Höhere Qualität muss 
durch das Vergü-
tungssystem belohnt 
werden.  

 
Wir fordern die Ab-
schaffung der Fall-
pauschalen!  
 
Die Betriebskosten 
müssen von den 
Krankenkassen voll-
ständig refinanziert 
werden. 
 
Gewinne aus dem Be-
trieb von 
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auch in struktur-
schwachen Gebieten 
wohnortnah bei-
spielsweise Notfal-
leinrichtungen, Ab-
teilungen für Ge-
burtshilfe und insbe-
sondere die statio-
näre Behandlung 
von Kindern zu er-
möglichen.  
 

ein virtuelles Kran-
kenhaus und Televi-
siten. 

Das System der Fall-
pauschalen werden 
wir auf den Prüfstand 
stellen.  
 
Die Grundkosten wer-
den wir angemessen fi-
nanzieren.  
 

Wir brauchen Vorga-
ben zur Personalbe-
messung, Behand-
lungs- und Versor-
gungsqualität.  
 
Die Investitionsfi-
nanzierung wollen wir 
durch eine gemeinsame 
Finanzierung durch 
Bund und Länder ver-
bessern.  
 
Es wird eigene Bud-
gets für die Notfall- 
und Intensivmedizin 
geben. 

 
Fehlanreize für eine 
Überversorgung sowie 
ein Überangebot an 
Krankenhausleis-
tungen müssen be-
reinigt werden. 

Krankenhäusern dürfen 
nicht in die Taschen von 
Eigentümern und Aktio-
nären fließen. 

 
Begrenzung privater 
Träger im Kranken-
hausbereich bei 
max. 60%. 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Eine Ungleichbe-
handlung von priva-
ten, öffentlichen und 
konfessionellen Trägern 
lehnen wir genauso 
entschieden ab wie 
eine Planungshoheit der 
Krankenkassen für die 
Versorgungsstrukturen. 
 

 

 
Wir wollen Kranken-
häuser in kommu-
nale und gemein-
wohlorientierte 
Hand überführen.  
 
Wir fordern einen 
Fonds des Bundes 
zur Rekommunalisie-
rung. 
 
Wir kommunale 
Krankenhausver-
bünde. 

 
 
Serviceorientierte 
ambulante 

 
Wir sorgen für eine di-
gitalen, 

 
Wir fordern eine Neu-
ordnung der 

  
Integrierte Gesund-
heitszentren sollen 

 
Wir wollen die Arzt-
sitze gleichmäßiger 
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Versorgung durch 
Beendigung der 
Budgetierung. 
 

wohnortnahen und 
möglichst barriere-
freien Weg zur Ge-
sundheitsversor-
gung. 
 
Wir wollen den flächen-
deckenden Ausbau 
des psychotherapeu-
tischen Behand-
lungsangebots für 
Kinder und Jugendliche 
ein. 
 
 

Rollenverteilung 
zwischen ambulan-
tem und stationärem 
Sektor. 
 
 

 

Wir fordern regionale 
Versorgungsver-
bünde mit enger An-
bindung an die Kom-
munen und die Ein-
richtung von regio-
nalen Gesundheits-
zentren.  
 
Es soll eine eine strikte 
Trennung der ambu-
lanten Gebühren-
ordnungen EBM und 
GOÄ geben.  
 
Nichtärztliche Gesund-
heits- und Pflegebe-
rufe sollen mehr Tätig-
keiten eigenverantwort-
lich übernehmen.  
 
Die Vergütung von 
Therapieberufen 
muss erhöht, das 
Schulgeld für diese 
Ausbildungen muss 
abgeschafft werden.  
 
 

 

dabei unterstützen, die 
regionale Grundversor-
gung mit ambulanten 
und kurzstationären Be-
handlungen zu sichern. 
.  
 
Für die Dauer der 
Entscheidungsver-
fahren muss die sta-
tionäre Vergütung 
erhalten bleiben, da-
mit keine Patientin und 
kein Patient unversorgt 
bleibt. 

verteilen und eine 
sektorenübergrei-
fende Bedarfspla-
nung einführen, für 
Stadt und Land.  
 
Regionale Versor-
gungszentren sollen 
mittelfristig zum Rück-
grat des ambulanten 
Sektors werden  
 
Wir wollen die Möglich-
keit prüfen, Kauf-
preise für Arztpra-
xen/Arztsitze zu be-
grenzen.  
 
Wir wollen einen öffent-
lichen Haftungsfonds, 
um Hebammen unab-
hängig von privaten 
Versicherungen zu ma-
chen. 

 
Ein weiterentwickelter 
Medizinischer Dienst im 
Gesundheitswesen 
(MDG), der im Gegensatz 
zum bestehenden System 

 
Wir werden das Ro-
bert-Koch-Institut 
stärken und zum deut-
schen Public-Health-
Institut ausbauen. 

 
Der öffentliche Gesund-
heitsdienst braucht eine 
bessere Ausstattung, 
auch bessere digitale 
Infrastruktur – 

 
Wir wollen ein Bun-
desinstitut für Ge-
sundheit als starke 
Säule der öffentlichen 

 
Wir wollen die Entbü-
rokratisierung des 
Gesundheitswesens 
vorantreiben.  
 

 
DIE LINKE will eine fi-
nanzielle Stärkung 
des ÖGD und eine 
bessere Koordinie-
rung.  
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paritätisch besetzt und fi-
nanziert sein wird. 

Hardware ebenso 
wie Software, und 
eine konkurrenzfä-
hige Vergütung. 

Gesundheitsfürsorge 
aufzubauen.  
 
Wir wollen, dass Bund 
und Länder gemeinsam 
dafür sorgen, dass die 
Mittel für den Öf-
fentlichen Gesund-
heitsdienst schritt-
weise auf mindes-
tens 1 Prozent der 
Gesundheitsausga-
ben angehoben wer-
den. 

Dazu fordern wir eine 
„Bepreisung“ der 
Bürokratie- und Be-
richtspflichten. Be-
zahlen soll sie künftig 
die Person, die sie an-
fordert.  
 
Wir wollen das Prä-
ventionsgesetz re-
formieren. Wir setzen 
dabei auf Überzeugung 
statt Bevormundung. 
 

 
Der Bund muss dafür 
sorgen, dass Vorhalte-
kosten für Material 
und Behandlungska-
pazitäten komplett ge-
deckt werden.  
 

Wir fordern die Ein-
führung des anony-

men Kranken-
scheins für illegali-

sierte Menschen. 

 
Medizinische Ver-
sorgung auf dem 
Land wiederherstel-
len und sichern.  
 
Förderung von Me-
dizinstudenten, die 
sich nach dem Stu-
dium für einen ge-
wissen Zeitraum für 
eine Berufstätigkeit 
in strukturschwa-
chen Gebieten ver-
pflichten. 
 
Medizinisches Fach-
personal muss gene-
rell mindestens über 
Sprachkenntnisse 
auf dem Sprachni-
veau C1 verfügen. 

 
Keine Position 

 
Wir werden im Rahmen 
eines Modellprojek-
tes des Bundes 
Dienstleistungszen-
tren (DLZ) in kleinen 
Städten und Gemeinden 
schaffen. 

 
Die Universitätsmedizin 
werden wir weiter stär-
ken – von der Spitzen-
forschung über die Ver-
netzung bei Daten und 
Digitalisierung bis zur 
Versorgung per Tele-
medizin im ländli-
chen Raum.  
 
Dort können Commu-
nity Health Nurses 
wie früher die Gemein-
deschwestern eine 
große Stütze sein. 
 

 
Keine Position 

 
Wir wollen Kommu-
nen unterstützen, ei-
gene Gesundheits- 
und Pflegeeinrich-
tungen zu betreiben 
und so die Versorgung 
zu sichern, gerade im 
ländlichen Raum.  
 
Dabei sollen auch an-
dere Berufsgruppen, wie 
z.B. Sozialarbeiter und 
Anwälte, einbezogen 
werden.  
 
Modellprojekte wie 
Gesundheitskollek-
tive sollen unterstützt 
werden. 
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Die fachliche Quali-
fikation muss unein-
geschränkt dem 
deutschen Standard 
genügen. Studien- 
und Ausbildungsbe-
werber, die sich auf 
den Einsatz in unter-
versorgten Gebieten 
festlegen, sind zu be-
vorzugen. 
 
Souveränität des Pa-
tienten über seine 
Daten herstellen:  
 
Die AfD lehnt die Schaf-
fung einer zentralen Da-
tenbank zur Speicherung 
vertraulicher Patienten-
daten ab. Wir befürwor-
ten eine patientennützige 
Speicherung von Notfall-
datensätzen, einer Medi-
kamentenübersicht oder 
einer Patientenverfügung 
direkt auf einer Kranken-
versicherungskarte. 

 
Um Innovationen für 
Patientinnen und Pati-
enten entwickeln zu 
können, müssen for-
schende Pharmaun-
ternehmen die Mög-
lichkeit haben, pseu-
donymisierte Ver-
sorgungsdaten zu er-
halten.  

 

 
Es sind flächende-
ckende Weiterbildungs- 
und Unterstützungsan-
gebote unerlässlich.  
 
Wir wollen zudem dem 
Schutz der Patien-
tendaten höchste Prio-
rität einräumen. 
 

 
Gesundheitsdaten 
sollen anonymisiert 
und wo nötig pseu-
donymisiert der 
Wissenschaft zur 
Verfügung gestellt 
werden. Die Ergeb-
nisse sollen der Allge-
meinheit nach dem O-
pen-Data-Prinzip zur 
Verfügung stehen. 

 

 
Wir benötigen offene 
Standards, Interope-
rabilität und Daten-
sicherheit.  
 
Die Vernetzung zwi-
schen allen Gesund-
heitsakteuren sowie Pa-
tientinnen und Patien-
ten muss digital ausge-
staltet sein. 
 

 
Daten, die mit der 
elektronischen Ge-
sundheitskarte erho-
ben werden, dürfen 
nicht zentral gespei-
chert oder online 
weitergegeben wer-
den. 
 

 
Beendigung des 
Pflegenotstands  
 
Eine leistungsge-
rechte angemessene 
Bezahlung der 

 
Auch in der Pflege gilt 
es, die vielfältigen 
Chancen der Digita-
lisierung zum Wohle 
pflegebedürftiger Men-
schen zu nutzen.  

 
Wir wollen die Kom-
merzialisierung im 
Gesundheitswesen 
beenden. 
 
Unsere Ziele sind allge-
meinverbindliche 

 
Wir wollen die soziale 
Pflegeversicherung 
verpflichten, nur 
noch mit Anbietern 
zusammenzuarbei-
ten, die nach Tarif 
bezahlen.  

 
Wir werden über eine 
bedarfsgerechte Per-
sonalbemessung bis 
hin zu mehr Karrierech-
ancen dafür sorgen, 
dass der Beruf wieder 
attraktiver wird.  

 
Der Pflegevorsorge-
fonds soll in einen 
Pflegepersonalfonds 
umgewandelt wer-
den.  
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Pflegekräfte über ei-
nen Flächentarifver-
trag mit steuerfreien 
Nacht-, Sonn- und 
Feiertagszuschlagen.  

 

 
 
 
 
 

 

Branchentarifver-
träge für Pflegebe-
rufe. Wie werden über 
die Pflegemindest-
lohnkommission eine 
weitere Erhöhung der 
Mindestlöhne verfolgen.  
 
Wir werden die Refi-
nanzierung der Pfle-
geleistungen an die 
Geltung von Tarif-
verträgen binden. 
 
 

 

 
Wir wollen eine Bun-
despflegekammer 
einrichten. 
 
 

 

 
Wir wollen die Arbeit 
in der Pflege durch 
digitale Anwendun-
gen, Automatisie-
rung sowie Robotik 
unterstützen und 
Pflegende dadurch ent-
lasten. 
 
 
 

 

Zusätzliche Pflege-
kräfte können so regu-
lär beschäftigt und bes-
ser bezahlt werden. 
Grundlage dafür muss 
ein allgemeinverbindli-
cher Flächentarifver-
trag für alle Beschäf-
tigten sein.  
 
DIE LINKE fordert ein 
Fachkraftniveau von 
mindestens 50 Pro-
zent in Pflegeein-
richtungen. 
 
 

 
 
Eine verbindliche, 
bundeseinheitliche 
gesetzliche Perso-
naluntergrenze für 
Pflegeeinrichtungen 
mit einer Pufferre-
gelung bei kurzzeiti-
gem „Reißen“ der 
strengen Messlatte. 

 

 
Wir werden sowohl für 
die Pflegebedürftigen 
als auch für das Pflege-
fachpersonal und pfle-
gende Angehörige bes-
sere Möglichkeiten 
für gut organisierte, 
leistungsfähige, be-
rechenbare, zuver-
lässige und bedarfs-
gerechte Angebots-
strukturen schaffen. 
 
Wir wollen die Träger-
vielfalt in der Pflege 
als Ausdruck einer 

 
Wir werden deshalb den 
Vorschlag eines neuen, 
bundesweiten und 
einheitlichen Perso-
nalbemessungsrah-
mens voranbringen. 

 
Wir wollen bessere Ar-
beitsbedingungen in der 
Pflege: verbindliche, 
bedarfsgerechte Per-
sonalbemessung, die 
bessere Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie 
und die Ermöglichung 
neuer Arbeitszeitmo-
delle, etwa der 35-
Stunden-Woche in 
der Pflege bei vollem 
Lohnausgleich.  
 
Die Ausnahmen im 
Arbeitszeitgesetz für 
den 

 
Wir fordern die Ab-
kehr von reinen 
Pflegepersonal-Un-
tergrenzen.  
 
Wir brauchen ein In-
strument wie die „Pfle-
gepersonal-Rege-
lung 2.0“ und einen 
ausgewogenen Qualifi-
kationsmix. 
 

 
100 000 Pflegekräfte 
mehr in den Kran-
kenhäusern und 100 
000 Pflegekräfte 
mehr in den Pflege-
heimen und 500 
Euro mehr Grund-
gehalt!  
 
Wir brauchen eine ge-
setzliche Personal-
bemessung für alle 
Berufe im Krankenhaus 
und in Pflegeeinrichtun-
gen!  
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pluralen Gesell-
schaft stärken. 

Gesundheitsbereich 
wollen wir beschränken, 
um Überlastung vorzu-
beugen. 

In den Krankenhäusern 
wollen wir Personal-
abbau und Outsour-
cing stoppen und 
rückgängig machen.  
 
Es muss gelten: Ein 
Haus, ein Tarif! 
 

 
Regelmäßige Über-
prüfung der Ergeb-
nis- und Abrech-
nungsqualität in 
Pflegeeinrichtungen. 
 

Unangekündigte 
Qualitätskontrollen 

in Kliniken und Pfle-
geheimen. 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Der gesetzlich veran-
kerte Anspruch auf Ge-
winn, der sogenannter 
„Risikozuschlag“, 
für den der Staat im 
Zweifel bezahlt, 
muss ersatzlos ge-
strichen werden.  
 
Keine transnationa-
len Pflegekonzerne: 
Wir brauchen eine Zu-
lassungssteuerung, die 
einen Steuernachweis 
im Inland enthält. 
 

 
Förderung und Fi-
nanzierung der Aus-
bildung zur Pflege-
fachkraft und nicht 
nur der Pflegehilfs-
kräfte über das Job-
center. 

 
Zusammen mit den 
Ländern wollen wir eine 
bundesweite Harmo-
nisierung der Assis-
tenzausbildung in der 
Pflege erreichen.  
 
Wir wollen die Will-
kommenskultur für 

 
Die vollschulischen 
Ausbildungen wol-
len wir dual ausrich-
ten.  
Damit werden sie 
kostenfrei und die 
Auszubildenden er-
halten eine Vergü-
tung. 

 
Das Schulgeld für 
diese Ausbildungen 
muss abgeschafft wer-
den. Die Ausbildung 
in den Therapiebe-
rufen muss in regu-
lären Studiengängen 
möglich sein.  
 

 
Wir setzen uns für die 
Ausweitung von 
Pflegewissenschaf-
ten an den Hochschu-
len ein.  
 
Zur Berechnung des 
Pflegeschlüssels sol-
len Auszubildende 

 
Aus- und Fortbildungen 
in Gesundheitsberufen 
müssen gebührenfrei 
sein und Arbeitsleis-
tungen während der 
Ausbildung vergütet 
werden. 
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ausländische Pflege-
fachkräfte stärken 
und setzen uns für eine 
generelle Schulgeld-
freiheit ein.  
 
Wir wollen die Ausbil-
dung in der Pflege wei-
ter stärken, indem wir 
eine bundesweite 
Vergütung der Aus-
zubildenden in der 
Pflegefachassistenz-
ausbildung einführen. 

 

Das Studium der 
Pflegewissenschaf-
ten und der Pflege-
pädagogik wollen wir 
unterstützen.  
 
Für die Arbeit von 
migrantischen Haus-
haltshilfen und Be-
treuungskräften wol-
len wir einen gesetzli-
chen Rahmen entwi-
ckeln. 

künftig nicht mehr her-
angezogen werden. 
 
Auszubildende sollten 
bundesweit von der 
Zahlung von Schulgel-
dern befreit sein. 

 
Die AfD fordert, 
dass Kurzzeitpflege-
plätze in den Kran-
kenhäusern durch 
die Pflegeversiche-
rung finanziert wer-
den. 
 
Die stationäre Pfle-
gebedürftigkeit ist 
soweit wie möglich 
hinauszuschieben. 

 
Stationäre Pflegeein-
richtungen sollen die 
Möglichkeit haben, 
passgenaue Unterstüt-
zungsleistungen für 
pflegebedürfte Men-
schen in ihrem Umfeld 
zu erbringen. 
 

 
Bei der häuslichen 
Pflege entsteht viel 
Rechtsunsicherheit zu 
den wechselseitigen 
Pflichten und Rechten. 
Wir werden bei der 
Pflege und der Hilfe 
im Alltag für rechtli-
che Klarheit sorgen. 
 

 
Statt weiterer Großein-
richtungen sind mehr 
ambulante Wohn- 
und Pflegeformen 
nötig. 
 
Dafür wollen wir die 
rechtlichen Rah-
menbedingungen 
für Quartierspflege 
schaffen. 

 

 
Wir fordern die Ein-
führung des Libera-
len Pflegebudgets. 

 
Die Kommunen müssen 
in die Lage versetzt wer-
den, Pflegeeinrich-
tungen in öffentliche 
Verantwortungen 
und demokratische 
Kontrolle zu bringen.  
 
Für eine umfassende 
Planung der Pflegeland-
schaft wollen wir eine 
Pflegebedarfspla-
nung analog zur 
Krankenhausbedarf-
splanung einführen.  
 
Ambulante Pflege-
dienste und Solo-
Selbständige Pfle-
gende wollen wir durch 
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Organisation in gemein-
nützigen Plattformen 
und Durchsetzung von 
sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsver-
hältnissen absichern. 
 
 
 

 
 
Die Unterstützung 
von pflegenden An-
gehörigen ist durch 
die weitgehende An-
gleichung des Pflege-
geldes an die Pflege-
sachleistungen zu 
unterstützen. 

 
Wir setzen uns für eine 
Dynamisierung des 
Pflegegeldes ein und 
befürworten die Einfüh-
rung einer Regeldyna-
misierung für alle Leis-
tungen auf Grundlage 
der Lohnentwicklung.  
 
Wir setzen uns dafür 
ein, die bisherigen 
Leistungen für Ange-
bote der Kurzzeit- 
und Verhinderungs-
pflege sowie Betreu-
ungsleistungen zu 
einem Budget zu-
sammenzufassen. 
 
 

 

 
Unser Modell der Fa-
milienpflegezeit ist 
die vierte Säule.  
 
Wer Angehörige pflegt, 
soll dabei unterstützt 
werden, die Pflege mit 
Erwerbsarbeit zu kom-
binieren. 
 
 
 
 

 

 
Wir wollen Menschen, 
die Verantwortung für 
Angehörige, Nachbarn 
oder Freunde überneh-
men, mit der Pflege-
Zeit Plus besonders 
unterstützen.  
 
Wir ermöglichen damit 
eine Lohnersatzleistung 
bei dreimonatigem Voll-
ausstieg und dreijähri-
gem Teilausstieg, die 
pflegebedingte Arbeits-
zeitreduzierungen fi-
nanziell abfedert.  
 
 
 

 
Wir fordern den Ausbau 
von Kurzzeitpflegeplät-
zen  
Kurzzeitpflegeplätze 
sollten über ein On-
line-Register einseh-
bar sein.  
 
Und auch in der häusli-
chen Versorgung kann 
mit digitalen Anwen-
dungen und Tele-
pflege eine Entlastung 
geschaffen werden. 

 
Wir wollen sechs Wo-
chen Freistellung bei 
vollem, arbeitgeberfi-
nanzierten Lohnaus-
gleich beim ersten Auf-
treten eines familiären 
Pflegefalls. Die 
Schwellenwerte im 
Pflegezeit- und Fa-
milienpflegezeitge-
setz wollen wir ab-
schaffen. 
 
Wir wollen eine Solida-
rische Pflegevollversi-
cherung und professi-
onelle Tages- und 
Kurzzeitpflege aus-
bauen. 

 
Zusammenlegung 
von sozialer Pflege-
versicherung und 

 
Eine Einheitsversi-
cherung und 

 
Wir wollen eine Voll-
versicherung als 
Bürgerversicherung, 

 
Mit einer doppelten 
Pflegegarantie wollen 

 
An der Pflegeversi-
cherung als Teilleis-
tung ist festzuhalten 

 
Wir brauchen eine Soli-
darische 
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gesetzlicher Kran-
kenversicherung. 

Schritte dahin leh-
nen wir ab.  
 
Wir wollen den Pflege-
vorsorgefonds bis 
2050 verlängern. 
 

die alle pflegeri-
schen Bedarfe und 
Leistungen abdeckt.  
 
Zukünftige Kostenstei-
gerungen werden soli-
darisch über einen Mix 
aus moderat steigenden 
Pflegeversicherungsbei-
trägen und einem dyna-
mischen Bundeszu-
schuss finanziert. 

wir die Eigenanteile 
schnell senken  
 
Mit einer solidari-
schen Pflege-Bürger-
versicherung wollen 
wir dafür sorgen, dass 
sich alle mit einkom-
mensabhängigen Beiträ-
gen an der Finanzierung 
des Pflegerisikos beteili-
gen. 
 
Leistungen der sollen 
als persönliches 
Budget verfügbar sein. 
 
Der Zugang zu ge-
sundheitlicher Ver-
sorgung muss auch für 
unversicherte Men-
schen gewährleistet 
sein, etwa durch einen 
anonymen Kranken-
schein. 

 

und sie ist zudem 
durch Kapitalde-
ckungselemente zu 
ergänzen.  
 
Wie auch bei der Rente 
wollen wir ein Drei-
Säulen-Modell für 
die Pflege einführen – 
bestehend aus der sozi-
alen Pflegeversicherung 
sowie aus privater und 
betrieblicher Vorsorge. 

 

Gesundheitsvollver-
sicherung.  
 
Unsere Solidarische 
Pflegevollversiche-
rung deckt alle pflege-
rischen Leistungen ab.  
 
Mit der Abschaffung 
der Beitragsbemes-
sungsgrenze sinkt der 
auf weniger als 12 Pro-
zent des Bruttolohns.  
 
Wir wollen die Tren-
nung zwischen ge-
setzlicher und priva-
ter Krankenversi-
cherung abschaffen.  
 

 
Arzneimittelver-
sorgung verläss-
lich machen  
 
 
Die überwiegende Mono-
polsituation und einsei-
tige Abhängigkeit vom 
Ausland wird durch die 

 
Wir wollen bis 2025 
eine nationale Agen-
tur für biomedizini-
sche Forschung und 
Entwicklung gründen.  
 
Wir wollen eine Souve-
ränitätsoffensive bei 
der 

 
Wir sehen es als unsere 
Pflicht dafür zu sorgen, 
dass die Medika-
mente, die hier ent-
wickelt werden, in 
ärmeren Ländern 
nicht überteuert und 
knapp sind.  
 

 
Für Herstellung ent-
scheidender Arznei-
mittel gilt: die Gewähr-
leistung offener, fairer 
und flexibler globaler 
Lieferketten ist dafür 
Voraussetzung.  
 

 
Engpässe in der Versor-
gung müssen vermieden 
und bekämpft werden. 
Hierzu soll die Her-
stellung von Arznei-
mitteln nach 
Deutschland oder 
die EU zurückverla-
gert werden.  

 
Wir wollen den Ein-
fluss der Pharma-
konzerne zurück-
drängen. Wir fordern 
eine transparente, 
gesetzliche Regelung 
über Zuwendungen 
der 
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Abschaffung der Rabatt-
verträge und einer Aus-
weitung des Festbetrags-
marktes, sowie einer An-
passung der Herstellerra-
batte und eine Abschaf-
fung der Reimportquote 
entgegengewirkt. 

Medikamentenpro-
duktion. Wir wollen ei-
nen freien Handel ohne 
einseitige Abhängigkei-
ten.  
 
Wir fördern neue An-
tiinfektiva und Impf-
stoffe.  
 
 

 

 Umwelt- und Klima-
schutz sollen ein Quali-
tätsmerkmal bei Verträ-
gen der Krankenkassen 
werden.  
 
Zudem wollen wir die 
transparente Entwick-
lung von Impfstof-
fen, Medikamenten 
und Medizinproduk-
ten stärker fördern, 
auch auf europäischer 
Ebene.  
 
Wir investieren in 
Gesundheitsfor-
schung. 
 
 
 

 

 
Im Mittelpunkt stehen 
der Abbau von Büro-
kratiepflichten und 
die Prüfung von In-
vestitionsbezuschus-
sungen.  
 
Die innovative Vernet-
zung mit Start-ups und-
der Ausbau von 
Hightech-Gesund-
heitsmedizin am 
Standort Deutsch-
land sind Treiber einer 
optimalen Patientenver-
sorgung.  
 
Geistiges Eigentum 
muss im Patentrecht 
strikt geschützt blei-
ben, auch bei Arz-
neimitteln. 

 
 

Pharmaindustrie an 
Mediziner und Heilbe-
rufe.  
 
Ergebnisse von Arz-
neimittelstudien 
müssen veröffent-
licht werden.  
 
Die Pharmaindustrie 
muss dem Gemein-
wohl verpflichtet 
und unter demokra-
tische Kontrolle ge-
stellt werden.  
 
Rabattverträge und 
andere Selektiv-Ver-
träge wollen wir ab-
schaffen.  

 

 
Absenkung der Um-
satzsteuer für Medi-
kamente von 19% auf 
7 %.  
 
Eine Bevorratung 
von rezeptpflichti-
gen Medikamenten 
für mindestens zwei 
Monate muss von 

 
Wir werden in Krisen-
fällen versorgungsrele-
vante Arzneimittel in 
ausreichender Menge in 
der EU zur Verfügung 
stellen, zum Beispiel 
durch eine entspre-
chende Änderung des 
europäischen Verga-
berechts. 

 
Förderung der For-
schung zur persona-
lisierten Medizin zu 
erschwinglichen Preise. 
Maßgefertigte Pro-
dukte statt Präpa-
rate “von der 
Stange” sind. 

 
Keine Position 

 

 
Wir wollen die flä-
chendeckende Ver-
sorgung mit rezept-
pflichtigen Arznei-
mitteln.  
 
Wir fordern faire Rah-
menbedingungen 
zwischen inländischen 
Apotheken sowie in- 

 
Arzneimittelpreise 
müssen effektiv und 
per Gesetz begrenzt 
werden.  
Alle Medikamente mit 
nachgewiesenem Nut-
zen müssen vollstän-
dig erstattet werden. 
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den Herstellern si-
chergestellt werden. 
 
Für die Gewährleis-
tung einer flächen-
deckenden und qua-
lifizierten Versor-
gung mit Arzneimit-
teln müssen die in-
habergeführten Apo-
theken erhalten blei-
ben. 

und ausländischen Ver-
sandapotheken. 

 
Eine Verpflichtung 
zur Organspende 
lehnt die AfD ab.  
 
Der Prozess des 
Sterbens ist durch 
die bewährte Pallia-
tivmedizin und einer 
passiven Sterbehilfe 
zu begleiten. 
 

 
Statt Sterbehilfe zu 
kommerzialisieren, wer-
den wir dafür sorgen, 
dass wir den Zugang zur 
Hospiz- oder Palliativ-
versorgung garantie-
ren. 

 

 
Keine Position 
 

 
Wir werden die statio-
nären Hospize und am-
bulanten SAPV- und 
Kinder- SAPV-Teams 
stärken und ausbauen.  
 
Wir setzen uns dafür 
ein, dass der Bundestag 
den mit einem Schutz-
konzept verbundenen 
Zugang zur Sterbe-
hilfe regelt. 

 

 
Wir fordern ein libera-
les Sterbehilfegesetz.  
Es muss auch die Mög-
lichkeit geben, ein letal 
wirkendes Medikament 
zu erhalten. 

 
Keine Position 
 
 
 

 
Verpflichtende Un-
tersuchungen auf 
multiresistente 
Keime bei jedem sta-
tionären Kranken-
hausaufenthalt. Jede 
Klinik mit einer In-
tensivstation muss 
verpflichtend einen 

 
Keine Position 
 
 
 

 

 
Keine Position 
 

 
Wir wollen durch ver-
besserte Genehmi-
gungs- und Entsor-
gungsvorschriften 
für Medikamente die 
Bildung von Resisten-
zen und andere Gefah-
ren von 

 
Keine Position 
 

 
Entsorgung von Arznei-
mitteln ist gefährlich. 
Wir wollen das Rück-
nahmesystems von 
Medikamenten (wie-
der) einführen. 
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klinischen Mikrobio-
logen beschäftigen. 

Arzneimittelrückstän-
den im Wasser verrin-
gern. 

 

 
Festbetragsregelung 
für medizinische 
Heil- und Hilfsmit-
tel. 
 
Im Rahmen der 
freien Berufswahl 
muss es auch Ärzten 
ermöglicht werden, 
den Beruf des Heil-
praktikers neben 
der ärztlichen Tätig-
keit auszuüben. 

 
Die Kompetenzen der 
Heil- und Hilfsmitteler-
bringer werden wir stär-
ker nutzen. 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Wir setzen uns dafür 
ein, dass auch weiterhin 
die Freien Berufe im 
Gesundheitswesen ge-
stärkt werden.  
Denn die Therapie-
freiheit der Behand-
lung ohne Budgetie-
rungszwang kommt den 
Patientinnen und Pati-
enten zugute. 
 
 
 

 
Keine Position 
 

 
WHO grundlegend 
reformieren  
 
 
Die notwendigen 
Strukturanpassun-
gen sollen zu einer 
Verschlankung der 
WHO und damit zu 
einer Absenkung der 
aus Steuermitteln fi-
nanzierten Beiträge 
und Spenden füh-
ren. 

 
Wir wollen die WHO 
nachhaltig stärken, 
finanziell, technisch 
und politisch.  
 

 
Wir werden eine sou-
veräne Europäische 
Gesundheitsunion 
mit einer starken und 
widerstandsfähigen Ge-
sundheitswirtschaft in 
Europa schaffen, indem 
wir Mindeststan-
dards in der Gesund-
heitsversorgung ga-
rantieren, einen starken 
Katastrophenschutzme-
chanismus etablieren. 

 
Die WHO soll die koor-
dinierende Organisation 
der globalen Gesundheit 
sein. Dazu wollen wir 
sie mit deutlich hö-
heren Beiträgen und 
einem klaren Man-
dat befähigen. 

 
Keine Position 

 
Der Weltgesundheitsor-
ganisation WHO muss 
eine breite finanzi-
elle Basis zur Verfü-
gung gestellt wer-
den. Medikamente, die 
über Steuergelder finan-
zierte Forschung entwi-
ckelt werden, müssen li-
zenzfrei zur Nachpro-
duktion zur Verfügung 
gestellt werden.  
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Schule und Ausbil-
dung  
 
Mehrgliedriges 
Schulsystem erhal-
ten.  
Wir befürworten ein 
differenziertes, aber 
durchlässiges Schul-
system, das den un-
terschiedlichen Be-
gabungen der Schü-
ler gerecht wird.  
 

 

 
Die Bund-Länder-
Initiative „Schule 
macht stark“ wollen 
wir stärken und weiter-
entwickeln. 
 
 

 

  
Der Rechtsanspruch 
auf ein ganztägiges 
Bildungs- und Be-
treuungsangebot im 
Grundschulalter ist 
ein wichtiger Beitrag 
zur Bildungsgerechtig-
keit. 
 
Wir starten die Bun-
desinitiative Chan-
cengleichheit in der 
Bildung. 
 
 
 

 

  
Unser Ziel ist, einen in-
dividuellen Rechts-
anspruch für jedes 
Grundschulkind auf 
Ganztagsbildung 
und -betreuung mit 
Qualitätsstandards 
umzusetzen. 
 
Wir werden ein Be-
gleitprogramm zur 
Förderung einer in-
tegrierten, professi-
onsübergreifenden 
Schulentwicklung 
auf den Weg bringen. 
 

 

 
Wir fordern, einen 
Prozentpunkt des 
bestehenden Mehr-
wertsteueraufkom-
mens zusätzlich in 
Bildung zu investie-
ren. 
 
Wir fordern bundes-
weite Abschlussprü-
fungen für die Mitt-
lere Reife und das 
Abitur.  
 
Wir wollen die Auto-
nomie der Schulen 
stärken. Jede Schule 
soll ein eigenes 
Budget erhalten.  
 
Wir wollen Schulen 
und Kitas finanziell 
stärken: Sockelbetrag, 
individuelle Bildungs-
gutscheine, und einen 
„German Dream“-Zu-
schuss für Kinder mit 
niedrigem sozioökono-
mischen Status.  
 
Wir wollen die Quali-
tät der frühkindli-
chen Bildung stär-
ken. 

 
Wir wollen eine Schule 
für alle: Eine Gemein-
schaftsschule.  
 
Bis zur Einführung for-
dern wir einen Rechts-
anspruch auf Ganz-
tagsbetreuung in der 
Grundschule.  
 
Schulsozialarbeit 
muss ein fester Be-
standteil von schuli-
scher Arbeit werden. 
 
Es braucht 10 Prozent 
Vertretungsreserve 
an Schulen.  
 
Alle Lehrämter sol-
len gleichgestellt 
werden.  
 
Wir fordern, einen So-
zialfonds zur besse-
ren Ausstattung von 
Schulen nach Sozia-
lindex zu etablieren.  
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Neutralität der 
Schule wiederher-
stellen.  
 
An deutschen Schu-
len wird oft nicht die 
Bildung einer eige-
nen Meinung geför-
dert, sondern die 
unkritische Über-
nahme ideologischer 
Vorgaben. Leitbild 
der schulischen Bil-
dung muss immer 
der selbstständig 
denkende Bürger 
sein.  
 

Wir werden die politi-
sche Bildung in allen 
Jahrgangsstufen der all-
gemeinbildenden und 
beruflichen Schulen 
stärken.  

 

Wir werden das Bun-
desprogramm „De-
mokratie leben!“ 
weiter ausbauen und 
hierüber Präventions-
projekte auf Bundes-, 
Landes und kommuna-
ler Ebene fördern.  
 
Wir werden sie auch 
durch Programme 
wie „Kultur macht 
stark“ als Teil von Bil-
dung sichern. 

 

Wir fördern die Umset-
zung des UNESCO-
Programms Bildung 
für nachhaltige Ent-
wicklung, das weltweit 
die Integration von BNE 
in alle Bildungsnetz-
werke und auf kommu-
naler Ebene vorantrei-
ben soll.  
 
Es braucht Bildungs-
programme zu Anti-
diskriminierung, 
Diversität, LSBTIQ* 
und Demokratiever-
ständnis. 

 

Wir fordern eine Ab-
senkung des Wahlal-
ters auf 16 Jahre für 
die Wahlen zum Deut-
schen Bundestag und 
Europäischen Parla-
ment.  
 
Beratungs- und Selbst-
hilfeangebote sowie die 
schulische und öffentli-
che Aufklärung über 
sexuelle und ge-
schlechtliche Vielfalt 
wollen wir stärken. 

 

Sofort fordern wir ein 
Verbot von Werbung 
in Schulen und 
Kitas. 
 
Wir wollen Lobbyis-
mus in Schule und 
Unterricht unterbin-
den.  
 
Die Bundeswehr soll 
nicht mehr in Schulen 
oder Universitäten wer-
ben oder auftreten dür-
fen. 
 

 
Digitalisierung ist 
kein Selbstzweck: 
 
Grundsätzlich benö-
tigen Schulen eine 
moderne Ausstat-
tung für den Infor-
matikunterricht und 
für die Berufsausbil-
dung in technischen 
Fächern. Informa-
tikunterricht sollte 
an allen weiterfüh-
renden Schulen an-
geboten werden.  
 

 
Digitale Kompetenz 
muss umfassend in 
den Unterricht inte-
griert werden.  
 
Neben den Kulturtech-
niken Lesen, Schreiben 
und Rechnen benöti-
gen die Schülerin-
nen und Schüler di-
gitale Kompetenzen 
und Medienkompe-
tenz.  
 
Nationale Bildungs-
plattform aufbauen. 
 

 
Jedem Schüler muss 
ein digitales Endge-
rät und Zugang zum 
Internet zur Verfü-
gung stehen.  
 
Wir werden ein Mo-
dernisierungspro-
gramm des Bundes 
aufsetzen.  
 
Wir werden dafür sor-
gen, dass eine einfa-
che, unbürokrati-
sche Umsetzung der 
digitalen 

 
Wir fordern eine zeitge-
mäße, datenschutz-
freundliche digitale 
Ausstattung und 
Strukturen, die die 
Schulen beim digitalen 
Lehren und Lernen wir-
kungsvoll unterstützen. 
 
Hauptberufliche Ad-
ministratoren sind 
notwendig.  
Wir wollen, dass Tablet 
oder Laptop selbst-
verständliche Lern-
mittel sind  
 

 
Wir fordern die bun-
desweite Einführung 
der Schulfächer 
Wirtschaft und In-
formatik.  
 
Wir fordern einen Digi-
talpakt 2.0. 
 
Die Schule muss di-
gital gestütztes Ler-
nen in Präsenz ge-
nauso anbieten wie 
Lernen auf Distanz. 

 
Jedes Kind muss ei-
nen Computer, Dru-
cker und Internetan-
schluss zu Hause zur 
Verfügung haben.  
 
Die IT-Infrastruktur 
an Schulen muss 
durch Fachpersonal 
betreut werden. 



XV. Bildung, Wissenschaft und Forschung 
 

90 
 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Die ersten vier Schuljahre 
sollten vorwiegend digi-
talfreie Räume sein, da 
sie der Aneignung der 
grundlegenden Kultur-
techniken Lesen, Rechnen 
und Schreiben dienen. 

Grundausstattung 
für alle Schulen mög-
lich ist. 

Dafür wollen wir An-
wendungen wie 
quelloffene und si-
chere Lernplattfor-
men fördern. 
 

 
Förder- und Sonder-
schulen erhalten: 
Keine ideologisch 
motivierte Inklu-
sion.  
 
Die AfD setzt sich 
für den Erhalt der 
Förder- und Sonder-
schulen ein. Die För-
derschule muss wie-
der zum Regelfall 
für Schüler mit son-
derpädagogischem 
Förderbedarf wer-
den.  
 

 

 
Keine Position  
 

 
Keine Position  
 

 
In Abstimmung mit den 
Ländern setzen wir uns 
für moderne, nachhal-
tige und einheitlichere 
Bildungsziele und die 
Umsetzung des 
grundgesetzlich ver-
brieften Sonde-
rungsverbots ein. 

 

 
Wir wollen Menschen 
mit Behinderung und 
Lernschwäche bestmög-
lich fördern. Die 
Wahlfreiheit zwi-
schen Regelunter-
richt und speziellen 
Klassen beziehungs-
weise Schulen soll 
bei Eltern und ihren 
Kindern liegen.  
 

 
Bund, Länder und Kom-
munen müssen ein In-
vestitionsprogramm 
»Inklusive Bildung« 
auflegen.  
 
Der Rechtsanspruch 
auf inklusive Bil-
dung und das Recht auf 
das gemeinsame Lernen 
in einer Regelschule ge-
hört in jedes Schulge-
setz.  
 
Wir wollen ein 2-Leh-
rer-System umsetzen, 
womit wir Förder-
schulen überflüssig 
machen. 
 

 
Berufliche Bildung 
stärken: Meister 
statt Master.  
 

 
Wir werden wieder 
mehr Gewicht auf die 
Ausbildung junger Men-
schen als Facharbeiter 
und Handwerker legen, 
um dem Fachkräfte-
mangel zu begegnen.  

 
Den Lernort Berufs-
schule werden wird 
stärken, vor allem im 
ländlichen Raum und in 
strukturschwachen Re-
gionen. Dafür schließen 
wir einen Pakt für 

 
Wir wollen eine Min-
destausbildungsver-
gütung von mind. 80 
Prozent der durch-
schnittlichen Ausbil-
dungsvergütungen.  
 

 
Wir fordern eine Exzel-
lenzinitiative Beruf-
liche Bildung.  
 
Ein Zentrum für digi-
tale Berufsbildung 
soll berufsbildende 

 
Auszubildende brau-
chen eine Ausbil-
dungsvergütung, die 
zum Leben unab-
hängig von den El-
tern reicht. 
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 berufsbildende 

Schulen von Bund, 
Ländern und Schulträ-
gern zusammen mit den 
Sozialpartnern.  
 

Es sollen mehr Aus-
landsaufenthalte für 
Auszubildende und 

Studierende ermöglicht 
werden. 

Schulen und ausbil-
dende Betriebe unter-
stützen. 
 
Wir wollen Talenten der 
beruflichen Bildung den 
gleichwertigen Zugang 
zu den Begabtenför-
derungswerken er-
möglichen.  
 
Wir wollen bis 2030 
mindestens 20 Pro-
zent aller Auszubil-
denden eine persön-
liche Auslandserfah-
rung ermöglichen.  
 
Wir fordern eine Zu-
kunftsgarantie für 
junge Menschen, die 
keinen Ausbildungs-
platz finden können. 

 

Schulgeld soll 
grundsätzlich entfal-
len und ein am Tarif 
orientiertes Ausbil-
dungsgeld gezahlt 
werden.  
 
Wir wollen eine solida-
rische Umlagefinan-
zierung, die alle Be-
triebe in die Pflicht 
nimmt.  
 
Das Kriterium der 
“Ausbildungsreife” 
der Bundesagentur für 
Arbeit wollen wir ab-
schaffen.  
 
Wir wollen eine grund-
legende Reform des 
Berufsbildungsge-
setzes (BBiG), in der 
ein Rechtsanspruch auf 
eine vollqualifizierende 
Ausbildung verankert 
wird.  
 

 
Bildung und Mig-
ration  
 
Der Lernfortschritt 
einheimischer Schü-
ler darf nicht beein-
trächtigt werden. 

 
Ab einem Alter von drei 
Jahren kommen ver-
bindliche Sprach-
stands-Tests mit 
qualitativ wirksa-
men 

 
Alle Kinder müssen un-
mittelbar die Möglich-
keit erhalten, eine Kita 
zu besuchen; auch die 
Schulpflicht gilt un-
mittelbar für alle 
Kinder. 

 
Es ist wichtig, systema-
tische Vorsorgearbeit zu 
leisten, Lernrückstände 
zu schließen und deut-
sche wie auch mut-
tersprachliche 

 
Wir fordern, dass jedes 
Kind mindestens ein 
Jahr vor der Einschu-
lung an einem 
Deutschtest teil-
nimmt, um ggf. 

Wir fordern ein Pro-
gramm, das vom Bund 
mitfinanziert wird und 
Aus- und Weiterbil-
dung von zusätzli-
chen Lehrkräften 
umfasst, die Deutsch 
als Zweitsprache 
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Solange die Migran-
ten nicht hinrei-
chend Deutsch spre-
chen, um am Regel-
unterricht teilzuneh-
men, ist ein Unter-
richt in ihrer Mut-
tersprache eine Op-
tion.  

 

Sprachförderange-
boten für alle Kinder 
hinzu.  
 

Für Kinder soll 
nach Bedarf ein indivi-
dueller Sprachför-
derplan erstellt wer-
den. 

Sprachfertigkeiten 
zu fördern.  
 
Mehrsprachigkeit 
sollte als Reichtum 
begriffen werden 
und nicht als Defizit. 

 

zielgerichtete För-
dermaßnahmen ein-
zuleiten. 

unterrichten. Den 
Kommunen müssen da-
für entsprechende Mit-
tel zur Verfügung ge-
stellt werden. 
 
Wir sehen die Mehr-
sprachigkeit bei allen 
Jugendlichen mit Mig-
rationshintergrund als 
ein Qualifikationsmerk-
mal. Die Muttersprache 
beim Erlernen weiterer 
Sprachen einzubeziehen 
ist wichtig, um in diesen 
Sprachen einen sicheren 
Stand zu erwerben. Die 
Herkunftssprache 
soll bei Prüfungen 
als erste oder zweite 
Sprache anerkannt 
werden. 
 

 
Deutsches Kulturgut 
im Unterricht ver-
mitteln 
 
Für schulpflichtige 
Asylbewerber muss 
es Ziel der Beschu-
lung sein, diese auch 
für die Möglichkeit 
ihrer Rückkehr in 
ihr Heimatland vor-
zubereiten.  

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 
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Keine Sonderrechte 
für Muslime an un-
seren Schulen. Kein 
bekenntnisgebunde-
ner Islamunterricht 
an deutsche Schu-
len.  
 
 
Kein Koranunter-
richt durch verfas-
sungsfeindliche Mo-
scheevereine. 
 
 
Autonomie von 
Hochschulen stär-
ken, Freiheit von 
Forschung und 
Lehre bewahren  
 
Grundfinanzierung 
der Hochschulen 
einführen, um deren 
Abhängigkeit von 
Drittmitteln zu ver-
ringern. 

 

 
Wir bekennen uns zu ei-
nem der wichtigsten In-
strumente der Wissen-
schaftsförderung, dem 
Pakt für Forschung 
und Innovation 
(PFI).  
 
Unser Ziel ist: min-
destens eine deut-
sche Universität in 
die Top 20 der Welt 
zu bringen. 
 
 

 

 
Wir wollen, dass Pro-
movierende für ihre tat-
sächliche Arbeitszeit be-
zahlt werden, unabhän-
gig vom Fach. Es muss 
gelten: 100 Prozent 
Gehalt für 100 Pro-
zent Arbeit.  
 
Wir haben den Ziel-
wert gesamtstaatli-
cher, also öffentli-
cher und privater 
Ausgaben für For-
schung und Entwick-
lung, von drei Prozent 
des BIP bereits in den 
letzten Jahren übertrof-
fen und wollen ihn 

 
Wir wollen erreichen, 
dass Staat und Unter-
nehmen bis 2025 insge-
samt mindestens 3,5 
Prozent der Wirt-
schaftsleistung in 
Forschung und Ent-
wicklung investie-
ren.  
 
Wir wollen öffentliche 
Drittmittel für die 
Forschung länger als 
die üblichen drei 
Jahre aufsetzen. 
 
Wir wollen die Exzel-
lenzstrategie 

 
Wir fordern eine Quali-
tätsoffensive für die 
Hochschullehre. 
Mittelzuweisungen 
des Bundes sollen 
künftig auch auf Ba-
sis qualitätsorien-
tierter Kriterien er-
folgen.  
 
Wir wollen mehr In-
vestitionen in digi-
tale Lehrangebote. 
 
Zur Diversifikation un-
serer Innovationsstruk-
tur müssen wir eine 
breit angelegte 

 
Der Bund muss dauer-
haft Mitverantwortung 
für die Grundfinanzie-
rung der öffentlichen 
Hochschulen überneh-
men.  
 
Wir wollen Fachhoch-
schulen bzw. Hoch-
schulen für ange-
wandte Wissen-
schaften deutlich 
besser ausstatten.  
 
Dazu muss auch der 
wissenschaftliche und 
nichtwissenschaftliche 
Unter- und Mittel-
bau gestärkt werden.  
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weiter auf mindestens 
3,5 Prozent steigern. 
 
 
 

 

kooperativ weiter-
entwickeln.  
 
 
Wir wollen den Anteil 
der unbefristeten 
Mitarbeiter-Stellen, 
insbesondere im 
Mittelbau, substan-
ziell erhöhen  
 
Die Tarifsperre soll 
entfallen.  

 

Grundlagenfor-
schungsinitiative 
starten. 
 
 

 

 
Wir wollen mehr feste 
Stellen neben der 
Professur schaffen.  
 
Hochschulbau muss 
wieder im Grundge-
setz verankert und 
ein Sonderpro-
gramm für den Neu-
bau von Wohnheim-
plätzen gestartet 
werden. 

 
Hochschulen sollen 
das Recht besitzen, 
Bewerber durch Auf-
nahmeprüfungen 
auszuwählen. 
 
Der durch politische 
Zielvorgaben zu Stu-
dentenzahlen, Stu-
dienerfolg und ande-
ren Quoten erzeugte 
Zwang zur Nivellie-
rung ist zu beenden.  

 

 
Keine Position 

 

 
Keine Position 

 
Wir wollen gezielte 
Förderung von 
Diversität an Hoch-
schulen und Wissen-
schaftseinrichtun-
gen. 
 
 

 
Wir wollen in der Wis-
senschaft für mehr 
Diversität sorgen, denn 
Forschung lebt auch 
vom Perspektivwechsel.  
 
Wir möchten bessere 
Rahmenbedingungen 
an Hochschulen für 
Wissenschaftskarrieren 
von Frauen schaffen. 
 

 

 
Jegliche Form von Stu-
diengebühren für 
Menschen schaffen wir 
ab.  
Zugangs- und Zulas-
sungsbeschränkungen 
müssen überwunden 
werden.  
 
Wir wollen die Hoch-
schulen öffnen. Ein 
Studium soll schon mit 
einem bestandenen 
Fachabitur möglich 
sein. 
 
Wir wollen ein Mento-
ring-Programm für 
Studierende aus 
Nicht-Akademiker-
familien. 
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Bologna ist geschei-
tert: Diplom und 
Magister wiederein-
führen.  
 

 
Keine Position 
 

 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Kein Geld für „Gen-
der Studies“, keine 
Gender-Quoten.  
 

 
Keine Position 

 
Es gilt auf allen Ebenen 
der Anti-Gender- Bewe-
gung entgegenzutreten. 

 
Wir wollen einen Frau-
enanteil von mindes-
tens 40 Prozent auf 
allen Ebenen. 
 

 
Keine Position 

 
Im Kampf für Ge-
schlechter- und soziale 
Gerechtigkeit stehen 
Frauen und LSBTIQ* 
auf einer Seite gegen 
Ausbeutung, Abwertung 
und Gewalt. 

 
 
Keine Konfuzius-In-
stitute an öffentli-
chen Bildungsein-
richtungen.  

 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Die politische Einfluss-
nahme der chinesischen 
Regierung soll aufgear-
beitet und beendet wer-
den. 
 
 

 

 
Keine Position 
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Deutsche Leitkul-
tur statt „Multikul-
turalismus“  
 
 
Die deutsche Leit-
kultur beschreibt 
unseren Wertekon-
sens, der für unser 
Volk identitätsbil-
dend ist und uns von 
anderen unterschei-
det. Kulturrelativis-
mus und Multikultu-
ralismus führen zu 
einem Neben- und 
Gegeneinander von 
Parallelgesellschaf-
ten.   

 

 
Kulturelle Bildung 
und eine lebendige 
kulturelle Infra-
struktur gehören als 
Teil der Daseinsvor-
sorge in den Alltag 
aller Bürgerinnen 
und Bürger.  

 

  
Wir wollen Kultur als 
Staatsziel im Grund-
gesetz verankern. 
 
Wir brauchen ein Par-
tizipations- und In-
tegrationsgesetz. 
 
Den interreligiösen 
Dialog verstärken. 

 

  
Wir müssen uns gegen-
seitig vor Gewalt, Hetze, 
Ausgrenzung, Frauen-
hass, Queerfeindlichkeit 
und Rassismus schüt-
zen. 
 
Also wollen wir Kultur 
als Staatsziel im 
Grundgesetz veran-
kern. 
 

 
Wir setzen uns dafür 
ein, Kultur als Staats-
ziel im Grundgesetz 
durch Aufnahme des 
Artikels 20b mit dem 
Satz „Der Staat schützt 
und fördert Kultur“ fest-
zuschreiben.  
 

 
DIE LINKE tritt für eine 
vielfältige und parti-
zipative Kultur, die 
allen zugänglich und für 
alle erschwinglich ist. 
 
Wir wollen Kultur als 
Gemeinschaftsauf-
gabe und Staatsziel 
im Grundgesetz. 
 

 
Die deutsche Spra-
che als Zentrum 
unserer Identität  
 
Als zentrales Ele-
ment deutscher 
Identität will die AfD 
die deutsche Spra-
che als Staatsspra-
che im Grundgesetz 
festschreiben. 
 

 
Die deutsche Spra-
che ist ein besonders 
wichtiger Teil unse-
rer Identität. 

 
Keine Position 
 

 
Wir wollen uns bei den 
zuständigen Stellen da-
für einsetzen, dass Prü-
fungen in leichter 
Sprache vermehrt 
möglich gemacht wer-
den. 

 
Keine Position 
 

 
Wir treten für eine dis-
kriminierungsfreie 
Sprache ein, die der 
Vielfalt geschlechtlicher 
und sexueller Identitä-
ten gerecht wird. 
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Deutsch muss als 
Lehr- und Wissen-
schaftssprache er-
halten bleiben.  
 
Sprache darf kein 
Spielball ideologi-
scher Interessen 
sein. Es darf keine 
Verpflichtung zur 
Verwendung der so-
genannten „gender-
gerechten Sprache“ 
geben. Die Verwen-
dung der „leichte 
Sprache“ sollte auf 
kognitiv beeinträch-
tigte Personen be-
schränkt bleiben.  
 
 
Kulturförderung  
 
Die Förderung von Kultur-
einrichtungen muss trans-
parent sein. Die staatliche 
Kulturförderung darf 
nicht dazu missbraucht 
werden, die politische 
Willensbildung zu beein-
flussen. Vereine und Stif-
tungen, die staatlich ge-
fördert werden, müssen 
sich zur freiheitlich-

 
Um die Folgen der Pan-
demie zu mildern, wird 
das Programm „Neu-
start Kultur“ für alle 
Akteure und Sparten 
fortgesetzt. 
 
Mit Förderprogrammen 
wie etwa „Kultur im 
ländlichen Raum“, 
unterstützen wir die 
Kultur auf dem Land.  
 
Wir werden die För-
derinstrumente von 

 
Wir werden Mindest-
gagen und Ausstel-
lungshonorare fest 
etablieren.  
 
Wir werden die Bun-
deskulturfonds aus-
bauen und Programme 
auflegen.  
 
Wir verbessern die 
Filmförderung durch 
die Filmförderanstalt 
(FFA), und fortentwi-
ckeln mit der Novelle 

 
Förderprogramme 
schneiden wir spezifisch 
auf die Bedürfnisse der 
Kultur- und Kreativ-
wirtschaft zu. 
 
Die öffentliche Kul-
turförderung soll 
künftig partizipativ, 
inklusiv und ge-
schlechtergerecht 
abgestimmt sein.  
 
Solo- Selbständige 
und 

 
Wir setzen uns für eine 
Erhöhung des Bun-
deshaushalts für die 
nationale und inter-
nationale Kulturför-
derung ein.  
 
Wir wollen Förder-
programme auch für 
kleinere Unterneh-
men und Solo-
Selbstständige der 
Kultur- und Kreativ-
wirtschaft öffnen.  
 

 
Wir wollen die 
Vergabe öffentlicher 
Fördermittel an eine 
gute Vergütung, gute 
Arbeitsbedingungen 
und Gendergerechtig-
keit koppeln. Wir strei-
ten für branchenspe-
zifische Mindestho-
norare und Ausstel-
lungshonorare.  
 
Die Verwertungsge-
sellschaften wollen 
wir reformieren.  
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demokratischen Grund-
ordnung bekennen. 

Bund, Ländern und 
der Filmförderungs-
anstalt stärker aufei-
nander abstimmen. 
 
Wir werden deshalb die 
Künstlersozialversi-
cherung stärken. 

des Filmfördergeset-
zes. 
 
Wir werden die Diver-
sität und Geschlech-
tergerechtigkeit 
auch in Führungspo-
sitionen, Gremien und 
Jurys ausbauen.  
 
Wir werden Teilhabe an 
Kunst auch durch Pro-
gramme wie „Kultur 
macht stark“ sichern.  
 
Wir werden die geis-
tes-, sozial-, und kul-
turwissenschaftliche 
Forschung gezielt 
fördern. 

Kulturschaffende 
sollen für die Zeit 
der Corona-Krise 
mit einem Existenz-
geld von 1.200 Euro 
im Monat abgesi-
chert werden. Die 
Künstlersozialkasse 
(KSK) muss finanziell 
gestärkt werden.  
Bei der Besetzung von 
Intendanzen, bei staat-
lich geförderten Kultur-
betrieben wollen wir 
eine geschlechterge-
rechte Quotenrege-
lung einführen.  
 
Ökologische Produk-
tion wird mit finanziel-
len Anreizen belohnt. 

Wir wollen zehn Pro-
zent des jährlichen 
Budgets öffentlicher 
und öffentlich geför-
derter Kulturorgani-
sationen in kultu-
relle Bildung inves-
tieren. 

 
Die Künstlersozial-
kasse muss ausgeweitet 
werden auf neu entstan-
dene Tätigkeitsfelder. 
 
Wir setzen uns für eine 
Open-Access-Strate-
gie auch im Kultur-
bereich ein.  
Wir wollen Filme auf 
Dauer bewahren 
und zugänglich ma-
chen.  
Der Eintritt in vom 
Bund geförderte Mu-
seen muss kostenfrei 
sein.  
Wir wollen die Kultur-
förderfonds bedarfs-
gerecht ausstatten. 

 
Die AfD bekennt sich 
zur Kulturhoheit der 
Bundesländer und 
will die kulturpoliti-
schen Aktivitäten 
des Bundes begren-
zen. 

 
Für CDU und CSU ist 
der Kulturföderalis-
mus eine bereichernde 
Kraft der Vielfalt, die es 
zu wahren gilt. 

 
Wir wollen einen neuen 
Kulturkonsens über 
die Aufgaben und 
Verfahren der Kul-
turpolitik. 

 
Eine nachhaltige (Wie-
deraufbau-)Strategie 
muss das Zuwendungs-
recht reformieren sowie 
einen Fonds zum 
Schutz von Kultur-
einrichtungen vor 
Verdrängung und Ab-
riss einrichten. 

 
Keine Position 

 

 
Das Kooperations-
verbot zwischen 
Bund und Ländern 
muss beendet wer-
den.  
DIE LINKE setzt sich 
auf Bundesebene dafür 
ein, dass Förderpro-
gramme des Bundes 
besser mit Landes-
programmen ver-
zahnt werden können. 
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Wir wollen einen Bun-
deskulturminister. 

 
 
Brauchtum und 
Gedenken  
 
Brauchtum wirkt 
identitätsstiftend 
und gemeinschafts-
bildend. Deshalb 
wollen wir unser 
Brauchtum und un-
sere Mundarten 
pflegen, wozu lokale 
Kulturvereine einen 
wichtigen Beitrag 
leisten. 
 

 
Wir stehen für die 
Pflege und den Erhalt 
alter Bräuche, Trachten 
und Volkstänze sowie 
heimatlichen Liedguts. 
Die vier nationalen 
Minderheiten in 
Deutschland gehören 
zur kulturellen Vielfalt 
unseres Landes, die es 
zu bewahren gilt. 
 
 
 

 

 
Keine Position 

 
Wir unterstützen die 
Minority SafePack Initi-
ative und wollen Min-
derheitenrechte wie den 
Erhalt von Sprache, 
Kultur und Identität so-
wie Namensführung in 
der EU stärken. 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Baudenkmäler und 
heimische Architek-
tur prägen Heimat-
gefühl und kultu-
relle Identität.  
 
Die Schönheit histo-
rischer Innenstädte 
muss bewahrt und 
bei Bedarf durch Re-
konstruktionen wie-
derhergestellt wer-
den. 

 

 
Wir werden einen Zu-
kunftspakt für In-
nenstädte schmieden 
mit einem Förderpro-
gramm „Attraktive 
Innenstadt“, von dem 
auch kleinere Städte 
und Gemeinden profi-
tieren. 

 
Wir unterstützen die 
Städte dabei, die In-
nenstädte lebendig 
zu halten, durch Kon-
zepte zur Revitalisie-
rung von Standor-
ten. 

 
Mit einer guten Baukul-
tur wollen wir Stadt-
zentren und Orts-
kerne lebenswerter, 
attraktiver machen. 

 
Wir wollen einen EU-
weiten Kulturfond. 
Dieser Fonds soll sich 
für den Denkmalschutz 
einsetzen. 
 

 

 
Wir fordern eine neu 
ausgerichtete Städ-
tebauförderung des 
Bundes. Schwerpunkt 
der Investitionen soll 
auf Zukunftsaufgaben 
liegen. 

      



XVI. Kulturpolitik 
 

100 
 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Die deutsche Ge-
schichte ist in ihrer 
Gänze zu würdigen. 
Die offizielle Erinne-
rungskultur darf 
sich nicht nur auf 
die Tiefpunkte unse-
rer Geschichte kon-
zentrieren, sie muss 
auch die Höhe-
punkte im Blick ha-
ben.  
 
Wir wenden uns ge-
gen die zunehmend 
aggressiven Versu-
che einer ideolo-
gisch geprägten, mo-
ralisierenden Um-
deutung der Ge-
schichte, die sich an 
der Schleifung von 
Denkmälern und 
Umbenennung von 
Straßen festmacht.  
 
Die AfD setzt sich 
besonders gegen die 
Schmähung des 
Deutschen Kaiser-
reichs ein, das fak-
tenwidrig diffamiert 
wird. 

Mit der Stiftung „Orte 
der deutschen De-
mokratiegeschichte“ 
werden wir an histori-
schen Orten Rückschau 
auf demokratische 
Sternstunden halten.  
 
Das Bundespro-
gramm „Jugend er-
innert“ wollen wir aus-
bauen. 

Wir werden kleine Ini-
tiativen und Gedenk-
orte stärker unter-
stützen. 
 
Wir werden die Bun-
desstiftung Aufar-
beitung zur Auseinan-
dersetzung mit der 
SED-Diktatur stärken.  
 
Wir unterstützen das 
Zukunftszentrum 
für Europäische 
Transformation und 
Deutsche Einheit. 
 
 
 

 

Bisher wenig beach-
tete Opfergruppen 
der Nazis wie die soge-
nannten „Asozialen“, 
„Berufsverbrecher“ und 
„Euthanasie“-Opfer 
wollen wir durch eine 
angemessene Ent-
schädigung anerken-
nen.  
 
Auch die SED-Diktatur 
soll durch den Bundes-
beauftragten für die 
Stasi-Unterlagen wei-
ter aufgearbeitet wer-
den.  
 
Erinnerungsorte 
werden wir in Bundes-
trägerschaft fördern. 
 

 

Die Stärkung der his-
torischen Orte mit 
mehr digitalen An-
geboten und innova-
tiven Vermittlungs-
konzepten ermöglicht 
es, Brücken zu bauen. 
 
Wir wollen eine Rück-
nahme jener Teile 
des Kulturgutschutz-
gesetzes (KGSG).  
 
Illegaler Handel mit 
Kulturgut muss wirk-
sam bekämpft werden. 
 
 
 

 

Die Aufarbeitung des 
Kolonialismus muss 
präsenter werden. Wir 
engagieren uns für eine 
differenzierte Aufarbei-
tung der Geschichte der 
DDR.  
 
Wir wollen einen zent-
ralen Gedenkort für 
die Millionen Opfer 
der deutschen Besat-
zungspolitik.  
 
Wir wollen lebendige 
Erinnerungskultu-
ren fördern, die an 
den Realitäten der 
Einwanderungsge-
sellschaft orientiert 
sind. 
 
 
 
 

 

 
Die Debatte um eine 
angeblich 

 
Die Provenienzfor-
schung vor allem 

 
Wir werden die Ent-
wicklung einer 

 
Durch eine zentrale 
Erinnerungs- und 

 
Keine Position  
 

 
Kolonialismus muss 
endlich als 
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notwendige „Deko-
lonisierung“ unserer 
Kultur, stellt das 
Selbstverständnis 
unserer kulturellen 
Identität insgesamt 
infrage.  
 
Die AfD stellt sich 
als einzige politische 
Kraft dieser Demon-
tage unserer histo-
risch-kulturellen 
Identität entgegen. 

zum NS-Kunstraub 
wie auch zu Kulturgut-
entziehungen während 
der SED-Diktatur und 
des Kolonialismus blei-
ben kulturpolitischer 
Schwerpunkt. 
 
 
 

 

postkolonialen Erin-
nerungskultur för-
dern.  
Zu ihr gehören ein ver-
änderter Umgang mit 
kolonial belastetem 
Sammlungsgut in 
Museen. 

Lernstätte werden 
wir die Kontinuitä-
ten des Kolonialis-
mus ins Bewusstsein 
rücken. 
 
Dazu sind die kritische 
Aufarbeitung der ko-
lonialen Verbrechen 
und die Dekolonisie-
rung öffentlicher 
Räume zentral. 
 
Gleichzeitig muss 
sich die deutsche Er-
innerungskultur für 
die vielfältigen Er-
fahrungen und Ge-
schichten der Men-
schen in Deutsch-
land öffnen. 
 
Wir wollen außerdem 
rechtliche Regelungen 
für die Rückgabe von 
Raubkunst der NS- 
und der DDR- Zeit 
schaffen. 
 

Unrechtsherrschaft 
anerkannt werden.  
 
Die Bundesregierung 
muss für den Völker-
mord an den 
OvaHerero und 
Nama angemessene 
Entschädigung leis-
ten.  
 
Kultur- und Naturo-
bjekte müssen in die 
Herkunftsländer zu-
rückgeführt werden.  
 
Raubkunst der Nazis 
muss zurückgegeben 
werden. 
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Den öffentlich-
rechtlichen Rund-
funk neugestalten  
 
Die AfD will den 
Rundfunkzwangs-
beitrag abschaffen 
und den Medien-
Staatsvertrag kündi-
gen, um eine grund-
legende Reform zu 
ermöglichen. Am 
Ende soll ein stark 
reduzierter Anbieter 
stehen.  
 
Dieser „Grundfunk“ 
hat nur die Aufgabe, 
die Bürger flächen-
deckend mit neutra-
len Inhalten aus den 
Sparten Informa-
tion, Kultur und Bil-
dung zu versorgen. 
Wichtig bleiben regi-
onale Inhalte.  
 
Die Finanzierung er-
folgt durch eine Ab-
gabe, die insbeson-
dere Technologie-
konzerne, die audio-
visuelle Inhalte ver-
breiten, sowie Vi-
deo-Streaming-

 
Wir setzen uns für eine 
Reform des ÖRR ein.  
 
Wir wollen anregen 
und ermöglichen, 
dass Rundfunkan-
stalten stärkere Ko-
operationen einge-
hen. 

  
Wir werden die Rah-
menbedingungen 
privatwirtschaftli-
chen Medienschaf-
fens unterstützen.  
 
Wir werden Journalis-
mus im Gemeinnüt-
zigkeitsrecht veran-
kern, so dass auch die 
Stiftungsfinanzie-
rung möglich ist. 

 

  
Wir stehen zu einem 
pluralistischen, kri-
tischen und staats-
fernen öffentlich-
rechtlichen Rund-
funk für alle. Weil er 
von allen finanziert 
wird, muss er auch 
alle erreichen. 
 
Wir setzen uns für Viel-
falt bei den Rund-
funkräte ein.  
 
Qualitätsjournalismus 
braucht Verbesserungen 
bei Quellenschutz und 
Auskunftsansprüchen. 
 
Die Öffnung der Künst-
lersozialkasse für Jour-
nalisten samt Beitrags-
pflicht für Medienplatt-
formen ist auch wichtig. 
 

 
Wir wollen einen mo-
derneren und schlanke-
ren öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk (ÖRR). 
 
Konkurrenz zu jedem 
Internet-Angebot priva-
ter Presse- und Medien-
häuser ist nicht Aufgabe 
des ÖRR.  
 
Wir fordern ein Pres-
seauskunftsgesetz 
auf Bundesebene. 

 

 
Der Öffentlich-
Rechtliche ist als 
Mediengrundversor-
gung für alle unent-
behrlich.  
 
Ein Teil der Einnah-
men aus dem Rund-
funkbeitrag sollte da-
für genutzt werden, um 
nichtkommerzielle An-
gebote Dritter zu finan-
zieren. 
 
Die Rundfunkräte 
müssen demokratisiert 
und quotiert werden. 
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Dienste zu leisten 
haben.  
 
 
Meinungsfreiheit 
statt Tugendter-
ror: „Cancel Cul-
ture“ bekämpfen 
 
Jede Zensur von 
Meinungsäußerun-
gen ist ein Angriff 
auf das Grundrecht 
der Meinungsfrei-
heit. Eine Vormacht-
stellung in den sozi-
alen Medien und im 
Bildungswesen darf 
nicht dazu miss-
braucht werden, die 
politische Willens-
bildung einseitig zu 
beeinflussen.  
 
Das Internet muss 
als Ort der freien 
Meinungsäußerung 
erhalten bleiben. 
„Faktenprüfer“ und 
Meinungswächter 
dürfen keine staatli-
che Finanzierung er-
halten.  
 
Über Subventionen, 
Unternehmensbetei-
ligungen und regie-
rungspolitische 
Werbefinanzierung 
beeinflusst die Re-
gierung auch die pri-
vaten Medien.  
Diese parteipoliti-
sche Medien-

 
Unser Ziel ist es, die 
Medien- und Nach-
richtenkompetenz 
aller Bürgerinnen 
und Bürger zu stär-
ken. 
 
Private und öffentlich-
rechtliche audiovisuelle 
Medienangebote sollen 
auf modernen Medien-
plattformen einfacher 
auffindbar sein.  
 
 
Vgl. „Neutralität der Schule 
wieder herstellen“ in Kapitel 
XV (Bildung); sowie Forde-
rungen zum Datenschutz und 
sozialen Plattformen im Kapi-
tel XIX (Klima, Energie, Tech-
nik und Digitalisierung). 
 

 
Wir werden Initiati-
ven für den Schutz 
der Pressefreiheit 
sowie der Arbeit von 
Journalisten und Medi-
enunternehmen verstär-
ken.  
 
Wir wollen barrierefreie 
Angebote ausbauen. 
 
 
 
 
 
Vgl. „Neutralität der Schule 
wieder herstellen“ in Kapitel 
XV (Bildung); sowie Forde-
rungen zum Datenschutz und 
sozialen Plattformen im Kapi-
tel XIX (Klima, Energie, Tech-
nik und Digitalisierung). 

 

 
Wir wollen Hasskri-
minalität im Netz 
und Falschinformatio-
nen wirksamer bekämp-
fen.  
 
Hier könnte der gezielte 
Einsatz von repräsenta-
tiven, zivilgesellschaftli-
chen Plattformräten 
eine Möglichkeit sein.  
Wir fordern ein Gesetz 
für digitalen Gewalt-
schutz.  
 
Vgl. „Neutralität der Schule 
wieder herstellen“ in Kapitel 
XV (Bildung); sowie Forde-
rungen zum Datenschutz und 
sozialen Plattformen im Kapi-
tel XIX (Klima, Energie, Tech-
nik und Digitalisierung). 
 

 
Kommunikations-
grundrechte schüt-
zen nicht vor gesell-
schaftlichen Konflik-
ten oder anderen An-
sichten. Leider nehmen 
Straftaten, Hass und 
Hetze im Internet wei-
ter zu.  
 
 
 
 
 
 
Vgl. „Neutralität der Schule 
wieder herstellen“ in Kapitel 
XV (Bildung); sowie Forde-
rungen zum Datenschutz und 
sozialen Plattformen im Kapi-
tel XIX (Klima, Energie, Tech-
nik und Digitalisierung). 

 

 
Desinformationen 
müssen bekämpft 
werden. 
 
Medienschaffende müs-
sen vor Übergriffen, 
Verfolgung und Gewalt 
geschützt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vgl. „Neutralität der Schule 
wieder herstellen“ in Kapitel 
XV (Bildung); sowie Forde-
rungen zum Datenschutz und 
sozialen Plattformen im Kapi-
tel XIX (Klima, Energie, Tech-
nik und Digitalisierung). 
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Beeinflussung leh-
nen wir ab. Beteili-
gungen an Medien-
unternehmen von 
Parteien wollen wir 
verbieten. 
 
Die übersteigerte 
Politische Korrekt-
heit verschleiert die 
Wahrheit, tabuisiert 
unliebsame Themen 
und erstickt durch 
Sprach- und Denk-
verbote die freie In-
formation und Dis-
kussion.  
 
Das Zusammenrü-
cken der Altparteien 
zu einem politischen 
Meinungskartell hat 
die linke Dominanz 
im öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk und 
privaten 
Mainstream-Medien 
verfestigt.  
 
Auch die Freiheit 
von Wissenschaft, 
Forschung und 
Lehre ist gefährdet. 
Berufliche Sanktio-
nen, soziale Ächtung 
und gewaltsame 
Übergriffe lassen die 
verfassungsrechtlich 
garantierten Frei-
heitsrechte zur The-
orie verkümmern. 
Dies hat sich in der 
Corona-Krise in er-
schreckender Weise 
gezeigt. 
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XVIII.  Bauen W ohnen Mieten 
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Baurecht  
 
Die AfD fordert die 
Reduktion der über-
zogenen Standards 
und Vorgaben im 
Baurecht, die Strei-
chung der Energie-
einsparverordnung 
und den Brand-, den 
Wärme- und den 
Schallschutz auf ein 
notwendiges Min-
destmaß zurückzu-
fahren. 

 
Ein Bauantrag für 
Wohnimmobilien soll 
regulär zwei Monate 
nach Antragstellung ab-
schließend bearbeitet 
sein. 
 
Wir wollen mehr Flä-
chen für den Woh-
nungsbau mobilisie-
ren.  
 
Die energetische Sa-
nierung unseres Ge-
bäudebestands ist ein 
Muss. Gleichzeitig müs-
sen vor allem Mieter 
vor finanzieller 
Überlastung ge-
schützt sein.  
 
Außerdem werden wir 
die KfW-Programme 
attraktiver gestalten. 
 

  
Mit dem CO2-Preis 
wollen wir vor allem In-
vestitionen lenken und 
Vermieter zur Mo-
dernisierung moti-
vieren.  
 
Wir haben das Ziel, dass 
bis 2030 fünf Millio-
nen Häuser über in-
novative Heiz- und 
Energiesysteme (z.B. 
Wärmepumpen) ver-
sorgt werden. 
 

  
Wir streben an, die Mo-
dernisierungsum-
lage auf maximal 1,50 € 
pro qm zu begrenzen. 
 
Die Sanierungsquote 
muss sehr schnell 
verdoppelt und wei-
ter gesteigert wer-
den. Für den Bestand 
muss gelten: Bei je-
dem Eigentümer-
wechsel muss ein Sa-
nierungsfahrplan 
vorgelegt werden.  
 
Wir legen dazu ein In-
vestitionsprogramm 
für zwei Millionen 
hocheffiziente Wär-
mepumpen bis 2025 
auf. 
 

 
Wir wollen einen Bau-
kosten-TÜV einfüh-
ren.  
 
Wir wollen die Geneh-
migungsverfahren 
vor dem Bauen be-
schleunigen.  
 
Die Bauordnungen 
aller Länder müssen 
harmonisiert wer-
den.  
 
Wir wollen den digita-
len Bauantrag ein-
führen, um die Bear-
beitung zu vereinfa-
chen. 
 
 

 
Wir wollen bis 2040 
einen klimaneutra-
len Gebäudebestand 
garantieren. Der Alt-
baubestand muss bis 
2040 nahezu voll-
ständig energetisch 
saniert werden.  
 
Aufschläge auf die 
Miete sollen nur 
noch in Höhe der er-
reichten Einsparun-
gen bei Heizung und 
Warmwasser zuläs-
sig sein.  
 
Öffentlichen Boden wol-
len wir nur noch in Erb-
baurecht vergeben. 
 

 
Die Grunderwerb-
steuer auf selbstge-
nutzte Wohnimmo-
bilien ist ersatzlos zu 
streichen.  
 

 
Den Ländern werden 
wir ermöglichen, einen 
Freibetrag bei der 
Grunderwerbsteuer 
von 250.000 Euro pro 
Erwachsenen plus 
100.000 Euro pro Kind 
zu gewähren. 

 

 
Wir werden die Umge-
hung der Grunderwerb-
steuer (Share Deals) 
beenden. 

 
Wir streben an, die 
Courtage deutlich zu re-
duzieren. Dazu wollen 
wir den Ländern ermög-
lichen, den Steuersatz 
der Grunderwerbs-
steuer zu flexibilisie-
ren. 

 

 
Wir wollen bei der 
Grunderwerbsteuer 
einen Freibetrag von 
bis zu 500.000 Euro 
für natürliche Perso-
nen einführen.  
Für mehr Steuergerech-
tigkeit wollen wir 

 
Wir fordern eine Re-
form der Grunder-
werbsteuer. Dadurch 
werden Share-Deals 
weitgehend unattraktiv. 
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Share Deals verhin-
dern. 

 
 
Erwerb von 
Wohnimmobilien 
durch Käufer ohne 
deutsche Staatsbür-
gerschaft, deren 
Hauptwohnsitz im 
Ausland liegt, soll 
über eine Erhöhung 
der Grunderwerb-
steuer auf 20 Pro-
zent erschwert wer-
den. 
 

 
Keine Position 
 

 
Wir werden die Eigen-
tümerstrukturen über 
ein zentrales Immobi-
lienregister transpa-
rent machen.  
 

 
Wir planen, Transpa-
renz durch ein Immo-
bilienregister der Ei-
gentümer einzuführen, 
und Bargeld beim 
Immobilienkauf zu 
verbieten. 

 

 
Keine Position 
 

 
Gewinne durch Spe-
kulation und Immo-
bilienverkäufe wer-
den wir stärker besteu-
ern und abschöpfen.  
 
Zudem fordern wir ein 
öffentlich einsehbares 
Immobilienregister. 

 

 
Die Grundsteuer 
und Gebühren wie 
die EEG-Umlage und 
die GEZ-Gebühren 
(Haushaltsabgabe) 
sind zu streichen.  
 
Der Ausgleich der 
Grundsteuer an die 
Gemeinden ist vom 
Bund zu leisten. 

 
Als erstes schaffen 
wir die EEG-Umlage 
ab. 
 
 
 
 

 

 
Um den Einsatz erneu-
erbarer Energien zu un-
terstützen, werden wir 
die EEG-Umlage in 
der bestehenden 
Form bis 2025 ab-
schaffen. 
 
 
 

 
Über das Energiegeld 
geben wir alle zusätzli-
chen Einnahmen trans-
parent an die Menschen 
zurück.  
Die EEG- Umlage 
wird damit langfris-
tig automatisch aus-
laufen. 
 
 
 

 

 
Wir wollen die Strom-
steuer auf das EU-Min-
destmaß senken. Die 
EEG-Umlage (Er-
neuerbare-Ener-
gien-Gesetz) wollen 
wir schrittweise ab-
schaffen. 
 

 
Wir wollen eine struktu-
relle Reform des EEG 
und den Ökostromanteil 
auf 80 Prozent bis zum 
Jahr 2030 und auf 100 
Prozent bis 2035 erhö-
hen.  
 
Wir wollen die Förde-
rung erneuerbarer 
Energien zu wesentli-
chen Teilen über den 
Bundeshaushalt finan-
zieren. 
 

 
Wohneigentums-
förderung  

 
Unser Ziel ist, dass bis 
2025 mehr als 1,5 

 
Keine Position 

 

 
Wir wollen Mietkauf 
für selbstgenutztes 

 
Wir wollen ein Baulü-
cken- und 
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Staatliche Woh-
nungsunternehmen 
sollen Mietern ihre 
Wohnung zum Kauf 
anbieten. 

Millionen neue 
Wohnungen entste-
hen.  
 
Als Investitionsanreiz 
werden wir die derzeit 
befristeten Abschrei-
bungsmöglichkeiten 
beim Mietwoh-
nungsbau verlän-
gern. 
 

Wohneigentum über 
die Länder und 
Kommunen fördern. 
 
 

 

Potentialflächenka-
taster einführen.  
 
Der Bund muss die Län-
der zu einer Entbüro-
kratisierung des 
Dachausbaus und der 
Dachaufstockung anhal-
ten und ein entspre-
chendes Förderpro-
gramm auflegen. 

 

Wir wollen einen Re-
kommunalisierungs-
fonds aufsetzen. 

 
Insbesondere für 
junge Familien ist 
das Erbbaurecht als 
kostengünstiger Ein-
stieg in das Eigen-
tum auszubauen. 

 
Wir werden das KfW-
Wohneigentumspro-
gramm für Familien 
ausweiten. Wer Kinder 
hat, soll stärker davon 
profitieren.  
 
Attraktive Mietkauf-
modelle sollen vor al-
lem jungen Menschen 
mit geringerer Kapital-
ausstattung helfen. 

 
Wir werden anstreben, 
dass öffentliches 
Bauland nur auf 
dem Weg der Erb-
pacht für den Woh-
nungsbau zur Verfü-
gung gestellt wird.  
 
Wir werden in ange-
spannten Wohnlagen 
den Erwerb von Ge-
nossenschaftsantei-
len erleichtern.  
 
Wir werden Mietkauf-
modelle fördern und 
ein Programm 
„Jung-Kauft-Alt“ für 
den Erwerb von Be-
standsimmobilien aufle-
gen. 

 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
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Wohnungsbauge-
nossenschaften sol-
len bei Vergabe von 
Wohnbauland be-
vorzugt werden, um 
mehr Bürgern den 
Einstieg in das 
Wohneigentum zu 
erleichtern. 

 
Keine Position 

 

 
Mit der Schaffung von 
Bodenfonds unter 
Einbeziehung bun-
deseigener Grund-
stücke erhalten Kom-
munen ein Instrument 
für die nachhaltige 
Stadtentwicklung und 
bezahlbaren Woh-
nungsbau.  
 

 
Beteiligungen an Genos-
senschaften und ande-
rer gemeinschaftlicher 
Projekte wollen wir un-
terstützen. 
 
Wir wollen die Bun-
desanstalt für Im-
mobilienaufgaben in 
einen gemeinnützi-
gen Bodenfonds um-
wandeln. 
 

 
Keine Position 
 

 
Öffentlichen Boden wol-
len wir nur noch in Erb-
baurecht vergeben.  
Wir fordern ein An-
kaufprogramm in 
Höhe von 2 Milliar-
den Euro jährlich. 
 
Die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben 
(BImA) und das Bun-
deseisenbahnvermögen 
(BEV) wollen wir auf so-
ziale, ökologische und 
gemeinnützige Zwecke 
festlegen.  
 
Das Vorkaufsrecht 
der Kommunen wol-
len wir stärken. 

 
 
Staatliche Bürg-
schaften als Eigen-
kapitalersatz für bis 
zu 10% des Objekt-
wertes sollen den 
Kauf von Wohn-
raum erleichtern. 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Steuerliche Sonder-
abschreibung für die 
eigengenutzte Im-
mobilie. 

 
Keine Position 
 

 
Wir werden einen Pla-
nungswertausgleich ein-
führen, um leistungs-
lose Bodenwertgewinne 

 
Keine Position 
 

 
Die lineare Abschrei-
bung muss von zwei 
auf drei Prozent er-
höht werden. 

 
Keine Position 
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der Allgemeinheit zu-
kommen zu lassen. 

 
Mehr Wohngeld 
statt Sozialer Woh-
nungsbau  
 
Der bisherige soziale 
Wohnungsbau ist ge-
scheitert, er kann 
nur einen Bruchteil 
der Berechtigten er-
reichen. Er führt zu 
Fehlbelegungen und 
verursacht hohe 
Kosten für den Steu-
erzahler.  
 
Einkommensschwa-
che Mieter sollen 
mit Wohngeld unter-
stützt werden.  
 
Reicht das Wohn-
geld nicht aus, um 
sich eine Wohnung 
zu sichern, ist den 
Bürgern zusätzlich 
ein kommunales 
Wohngeld zu zahlen. 
 

 
Wir werden das Wohn-
geld ab 2022 regel-
mäßig anpassen.  
 

 
Nach wie vor ist der 
Neubau von 100.000 
Sozialwohnungen 
jährlich erforder-
lich.  
 
Daneben führen wir 
eine neue Woh-
nungsgemeinnützig-
keit ein. 

 

 
Wir werden mit einer 
neuen Wohngemein-
nützigkeit für eine 
Million zusätzliche 
Mietwohnungen sor-
gen.  
 
Die noch vorhandenen 
bundeseigenen Be-
stände sollen verbilligt 
an Kommunen abgege-
ben werden. So wollen 
wir in den nächsten 
zehn Jahren den Be-
stand an Sozialwoh-
nungen um eine Mil-
lion erhöhen. 

 

 
Wir wollen den Zugang 
zum freien Wohnungs-
markt mithilfe des 
Wohngeldes erleich-
tern. 

 

 
Mit 15 Milliarden Euro 
im Jahr wollen wir da-
gegenhalten – indem 
wir den sozialen 
Wohnungsbau ret-
ten.  
 
Ehemalige Kasernen 
umwandeln in Sozi-
alwohnungen. 
 
Mit der Einführung 
einer Neuen Woh-
nungsgemeinnützig-
keit können bis zu 
250 000 Sozialwoh-
nungen pro Jahr ent-
stehen.  
 
Wir wollen kurzfristig 
eine Klimakompo-
nente bei den Kosten 
der Unterkunft und 
Heizung einführen. 
 

 
Die AfD steht für ein 
ausgewogenes Miet-
recht und lehnt 
staatliche 

 
Unser Ziel ist, dass bis 
2025 mehr als 1,5 
Millionen neue 

 
In angespannten Wohn-
lagen werden wir ein 
zeitlich befristetes 

 
Wir wollen das Recht 
auf Wohnen ins 
Grundgesetz aufneh-
men. 

 
Wir wollen die Miet-
preisbremse ab-
schaffen und einen 

 
Wir wollen Mietende-
ckel im gesamten 
Bundesgebiet mög-
lich machen.  
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Überregulierungen 
sowie Investitions-
hemmnisse wie die 
Mietpreisbremse 
oder den Mietende-
ckel ab. 

Wohnungen entste-
hen. 

Mietenmoratorium 
einführen.  
 
Mietwucher werden 
wir wirksam unterbin-
den.  
 
Das Instrument des 
qualifizierten Miet-
spiegels wollen wir 
bundesweit nach ein-
heitlichen und damit 
rechtssicheren Kriterien 
ausgestalten. 

 
Die Mietpreisbremse 
muss entfristet und 
nachgeschärft werden.  
 
Die Umlagefähigkeit 
der Grundsteuer auf 
Mieter schaffen wir 
ab.  
Außerdem stärken wir 
das kommunale Vor-
kaufsrecht auf Basis 
eines Ertragswerts. 
 
Mietwucher muss – 
nach § 5 Wirtschafts-
strafgesetz – auch tat-
sächlich geahndet wer-
den. 

bundesweiten Mieten-
deckel verhindern. 

 
Wir wollen einen Mie-
tendeckel für Klein-
gewerbe sowie für ge-
meinnützige Träger ein-
führen.  
 
DIE LINKE ist Teil der 
Kampagne »Deutsche 
Wohnen & Co ent-
eignen«. 
 
Der Bund soll neue 
Mietshäusersyndikate 
fördern.  
 
Wir wollen ein weitge-
hendes Umwand-
lungsverbot von Miet- 
in Eigentumswohnun-
gen. Mietwohnungen 
dürfen nicht als Feri-
enwohnung angebo-
ten werden. . 
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Klimapolitik – 
dem Klimawandel 
positiv begegnen  
 
Das Ziel der Bundes-
regierung, die CO2-
Emissionen auf fak-
tisch Null zu senken, 
führt zu einem radi-
kalen Umbau der 
Gesellschaft („Große 
Transformation“ / 
„Great Reset“) und 
bedroht unsere Frei-
heit immer mehr. 
Die AfD lehnt dieses 
Ziel und einen Ge-
sellschaftsumbau 
ab.  
 
Bei allen Klimamaß-
nahmen muss das 
Verhältnis von Auf-
wand und Nutzen 
stärker berücksich-
tigt werden. Der An-
spruch auf eine 
deutsche Vorbild-
funktion bei der 
“Klimarettung” ist 
anmaßend. 
 

 
Mit dem Green Deal 
machen wir Europa 
zum ersten klima-
neutralen Kontinent 
der Welt. 
 
 
 
 

 

  
Die sozial-ökologi-
sche Transformation 
erfordert umfangreiche 
Investitionen.  
 
Wir werden künftig 
noch mehr nachhal-
tige Staatsanleihen 
auflegen. 
 
Wir werden Europa 
bis spätestens 2050 
zum ersten nachhal-
tigen und treibhaus-
gasneutralen Konti-
nent machen. 

 

  
Öffentlich-rechtliche 
Banken, Versicherer 
und Pensionsfonds 
müssen eine Vorrei-
terrolle bei der grü-
nen Finanzwende 
und der Transfor-
mationsfinanzie-
rung einnehmen.  
 
Die Bundesverwal-
tung muss klimaneut-
ral werden. 

 
Mehr German Mut 
für mehr Klima-
schutz und mehr nach-
haltige Entwicklung. 
 
 

 
Wir streiten für einen 
ökologischen und 
sozialen System-
wechsel.  
 
Wir schlagen ein So-
fortprogramm gegen 
die soziale und Wirt-
schaftskrise vor. 
 
Ohne soziale Ge-
rechtigkeit kann 
keine große Trans-
formation hin zu ei-
ner klimaneutralen 
Gesellschaft gelin-
gen. 
 
 

 

 
Den Klimaschutz-
plan 2050 der 

 
Wir setzen verbindlich 
die 

 
Wir müssen die globale 
Erderwärmung auf 

   
Wir fordern die Ener-
giewende mit 100% 
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Bundesregierung 
und Dekarbonisie-
rungs-Maßnahmen 
lehnt die AfD ab. 

Treibhausgasneutralität 
Deutschlands bis 2045 
um. So schaffen wir un-
seren deutschen Bei-
trag, um international 
den 1,5 Grad-Pfad zu 
beschreiten.  
 
Unser Ziel ist, die 
Treibhausgasemissi-
onen Deutschlands 
bis 2030 um 65 Pro-
zent gegenüber dem 
Referenzjahr 1990 
zu reduzieren, im 
Jahr 2045 Treibhaus-
gasneutralität zu errei-
chen. 

 

möglichst 1,5 Grad 
Celsius begrenzen und 
dazu Deutschland bis 
spätestens 2045 
komplett klimaneut-
ral machen.  
 
Unser Minderungs-
ziel für 2030 werden 
wir deutlich (auf 65 
%) anheben; auch 
für 2040 werden wir 
ein Minderungsziel 
festschreiben (88 %) 
 
 
 
 

 

Zentrale Grundlage un-
serer Politik ist das 1,5-
Grad-Limit. 
 
Wir werden das deut-
sche Klimaziel 2030 
auf mindestens mi-
nus 70 Prozent an-
heben. Unser Ziel ist 
es, 100 Prozent er-
neuerbare Energien 
bis 2035 zu erreichen.  
Wir wollen Klima-
schutz systematisch 
in unsere Rechtsord-
nung aufnehmen und 
im Grundgesetz ver-
ankern. 
 
 
 

 

Wir bekennen uns aus-
drücklich zu dem Ziel 
des 1,5 Grad-Limits.  
 
Dieses Ziel können wir 
durch ein striktes und 
jährlich sinkendes CO2-
Limit. 
 
Den Weg dorthin über-
lassen wir dem deut-
schen Erfindergeist.  
 
So können wir Klima-
schutz marktwirt-
schaftlich und wis-
senschaftlich sicher 
erreichen. 

 

Erneuerbaren bis 
2035.  
 
Wir wollen den Kohl-
ausstieg bis spätes-
tens 2030. 
 
Die genannten Ziele 
müssen in einem Kli-
maschutzgesetz fest-
geschrieben werden.  
 
Wir fordern, dass Kli-
maschutz als Erwei-
terung der Grund-
rechte in der Verfas-
sung aufgenommen 
wird. 

 
Die AfD fordert ei-
nen öffentlichen, 
freien Diskurs über 
die Ursachen von 
Klimaveränderun-
gen und die verhee-
renden Folgen einer 
Dekarbonisierung. 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Als hochentwickelter 
und exportorientierter 
Industriestaat gehört 
Deutschland zu den 
Hauptverursachern 
globaler Erwär-
mung. 

 
Keine Position 

 
Der Klimawandel 
wird nicht von den 
Menschen gemacht, 
sondern von den 
Reichen. 

 
Das Pariser Klima-
abkommen vom 
12.12.2015 ist zu 
kündigen. 

 
Die Ziele der Vereinten 
Nationen für eine nach-
haltige Entwicklung der 
Agenda 2030, das 

 
Wir müssen die globale 
Erderwärmung auf weit 
unter zwei Grad halten 

 
Wir stellen in einer 
künftigen Regierung das 
Pariser 

 
Wir wollen die Möglich-
keit nutzen, Projekte in 
anderen Staaten zu fi-
nanzieren und die 

 
Das Pariser-Klima-
abkommen war ein 
Minimalkonsens zwi-
schen den Staaten.  
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Deutschland muss 
aus allen staatlichen 
und privaten „Kli-
maschutz“-Organi-
sationen austreten 
und ihnen jede Un-
terstützung entzie-
hen. 

Pariser Klima-
schutzabkommen 
und die Menschen-
rechte sind unser 
Leitbild. 
 

und möglichst auf 1,5 
Grad Celsius begrenzen. 

 

Klimaabkommen in 
den Mittelpunkt. 

 

entsprechenden Treib-
hausgasreduktionen auf 
die eigenen Ziele anzu-
rechnen. Artikel 6 des 
Pariser Abkommens 
sieht das ausdrücklich 
vor. 

 

 
Auf UN-Ebene wollen 
wir einen Kompensa-
tionsfonds für die 
Folgen von Klima-
wandel und Kolonia-
lismus einrichten. 

 
 
Jegliche Form der 
CO2-Besteuerung ist 
abzuschaffen. 
 

 
Wir streben einen um-
fassenden europäi-
schen Emissions-
handel an.  
 
Die Einnahmen wer-
den wir an die Bürger 
und an die Betriebe zu-
rückgeben. Als erstes 
schaffen wir die EEG-
Umlage ab.  
 
Investitionen in Kli-
matechnologien und 
Energieeffizienz zur 
CO2-Reduktion sol-
len künftig steuer-
lich besser abgesetzt 
werden können. 
 

 

 
Wir werden die EEG-
Umlage in der beste-
henden Form bis 2025 
abschaffen und aus dem 
Bundeshaushalt finan-
zieren. Dazu dienen 
auch die Einnahmen 
aus der CO2-Beprei-
sung.  
 
Mit dem Ansteigen des 
CO2-Preises werden wir 
für weitere sozial ge-
rechte Ausgleichs-
maßnahmen sorgen. 

 

 
Mit einer deutlichen 
Reduktion von Emis-
sionszertifikaten und 
der Löschung über-
schüssiger Zertifikate 
vom Markt erreichen 
wir einen angemesse-
nen CO2-Preis..  
 
Wir wollen die Erhö-
hung des CO2-Prei-
ses auf 60 Euro auf 
das Jahr 2023 vor-
ziehen. Die Einnah-
men geben wir als 
Energiegeld pro Kopf 
an die Menschen zu-
rück. 
 

 
Wir wollen den EU-
Emissionshandel 
(EU-ETS) schnellst-
möglich auf alle Sek-
toren und geogra-
phisch ausweiten.  
 
Wir wollen deutsche 
Unternehmen vor 
Wettbewerbsverzer-
rungen durch klima-
politische Maßnah-
men schützen. 
 
Als Übergangslösung 
unterstützen wir die EU 
darin, eine WTO-kon-
forme Weiterent-
wicklung des „Car-
bon Leakage“-Schut-
zes einzuführen. 
 

 
Ungerechtfertigte In-
dustrierabatte bei 
Ökosteuer, Netzentgel-
ten, Emissionshandel 
und im Erneuerbare- 
Energien-Gesetz müs-
sen entfallen.  
 
Auf EU-Ebene unter-
stützen wir eine Re-
form des EU-Eimis-
sionshandels. 
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Technischen Fort-
schritt begrüßen  
 
Aufgabe der Politik 
ist es, Rahmenbe-
dingungen auf der 
Grundlage des aktu-
ellen Standes von 
Wissenschaft und 
Technik zu formulie-
ren. Sicherheit und 
Wirtschaftlichkeit 
jeder Technik ist 
durch die Anwender 
sicherzustellen.  
 
Darum fordert die 
AfD, den Herausfor-
derungen der Ge-
genwart technolo-
gieoffen zu begeg-
nen. 
 

 
Wir wollen die Innova-
tionen technologie-
offen vorantreiben. 

 

 
Wir wollen Innovations-
standort bleiben, mit 
klimaneutralen Pro-
dukten und Techno-
logien. 

  
Forschung und Inno-
vationen für klima-
gerechtes Wirtschaf-
ten wollen wir stärker 
fördern. 

 

 
Wir fordern technolo-
gieoffene Gesetze 
und Verordnungen 
im Fahrzeugbau.  
 
Wir wollen die Ener-
giewende stärker in-
novativ, technologie-
offen, international 
und als Gesamtsystem 
denken.   

 

 
Forschung und Wis-
senschaft müssen 
zur Lösung von sozi-
alen Spaltungen, Kli-
mawandel und Um-
weltproblemen bei-
tragen.  
 

 
Im Bereich der pri-
vatwirtschaftlichen 
Luft- und Raumfahrt 
setzt sich die AfD für 
Wettbewerb ein und 
will den Rahmen für 
federführende Un-
ternehmen und eine 
europäische Zulie-
ferindustrie schaf-
fen, um konkurrenz-
fähig zu bleiben. 

 
Die deutsche Luftver-
kehrswirtschaft soll zum 
Technologieführer 
für das klimaneut-
rale Fliegen werden.  
 
Wir werden das Luft-
fahrtforschungspro-
gramm ausbauen. 

 
Auch werden wir For-
schung, Entwicklung 
und Pilotprojekte vo-
rantreiben. 

 
Nach der Pandemie 
wollen wir kein Zu-
rück zum unbe-
grenzten Wachstum 
des Luftverkehrs.  
 
Kurzstreckenflüge 
wollen wir bis 2030 
überflüssig machen.  
 
Die Zahl von Mittel- 
und 

 
Deutschland benötigt 
faire Rahmenbedin-
gungen für einen 
wettbewerbsfähigen 
und nachhaltigen 
Luftverkehr. 
 
Wir brauchen einen 
einheitlichen euro-
päischen Luftraum. 

 
Wir fordern einen Mo-
bilitätskonzern 
Deutsche Bahn-Luft-
hansa. 
 
Wir treten für ein strik-
tes Nachtflug-Verbot 
von 22 bis 6 Uhr ein.  
 
Wir wollen ein Verbot 
von Flügen auf Des-
tinationen, die mit 
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Langstreckenflügen 
gilt es zu vermindern.  
 
Das Fliegen wollen wir 
nachhaltig machen.  
 
Lohndumping durch 
Billigflüge muss been-
det werden. 

 

dem Zug in bis zu 5 
Stunden erreichbar 
sind.  
 
Den sozialen und ökolo-
gischen Dumping-
wettbewerb im Luft-
verkehr wollen wir un-
terbinden. 

 
Wir unterstützen die 
Fortsetzung und den 
Ausbau nationaler 
und internationaler 
Raumfahrtpro-
gramme zur weite-
ren Erschließung 
des Weltraumes für 
die Wissenschaft, als 
Rohstoffquelle und 
als möglicher neuer 
Lebensraum für den 
Menschen.  
 

 
Wir setzen auf den Auf-
bau eines Newspace-
Ökosystems und den 
starken deutschen 
Raumfahrtmittel-
stand.  
 
Wir werden ein Welt-
raumgesetz beschlie-
ßen.  
 
Wir werden uns für eine 
nachhaltige Nutzung 
des Weltraums ein-
setzen. 

 

 
Keine Position 
 

 
Wir wollen die Euro-
päische Weltraum-
organisation (ESA) 
und den Bereich 
New Space stärken 
und uns für einen euro-
päischen und neuen in-
ternationalen 
Rechtsrahmen ein-
setzen. 

 
Wir wollen ein wegwei-
sendes Weltraumge-
setz, das den Unterneh-
men die notwendige Si-
cherheit für ihre Zu-
kunftsinvestitionen gibt.  
 
Start-ups sowie 
kleine und mittel-
ständische Unter-
nehmen wollen wir 
gezielt einbinden. 

 
Keine Position 

 
Wir wollen eine Auf-
klärungsinitiative 
über den heute 
schon sichtbaren 
Nutzen der Gentech-
nik ins Leben rufen 
und einen pragmati-
schen 

 
Keine Position 

 
Wir bleiben beim Nein 
zu gentechnisch ver-
änderten Pflanzen. 

 

 
Wir werden an einem 
strengen Zulas-
sungsverfahren und 
am europäisch ver-
ankerten Vorsorge-
prinzip festhalten.  
 

 
Für gentechnisch verän-
derte Nutzpflanzen 
müssen spezielle Zu-
lassungskriterien 
gelten.  
 
Ebenso setzen wir uns 
für die zügige 

 
DIE LINKE will Pa-
tente auf Leben ver-
bieten. 
 
Wir wollen den Anbau 
und den Handel mit 
sowie den Import 
von gentechnisch 
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Ordnungsrahmens 
für diese Technik 
schaffen.  

 

Wir wollen keine Pa-
tente auf Lebewesen 
und ihre genetischen 
Anlagen mehr erlau-
ben. 
 
Wir setzen uns zudem 
für gentechnikfreie 
Lieferketten ein. 
 

Zulassung von In-
vitro-Fleisch in der 
EU ein. 
 

veränderten Pflan-
zen verbieten. 
 
Klonen von Tieren 
muss verboten blei-
ben.  
Wir wollen eine Kenn-
zeichnung von im-
portierten Lebens-
mitteln.  
 

 
Generelle Verbote 
von Kunststoffen 
lehnen wir ab und 
setzten uns für de-
ren intelligente Nut-
zung und verstärkte 
Wiederverwertung 
ein.  
 
Die AfD setzt sich 
für die Schaffung 
von Kompetenzzen-
tren zur Erfor-
schung von Abfallbe-
seitigungs- und Roh-
stoffrückgewin-
nungstechniken ein. 
Dies gilt auch für 
Kunststoffe, da der 
überwiegende Teil 
zur Energieerzeu-
gung wiedergewon-
nen oder dem 

 
Wir wollen Exporte 
von Abfällen zur blo-
ßen Entsorgung verbie-
ten.  
 
Dazu gehört ein Depo-
nieverbot für unbe-
handelte Siedlungs-
abfälle und vor al-
lem kunststoffhal-
tige Abfälle. 

 
Wir wollen umwelt-
freundliche und re-
cycelbare Lösungen 
einfordern.  
 
 

 

 
Kreislaufwirtschaft 
wird das neue Normal. 
 
Das Verpackungsge-
setz wird zum Wert-
stoffgesetz, das Müll-
vermeidung und hoch-
wertiges Recycling för-
dert.  
 
Plastikmüll soll 
nicht mehr regulär 
exportiert werden.  
 
Besteuerung von 
Plastik und Digitalkon-
zernen soll den EU-
Haushalt stärken. 

 

 
Wir wollen technolo-
gieoffenes Recycling 
in Deutschland ermögli-
chen und Abfälle zu 
neuen Rohstoffen ma-
chen.  
 
Wir wollen das chemi-
sche Recycling zulas-
sen. 
 
 

 

 
Wir wollen eine Res-
sourcenverbrauchs-
abgabe für nicht er-
neuerbare Primär-
rohstoffe und Ein-
wegverpackungen 
einführen.  
 
Abfallentsorgung 
darf nicht privati-
siert werden.  
 
Es soll standardi-
sierte Mehrwegsys-
teme geben. 
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Stoffkreislauf wie-
der zugeführt wird. 
 
International muss 
jedoch das Problem 
der Verschmutzung 
der Meere vor allem 
durch die Verringe-
rung des Eintrages 
in den Entwick-
lungsländern gelöst 
werden. Mit wettbe-
werbsfähigen Wie-
deraufbereitungs-
technologien könnte 
Deutschland hier ei-
nen wichtigen Bei-
trag leisten. 

 
So wollen wir die Zu-
sammenarbeit gegen 
die Meeres- und Um-
weltverschmutzung 
intensivieren.  
 
Wir unterstützen künf-
tig die Zusammenar-
beit von Bund und 
Ländern bei der Alt-
lastenbeseitigung. 

 
Wir müssen die zuneh-
mende Plastikflut zu-
rückdrängen und dabei-
unnötiges Plastik 
vermeiden und ab-
schaffen.  

 

 
 
Wir wollen ein inter-
national verbindli-
ches Abkommen 
zum Stopp der Plas-
tikvermüllung unse-
rer Meere auf den Weg 
bringen sowie ein So-
fortprogramm mit 
ehrgeizigen Müllver-
meidungszielen auf-
legen.  
 

Wir wollen ein um-
weltverträgliches 

Abfischen von Müll 
aus dem Meer ermögli-

chen. 

 
Zur Abhilfe müssen 
vorhandene Kon-
zepte entschlossen 
umgesetzt und inno-
vative Lösungen ent-
wickelt werden. 

 

 
Mindestens 50 Pro-
zent der Schutz-
räume müssen aus 
der wirtschaftlichen 
Nutzung genommen 
werden. 
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Energiepolitik – 
Nein zum „Green 
Deal“  
 
Wir lehnen den 
„Green Deal“ der 
EU, sowie jegliche 
weiteren Formen 
von Planwirtschaft 
ab.  
 
Die sichere Energie-
versorgung eines In-
dustrielandes erfor-
dert einen breiten 
Energie-mix. Eine 
komplette Umstel-
lung unserer Ener-
gieversorgung auf 
volatile „erneuer-
bare“ Energieliefe-
ranten ist unökolo-
gisch, unrealistisch 
und daher abzu-
lehnen. 

 
Wir setzen auf markt-
wirtschaftliche Instru-
mente, auf Anreize 
statt auf Verbote, 
auf Innovationen 
und Wettbewerb.  
 
Wir werden den Aus-
bau der Erneuerba-
ren Energien ent-
scheidend voran-
bringen.  
 
 

  
Wir werden dafür sor-
gen, dass wir unseren 
Strom spätestens bis 
zum Jahr 2040 voll-
ständig aus erneuer-
baren Energien be-
ziehen. 
 

 

  
Unser Ziel ist es, 100 
Prozent erneuerbare 
Energien bis 2035 zu 
erreichen. 
 
Unser Ziel ist ab sofort 
ein jährlicher Zubau 
von mindestens 5 bis 
6 Gigawatt (GW) 
Wind an Land, ab 
Mitte der 20er Jahre 
von 7 bis 8 GW, bei 
Wind auf See wollen 
wir 35 GW bis 2035.  
 
Im Bereich Solarener-
gie werden wir den 
Ausbau von begin-
nend 10 bis 12 GW 
auf 18 bis 20 GW pro 
Jahr steigern ab Mitte 
der 20er.  
 

 

 
Wir wollen eine natur-
wissenschaftlich 
fundierte Energiepo-
litik, die auf Innova-
tion, Wettbewerb 
und hohe gesell-
schaftliche Akzep-
tanz setzt.  
 
Wir wollen ein regelmä-
ßiges Monitoring 
(Stresstest) für Ver-
sorgungssicherheit 
mit Energie und dazu 
klare Kriterien gesetz-
lich festschreiben.  
 
 
 

 
Erneuerbare Ener-
gien müssen ausge-
baut werden – bür-
gernah und in öf-
fentlichem oder ge-
nossenschaftlichem 
Eigentum.  
 
Wir setzen uns für die 
Einrichtung einer al-
ternativen »Europäi-
schen Gemeinschaft 
zur Förderung von 
erneuerbaren Ener-
gien und Energieein-
sparung« ein.  
 
Bis 2035 wollen wir 
den gesamten Strom 
aus erneuerbaren 
Quellen beziehen.  
 

 
EEG ersatzlos strei-
chen und die Vor-
rangeinspeisung be-
enden. 
 
 
Die AfD lehnt das 
neue GEG (Gebäu-
deenergiegesetz) ab, 
denn es führt zu 

 
Als erstes schaffen 
wir die EEG-Umlage 
ab. 
 
 

 
Wir werden die EEG-
Umlage in der beste-
henden Form bis 
2025 abschaffen und 
aus dem Bundeshaus-
halt finanzieren. 
 

 

 
Wir streben neben der 
Senkung der EEG-
Umlage ein Energie-
geld an, das jeder Bür-
ger erhält. 
 
 

 

 
Die EEG-Umlage 
(Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz) wollen 
wir schrittweise ab-
schaffen. 
 
 

 

 
Für zusätzliche Entlas-
tungen wollen wir einen 
Energiewendefonds 
auflegen. 
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weiteren Mietsteige-
rungen ohne ange-
messene ökologische 
Verbesserungen. 
 
Sogenannte Energie-
pflanzen wollen wir 
nicht mehr fördern 
und Ackerflächen 
stattdessen wieder 
für den Nahrungs-
mittelanbau nutzen. 
Alternativ können 
diese Flächen der 
Natur zurückgege-
ben werden. 

 
Keine Position 

 

 
Keine Position 

 
Es braucht eine umfas-
sende Biomassestra-
tegie, damit die Pro-
duktion und der Import 
von Biomasse zur Ener-
gieerzeugung oder für 
Tierfutter nicht zur Zer-
störung der Artenviel-
falt führt. 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
In Wäldern und 
Schutzgebieten dür-
fen keine Wind- und 
Solaranlagen mehr 
errichtet werden. 
Vorrangflächen für 
Windenergieanlagen 
sollen nur bei brei-
ter Zustimmung der 
betroffenen Bürger 
ausgewiesen wer-
den. 
 
Der Mindestabstand 
von Windenergiean-
lagen zur Wohnbe-
bauung muss das 10-
fache der Gesamt-
höhe, mindestens 

 
Wir fördern den natur-
verträglichen Aus-
bau von Wind ons-
hore und offshore sowie 
das Repowering von An-
lagen. 
 
Hierzu streben wir an, 
dass Flächen explizit 
für Erneuerbare 
Energien ausgewie-
sen werden.  
 

 
Wir wollen dafür sor-
gen, dass alle dazu ge-
eigneten Dächer 
eine Solaranlage be-
kommen.  

 

 
Unser Ziel sind 1,5 Mil-
lionen neue Solardä-
cher in den kom-
menden vier Jahren. 
Deshalb werden wir So-
lardächer fördern 
und zum Standard ma-
chen.  
 
Auch bei der Wind-
kraft müssen wir 
schneller vorankom-
men, zum Beispiel in-
dem wir den Ausbau 
außerhalb der Aus-
schreibungen stär-
ken.  
 

 
Wir bekennen uns au-
ßerdem nachdrücklich 
zum „Multi-Use-An-
satz“ bei Windparks 
auf dem Meer, damit 
Fischerei zukünftig 
auch in „Offshore-
Windparks“ möglich ist. 
 

 
Investoren müssen ver-
pflichtet werden, den 
Standortgemeinden 
eine Beteiligung an 
neuen Windkraftan-
lagen, Photovoltaik-
Kraftwerken und 
Energiespeichern an-
zubieten. 
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jedoch 2,5 km, be-
tragen. 
 
Anlagen, die nach 20 
Jahren aus der För-
derung gefallen 
sind, sollen ohne 
Subventionen und 
Einspeisevorrang 
am Markt teilneh-
men. Ein Rückbau 
von Windenergiean-
lagen hat vollständig 
zu erfolgen, inklu-
sive der Betonfunda-
mente. 
 

Wir bauen unsere Offs-
hore- Parks weiter aus 
und verbinden sie in der 
Europäischen Ener-
gieunion mit den So-
larparks der Mittel-
meerstaaten. 

 

 
Die Laufzeit der in 
Deutschland noch 
verbliebenen sechs 
aktiven Kernkraft-
werke muss sich 
nach der techni-
schen Nutzungs-
dauer und ökonomi-
schen Kriterien rich-
ten. Eine Abschal-
tung aus anderen 
Gründen lehnen wir 
ab.  
Verwertbare Kern-
kraftwerk-Reststoffe 
sollten für eine zu-
künftige Nutzung 
rückholbar gelagert 
werden („geschlos-
sener Brennstoff-
kreislauf“). Das voll-
ständig erforschte 
und 

 
Keine Position 

 
Der Ausstieg aus der 
Atomenergie ist 
Ende nächsten Jah-
res bereits vollzo-
gen. 

 

 
Wir werden den Atom-
ausstieg in Deutsch-
land vollenden.  
 
Unser Ziel ist es, die 
Atomfabriken in 
Gronau und Lingen 
schnellstmöglich zu 
schließen.  
 
Auch in der EU wol-
len wir den Einstieg 
in den Ausstieg vo-
rantreiben.  
 
Der Rückbau der be-
stehenden Atom-
kraftwerke muss 

 
Keine Position 

 
Der Ausstieg aus der 
Atomkraft muss im 
Grundgesetz festge-
schrieben und alle in 
Betrieb befindlichen 
Atomkraftwerke müs-
sen unverzüglich abge-
schaltet werden.  
 
Wir setzen uns für den 
Atomausstieg in Eu-
ropa und überall auf 
der Welt ein.  
 
Den Im- und Export 
von Uranbrennstof-
fen wollen wir verbie-
ten.  
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uneingeschränkt ge-
eignete Endlager in 
Gorleben soll 
schnellstmöglich in 
Betrieb genommen 
werden. 
 
Die AfD fordert die 
Wiedereinrichtung 
von Kernfor-
schungszentren und 
umfangreiche Betei-
ligung an internatio-
nalen Kernfor-
schungsprojekten.  
Die AfD tritt ein für 
die Neueinrichtung 
von sicheren Kern-
kraftwerken, um 
Energieknappheit 
für den Industrie-
standort Deutsch-
land und seine Bür-
ger zu vermeiden. 

schleunigst und ohne 
Zeitverzögerung auf 
höchstem Sicherheitsni-
veau erfolgen. 

 
Die Kosten für die 
Stilllegung und den 
Rückbau von Atoman-
lagen müssen die Atom-
konzerne tragen.  
Keine Lagerung im 
»Endlager« Schacht 
Konrad in Salzgitter.  
 

 
Die AfD setzt sich 
für die Verstromung 
von Braun- und 
Steinkohle als 
grundlast- und re-
gelfähige Energie-
quelle ein. Deutsch-
land hat die weltweit 
saubersten und effi-
zientesten Kohle-
kraftwerke. Daher 
lehnen wir die Aus-
stiegspläne aus der 

 
Wir stehen zum ver-
einbarten Kohle-
Kompromiss. 

 
Auch der Kohleaus-
stieg ist beschlos-
sene Sache. 

 

 
 
Wir setzen uns dafür 
ein, den Kohleaus-
stieg bis 2030 zu voll-
enden.  
 
So setzen wir auf einen 
nationalen CO2-Min-
destpreis im ETS für In-
dustrie und Strom von 
60 Euro pro Tonne 
CO2.  

 

 
Keine Position 
 

 
Kohleausstiegsge-
setz mit folgenden Eck-
punkten:  
 
2030 muss der letzte 
Kohlemeiler vom 
Netz. Der Neubau von 
Kohlekraftwerken wird 
verboten.  
 
In vom Strukturwandel 
besonders betroffenen 
Regionen wollen wir 
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Kohleverstromung 
ab. 
 

Transformations-
räte einrichten. 
 
Entschädigungen an 
Betreiber nur für 
nachzuweisende tat-
sächliche Mehrkosten 
infolge eines vorgezoge-
nen Kohleausstiegs.  
 
Tagebaue müssen 
wieder nutzbar ge-
macht und Kosten 
von den Konzernen 
übernommen wer-
den. 
 

 
Die Bevorzugung 
und Förderung einer 
Wasserstoffwirt-
schaft lehnen wir 
ebenso ab, wie die 
einseitige Förderung 
der Elektromobili-
tät. 

 
Deutschland zum 
Wasserstoff-Land 
Nr. 1 machen.  
 
Deshalb gilt es nun, die 
umfassende Wert-
schöpfungskette zur 
Wasserstofferzeu-
gung aufzubauen. 

 

 
Wir werden Deutsch-
land bis 2030 zum 
Leitmarkt für Was-
serstofftechnologien 
machen. 

 

 
Mit Marktanreizen und 
einem umfassenden 
Förderprogramm 
werden wir die Kapazi-
täten zur Wasserstoff-
herstellung in Deutsch-
land schaffen.  
 
Für die Wasserstoffim-
porte werden wir faire 
Kooperationen mit 
wind- und sonnen-
reichen Ländern an-
stoßen.  
 

 
Wir wollen Wasser-
stoff und syntheti-
sche Kraftstoffe ne-
ben Strom als zweite 
Säule des künftigen 
Energiesystems auf-
bauen.  
 
Für den Hochlauf set-
zen wir neben grünem 
Wasserstoff auch auf 
CO2-neutralen Was-
serstoff aus Erdgas. 
 

 
Wir wollen jährlich 1 
Mrd. Euro einsetzen 
zur Förderung der 
Entwicklung einer 
Wasserstoffwirt-
schaft.  
 
Wir setzen uns für ein 
Importverbot von 
nicht ökologischem 
Wasserstoff ein. 

 

 
Für die Sicherstel-
lung der 

 
Wir wollen Innovations-
zyklen beschleunigen, 

 
Keine Position 

 
Neue Gaskraftwerke 
darf es überhaupt nur 

 
Daher müssen wir jetzt 
eine europäische 

 
Keine Position 
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Energieversorgung 
benötigen wir wei-
tere flexible Gas-
kraftwerke. Dazu ist 
die Gasversorgung 
durch die Fertigstel-
lung des Projektes 
Nord Stream 2 zu si-
chern. Auch die An-
landung von Flüssig-
gas muss ermöglicht 
werden. 

Power-to-X-Techno-
logien zielgerichtet för-
dern und einen Markt-
rahmen für klima-
neutrale Gase schaf-
fen.  
 
Zudem werden wir die 
LNG-Technik aus-
bauen und ein Im-
portterminal für 
verflüssigte Gase rea-
lisieren. 

 

geben, wenn sie aktuell 
zwingend notwendig 
sind und bereits Was-
serstoff-ready geplant 
und gebaut werden.  
 
Neue Hafenterminals 
zur Anlandung von 
Flüssigerdgas sollen 
nicht mehr genehmigt 
werden. 

Strategie für den Im-
port klima-neutraler 
Gase und Kraftstoffe 
schaffen.  
 
Wir fordern wegen Na-
valny ein Moratorium 
für den Weiterbau 
von „Nord Stream 
2“. 
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Digitalisierung, 
Datenschutz und 
Datensicherheit  
 
Als freiheitliche und 
demokratische Par-
tei wendet sich die 
AfD jedoch gegen 
jeglichen Miss-
brauch digitaler 
Techniken, die zur 
Überwachung oder 
Bevormundung von 
Bürgern und Unter-
nehmen führen. 
Rechtsstaatliche 
Prinzipien müssen 
auch im digitalen 
Bereich gelten: im 
Internet, in sozialen 
Medien und Plattfor-
men. 

 
Wir müssen Online-Si-
cherheit und Schutz 
der Grundrechte ge-
währleisten. 
 
Wir werden einen Digi-
tal-TÜV vor die Geset-
zesberatung setzen.   

 

  
Wir werden ein dauer-
haftes, regelmäßiges 
und unabhängiges Mo-
nitoring der Gesetze 
im Sicherheitsbe-
reich schaffen. 
 

 

  
Sicherheitsgesetze 
müssen auf den 
Prüfstand.  
 
Vorratsdatenspei-
cherung und Online-
Durchsuchung lehnen 
wir ab.  
 
Wir streiten für eine 
technisch und personell 
gut ausgestattete und 
zielgerichtete Polizei-
arbeit auf klaren 
Rechtsgrundlagen.  
 
Die digitale Kompe-
tenz in den Sicher-
heitsbehörden wollen 
wir stärken. 
 
 

 

 
Wir lehnen die potenti-
ell lückenlose digitale 
Überwachung der 
Menschen durch den 
Einsatz von 
„Staatstrojanern“ ab  
 
Der Staat darf keine 
Sicherheitslücken 
für Ermittlungszwe-
cke aufkaufen.  
 
Wir fordern Quick 
Freeze statt anlassloser 
Speicherung perso-
nenbezogener Da-
ten. 
 
Wir fordern eine Über-
wachungsgesamt-
rechnung bei jedem 
Gesetzgebungsver-
fahren im Sicher-
heitsrecht.  
 
Vorab fordern wir ein 
Sicherheitsgesetz-
Moratorium. 

 

 
Die Vorratsdaten-
speicherung muss 
verboten werden.  
Den Export von 
Überwachungstech-
nologie wollen wir ver-
bieten.  
 
Digitale Gewalt im 
Netz muss juristisch 
anerkannt und verfolgt 
werden.  
 
Die Impressums-
pflicht für Nicht-
kommerzielle Web-
seiten wollen wir ab-
schaffen. 
 
Nicht-kommerzielle 
Vervielfältigung und 
Nutzung urheberrecht-
lich geschützter Soft-
ware darf nicht krimina-
lisiert werden. 
 

Wir fordern 
Netzneutralität im 
GG. 

 
Abschaffung des 
NetzDG. 

 
Keine Position 

 

 
Wir setzen uns für ver-
bindliche Regelungen 
auf europäischer Ebene 
(Digital Service Act) 
ein. 

 
Keine Position 
 

 
Wir wollen das Netz-
werkdurchsetzungsge-
setz (NetzDG) ab-
schaffen und durch 

 
Keine Position 
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 einen Regulierungsmix 

ersetzen. 
 

 
Upload-Filter ver-
hindern. 

 
 

 
 

 
Eine Verpflichtung 
zum Einsatz von Up-
loadfiltern lehnen 
wir ab. 

 

 
Den Einsatz von Up-
loadfiltern lehnen 
wir ab. 
 

 
Den Einsatz von Uplo-
adfiltern lehnen wir ab. 
 

 

 
Soziale Plattformen 
müssen verpflichtet 
werden, einen dis-
kriminierungsfreien 
Zugang zu ermögli-
chen und inhaltliche 
Neutralität zu wah-
ren. Entscheidungen 
über die Rechtmä-
ßigkeit von Inhalten 
auf Plattformen sol-
len regelmäßig nicht 
mehr beim Betreiber 
liegen. Die Justiz al-
lein hat die Befugnis 
und die Fähigkeiten, 
über die Zulässigkeit 
von Inhalten zu ent-
scheiden. Eine zent-
rale Meldestelle, an 
die sich von Rechts-
verletzungen auf 
Plattformen be-
troffene Bürger und 
Einrichtungen wen-
den können. Auf 

 
Das virtuelle Haus-
recht in den Nut-
zungsbedingungen 
der Diensteanbieter 
darf nicht dazu ge-
nutzt werden, die 
politische Willens-
bildung zu beeinflus-
sen. 
 
Wir wollen einen klaren 
Rechtsrahmen auf 
europäischer wie auf 
Bundesebene für di-
gitale Plattformen 
schaffen. 

 
Es muss Alternativen 
zu den großen Platt-
formen geben – mit 
echten Chancen für lo-
kale Anbieter.  
 
Wir werden Plattfor-
men für den regio-
nalen Handel und 
regionale Dienstleis-
tungen fördern.  
 
Selbstlernende Sys-
teme und Algorith-
men müssen transpa-
rent werden.  
 
Wir sind gegen eine 
Klarnamenpflicht 
im Netz. 
  
Wir wollen konsequen-
tes Vorgehen gegen 
Hasskriminalität, 
Betrug und andere 
Straftaten. 

 
Wir wollen Hasskri-
minalität im Netz 
und das bewusste Ver-
breiten von Falschin-
formationen wirksa-
mer gesetzlich bekämp-
fen.  
 
Plattformbetreiber 
sind für Inhalte haft-
bar. Der Einsatz von 
Plattformräten 
könnte helfen 
 
Wir wollen ein Gesetz 
für digitalen Gewalt-
schutz. 
 
Für Porno-Plattfor-
men müssen besondere 
Sorgfaltspflichten gel-
ten. 
 
Unternehmen sollen 
auch unabhängig 
von einem 

 
Gatekeeper-Unterneh-
men müssen einer spe-
ziellen Regulierung un-
terworfen werden. 
 
Wir unterstützen die 
Pläne zur Schaffung ei-
nes Digital Markets 
Act auf Ebene der Eu-
ropäischen Union. 
 
Der Staat steht hier in 
der Pflicht, bei Hass 
und Hetze entschie-
den zu handeln. 
 
Opfer von Straftaten 
im Internet sollen ei-
nen Auskunftsan-
spruch gegen Platt-
formen und Inter-
netprovider erhalten.  
 
Wir bekennen uns zur 
Netzneutralität. 

 
Wir brauchen ein Kar-
tellrecht, das auch 
online scharfe 
Zähne hat: Monopole 
müssen zerschlagen 
werden.  
 
Wir wollen Plattform-
genossenschaften 
und öffentlich-recht-
lich betriebene Platt-
formen als Alternati-
ven fördern.  
 
Durch ein Plattform-
strukturgesetz wollen 
wir Selbstbegünstigung 
der IT-Unternehmen 
verbieten, Datenschutz 
sicherstellen sowie die 
Interoperabilität. 
 
Auch kommerzielle 
Software muss ihren 
Quellcode mitlie-
fern.  
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Länderebene soll es 
Schwerpunkt-Justiz-
zentren für die 
Rechtsdurchsetzung 
im Netz geben. 

 

 
 
 

Missbrauch aufge-
spalten werden kön-
nen, wenn ihre Markt-
macht zu groß wird. 
 
Algorithmische Ent-
scheidungssysteme 
dürfen nicht diskrimi-
nierend wirken.  
 

 
Wettbewerber sollen 
ein Zugriffsrecht auf 
Daten von Plattfor-
men bekommen, die 
auf Datenmonopo-
len basieren.  
 
Wir brauchen eine spe-
zielle Regulierungs-
behörde. 

 
Datenschutz und Da-
tensicherheit: Die 
AfD fordert die Ab-
schaffung der 
DSGVO und seine 
Ersetzung durch ein 
neues, schlankes Da-
tenschutzgesetz. 
Einwilligungen zur 
Datenverarbeitung 
müssen jederzeit 
und wirksam wider-
rufbar sein.  
 
Datenschutzbehör-
den will die AfD in 
ihrer Rolle bestär-
ken und auch gegen-
über staatlichen 
Stellen sanktionsfä-
hig machen, da der 
Staat dieselben Da-
tenschutzregeln wie 

 
Datensicherheit und 
Datenschutz sind 
Grundpfeiler zur Siche-
rung von Vertrauen in 
digitale Lösungen.  
 
Grundsätzliche Fra-
gen sollen einmalig und 
EU-weit verbindlich auf 
europäischer Ebene ent-
schieden werden.  
 
Auch werden wir das 
gesamte bürgerliche 
Vertragsrecht, ins-
besondere den elekt-
ronischen Rechts-
verkehr, moderni-
sieren. 
 

 
Wir brauchen gut aus-
gestattete, effektiv ar-
beitende Daten-
schutzaufsichtsbe-
hörden.  
 
Das Bundesamt für 
Sicherheit in der In-
formationstechnik 
werden wir stärken.  
 
Softwareprodukte müs-
sen sicher sein: 
Security by Design 
und Security by 
Default. 
 

 
Wir werden europä-
isch einheitliche 
Zertifizierungen vo-
rantreiben.  
 
Vor allem KMUs sollen 
sehr viel stärker durch 
ein dezentrales und un-
abhängiges IT-Bera-
tungsnetzwerk unter-
stützt werden.  
 
Die Unabhängigkeit 
des BSI stärken wir.   
 

 
Die informationelle 
Selbstbestimmung wol-
len wir erleichtern. 
 
Ebenfalls sollte die in-
formationelle 
Selbstbestimmung 
auch im AGB-Recht 
gestärkt werden.  
 
Wir brauchen zielge-
nauere datenschutz-
rechtliche Regelun-
gen.  
 
Mittelfristig wollen wir 
– wie im Telefonnetz – 
eine Interoperabilität 
erreichen.  
 
Wir wollen einen EU-
weiten Rechtsrah-
men für 

 
Die Verantwortung für 
Sicherheit der Daten 
muss „by design“ ge-
währleistet sein.  
 
Die Haftung der Her-
steller für IT-Sicher-
heit muss ausgewei-
tet werden.  
Per Verordnung 
muss Security by De-
sign und by Default 
vorgeschrieben wer-
den.  
 
Der Aufkauf von In-
formationen über 
und Beauftragung 
von Sicherheitslü-
cken in IT-Systemen 
durch Geheimdienste 
muss verboten und un-
terbunden werden.  
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der Bürger einzuhal-
ten hat. 
 

nichtpersonenbezo-
gene Daten schaffen.  
Eine generelle Daten-
teilungspflicht leh-
nen wir ab,  
 
Wir setzen uns für ein 
Recht auf Verschlüs-
selung ein. 
 

Geschäftsbedingun-
gen müssen allge-
meinverständlich 
sein.  
 
Die Datenschutz-
grundverordnung 
muss verstärkt wer-
den. 
 

 
Digitale Infrastruk-
tur: Die AfD fordert 
die Förderung regio-
naler Strukturen 
auch beim Glasfaser- 
und Funknetzaus-
bau nach dem Vor-
bild des „nationalen 
Roamings“. Der 
Netzübergang zwi-
schen Betreibern 
muss für Nutzer un-
bemerkt und kosten-
neutral erfolgen. 
 

 
Unser Ziel ist es, bis 
spätestens 2024 alle 
weißen Flecken mit 
stationären oder 
mobilen Masten zu 
versorgen.  
 
Wir werden den Netz-
ausbau durch eine un-
bürokratische, digitale 
und rasche Genehmi-
gungspraxis beschleuni-
gen.  
 
Alles muss vom Dorf 
aus erreichbar sein!  
 
Wir arbeiten mit Hoch-
druck an Gigabit-An-
schlüssen und einer 
flächendeckenden 
Mobilfunkanbin-
dung.  
 

 
Deutschland soll 
2030 über eine digi-
tale Infrastruktur 
auf Weltniveau ver-
fügen.  
Die Selbstbestimmung 
und digitale Mündig-
keit der Bürger ist 
unser Leitbild, damit 
die Digitalisierung allen 
zugutekommen kann.  
 
In den 2020er Jahren 
muss Deutschland zur 
“Gigabit-Gesell-
schaft” werden.  
Also werden wir eine 
Bandbreite von min-
destens einem Gi-
gabit pro Sekunde 
garantieren. 

 
Jetzt wollen wir einen 
Rechtsanspruch auf 
schnelle Internet-
Grundversorgung.  
 
Die Netzneutralität 
wollen wir weiter absi-
chern und konsequent 
durchsetzen..  
 
Beim Mobilfunkaus-
bau gilt es eine flächen-
deckende Versorgung 
sicherzustellen  
 
Wir wollen eigene euro-
päische Standards und 
Regeln setzen und eine 
gemeinsame europäi-
sche Cloud-Infra-
struktur auf Basis 
von Open-Source-
Technologien realisie-
ren.  

 

 
Wir fordern eine flä-
chendeckende und 
hochleistungsfähige 
Mobilfunkabde-
ckung durch echten 
Wettbewerb.  
 
Wir wollen Gigabit-
Gutscheine für Pri-
vathaushalte sowie 
kleine und mittlere Un-
ternehmen. Damit 
schaffen wir einen wirk-
samen Anreiz für In-
vestitionen in den 
Gigabit-Netzausbau. 
 

 
Dazu müssen die Breit-
band- und Mobil-
funknetze in öffent-
liche Hand.  
 
Wir fördern den 
Breitbandausbau 
mit Investitionen 
von 10 Mrd. Euro 
jährlich.  
 
Wir wollen ein einheit-
liches Mobilfunk-
netz aus einer Hand, 
Netzausbau und -be-
trieb soll deswegen 
durch die öffentliche 
Hand erfolgen. Die 
Telekommunikati-
onsunternehmen 
können ihre Dienst-
leistungen über das 
öffentliche Netz an-
bieten.  
 



XIX. Klima, Energie, Technik und Digitalisierung  Digitalisierung 
 

129 
 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Wir werden integrierte 
Lösungen für ländliche 
Regionen entwickeln 
und in „Digitalen 
Dörfern“ modellhaft 
umsetzen. 

 

Öffentliches WLAN 
in den Kommunen 
und öffentlichen Gebäu-
den wollen wir durch 
Freifunk ausbauen. 

 

 
Der 5G-Netzausbau 
muss bei künftiger 
Nutzung höherer 
Frequenzen im Hin-
blick auf gesundheit-
liche Risiken auch 
weiterhin durch lau-
fende wissenschaft-
liche Untersuchun-
gen begleitet wer-
den. 

 
Wir werden mit der von 
uns gestarteten Mobil-
funkinfrastrukturgesell-
schaft bis 2025 ein 
flächendeckendes 
5G‐ bereitstellen. 
 
 

 
Keine Position 
 
 

 
Bei 5G wollen wir die 
Integrität unserer kriti-
schen Infrastruktur, die 
digitale Souveränität 
Europas, Menschen-
rechte und Privatsphäre 
schützen. 

 
Bis zum Jahr 2025 ist 
der bundesweite 
Aufbau von 5G-Net-
zen abzuschließen. 
 
 

 
Keine Position 

 
Digitalisierung der 
öffentlichen Verwal-
tung: Die AfD for-
dert, digitale Ver-
waltungsprozesse zu 
verschlanken und zu 
vereinheitlichen. 
Das E-Government 
ist weiter auszu-
bauen, dem Bürger 
aber eine gleichwer-
tige, niederschwel-
lige, persönliche 
Kontaktaufnahme 
zu ermöglichen. 
 

 
Wir wollen die persön-
liche digitale Briefta-
sche für alle Verwal-
tungsvorgänge. 
Smartphone.  
 
Wir werden den Perso-
nalausweis auf das 
Smartphone bringen.  
 
Das digitale Verwal-
tungsverfahren muss 
zum Regelfall werden. 

 
Alle Verwaltungs-
leistungen sollen 
möglichst schnell 
auch digital verfüg-
bar sein.  
 
Bürger sollen, nach dem 
Modell einer digitalen 
Life-Chain, Berechti-
gungen selbst vergeben 
und auch wieder lö-
schen können. 

 
Wir verfolgen dabei die 
Vision eines digita-
len, antragslosen 
und proaktiven Sozi-
alstaats.  
 
Bürger sollen einen An-
spruch auf die digi-
tale Zustellung von 
Behördendokumen-
ten erhalten. 

 

 
Wir wollen das Once-
Only-Prinzip einfüh-
ren.  
 
Das Deutschlandpor-
tal gewährt den Bür-
gern Einblick in alle sie 
betreffenden personen-
bezogenen Daten.  
 
Wir wollen Virtual Re-
ality beziehungs-
weise Augmented 
Reality in der Ver-
waltung. 

 

 
Wir wollen neue digi-
tale Beteiligungsfor-
mate für demokrati-
sche Entscheidungen 
entwickeln.  
 
Öffentliche Verwaltun-
gen dürfen keine per-
sönlichen Daten 
ohne Zustimmung-
weitergeben. 
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Die AfD fordert den 
bevorzugten Einsatz 
(ggf. zu entwickeln-
der) quelloffener 
Software für digitale 
Verwaltungspro-
zesse. Dies gilt auch 
für den Betrieb von 
Servern und Arbeits-
platzrechnern. 

 
Unser Ziel ist die 
besten Softwareent-
wickler und IT-
Köpfe für unser Ge-
meinwesen zu gewin-
nen.  
 
Wir wollen einen App-
Store für die Verwal-
tung schaffen. 
 
Wir stehen zum Kon-
zept des offenen Re-
gierungs- und Ver-
waltungshandelns 
(Open Government). 
 

 

 
Öffentlich finanzierte 
Software sollte, wo 
möglich, als Open-
Source transparent 
entwickelt und öffent-
lich zugänglich gemacht 
werden. 

 

 
Wir treten daher dafür 
ein, eine eigenständige 
öffentliche Förderstif-
tung für Software zu 
schaffen  
 
Wir wollen ein Bun-
destransparenzge-
setz. 
 
Das bestehende Daten-
portal GovData wollen 
wir zu einem zentralen 
und nutzerfreundlichen 
Open- und E-Govern-
ment-Portal ausbauen. 
 

 

 
Die IT-Systeme der öf-
fentlichen Hand sollen 
stärker als bislang auf 
Open-Source-Lösun-
gen bauen. 
 

 

 
In der öffentlichen Ver-
waltung muss freie Soft-
ware eingesetzt werden.  
 
Wir wollen Open-
Source Betriebssys-
teme und Anwen-
dungen staatlich för-
dern. 
 
Der Bund soll Geld zur 
Verfügung stellen, um 
auch die Instandhaltung 
von freien Betriebssys-
temen zu unterstützen. 
 
Auch kommerzielle 
Software muss ihren 
Quellcode mitlie-
fern. 
 
 

 
 
Digitale Souveräni-
tät: Die AfD will Be-
hörden verpflichten, 
das Beschaffungswe-
sen an langfristigen 
strategischen und si-
cherheitspolitischen 
Erwägungen auszu-
richten. 
 

 
Wir müssen unsere 
Souveränität auch 
digital sicherstellen. 
 
Um selbstbestimmt 
handlungsfähig zu blei-
ben, braucht Europa 
auch ganz konkret 
wieder eigene Hard- 
und 

 
Wir deshalb gemeinsam 
mit den EU-Mitglieds-
staaten eine starke 
und präzise Regulie-
rung schaffen. 

 
Andererseits wollen wir 
die technologische 
Unabhängigkeit Eu-
ropas durch ver-
stärkte Eigenent-
wicklungen und pro-
duktionen. 
 
Eine Beteiligung von 
nicht vertrauens-
würdigen 

 
Wir wollen den euro-
päischen digitalen 
Binnenmarkt. Dazu 
brauchen wir eine eu-
ropaweit einheitli-
che Regulierung.  
 
Außerdem brauchen wir 
eine tatsächlich umsetz-
bare und agile Cybersi-
cherheitsstrategie.  

 
Unternehmen, die 
gegen ihre Sorgfalts-
pflicht in der Liefer-
kette verstoßen, müs-
sen von öffentlichen 
Aufträgen ausgeschlos-
sen werden.  
 
Bei Streaming müssen 
Vorgaben für ener-
giesparende 
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Softwarehersteller, 
die weltweit wettbe-
werbsfähig sind.  
 
Wir setzen uns dabei für 
einen vitalen Marktort 
Europa ein mit „AI 
made in Europe“.  
 

Unternehmen, ins-
besondere aus auto-
ritären Staaten, an 
kritischer Infrastruktur 
lehnen wir ab. 

 

 
Auch sollen 

Unternehmen, die 
umfangreichen Ein-
flussmöglichkeiten 
autoritärer Regime 
unterliegen, beim 
Ausbau kritischer Infra-
struktur wie dem 5G-
Netz nicht beteiligt wer-
den. 

Standard-Einstel-
lungen gemacht wer-
den.  
 
Die Abwärme von 
Rechenzentren muss 
verpflichtend zur Ge-
bäudeheizung einge-
setzt werden. 
 
Das Prinzip der Da-
tensparsamkeit muss 
gesetzlich wirksam ver-
ankert werden. 

 
Künstliche Intelli-
genz ist eine Technik 
der Zukunft mit ho-
hem wirtschaftli-
chem Potential. Da-
her wollen wir die 
Kompetenzen im Be-
reich KI in der Bun-
desrepublik besser 
bündeln und natio-
nale Kooperationen 
stärker fördern. 

 
Wir werden gezielt neue 
KI-Professuren ein-
richten und den wissen-
schaftlichen Nachwuchs 
fördern.  
 
KI-Lotsen sollen Un-
ternehmen unterstüt-
zen. 

 

 
Wir setzen uns für eine 
gezielte und koordi-
nierte Unterstützung 
der deutschen und 
europäischen Digi-
talwirtschaft ein. 
 
Wir wollen verant-
wortungsvolle 
Künstliche Intelli-
genzen (KI) und Algo-
rithmen. 

 

 
Wir benötigen auch 
privates Risikokapi-
tal, das wir durch 
staatliche Fonds 
stark hebeln wollen.  
 
Wir wollen bereits heute 
den Grundstein legen 
für die europäische 
Souveränität in wei-
teren Trends der KI. 

 

 
Wir wollen eine KI-
Roadmap für künstli-
che Intelligenz (KI  
 
Wir brauchen regulato-
rische Erprobungszonen 
– sogenannte „regula-
tory sandboxes“, und 
eine schnelle gesetzli-
che Deregulierung.  
 
Ein europäischer 
Rechtsrahmen ist 
notwendig. 

 

 
Der Einsatz sogenann-
ter Künstlicher Intelli-
genz (KI) muss ge-
setzlich reguliert 
werden.  
 
Der Einsatz diskri-
minierender Algo-
rithmen ist zu verbie-
ten. 
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Die AfD spricht sich 
für eine an den Be-
dürfnissen der Bür-
ger orientierte Ver-
kehrspolitik aus. 
Eine ideologisch ge-
leitete Verbotspoli-
tik, die bestimmte 
Verkehrsmittel be-
vorzugt oder diskri-
miniert, lehnt die 
AfD ab. 
 

 
Wohlstand braucht eine 
Verkehrsinfrastruk-
tur orientiert an den 
Bedürfnissen von 
Menschen, Wirtschaft 
und Umwelt. 

 

  
Unsere Mission ist eine 
klimaneutrale Mobi-
lität für alle. 

 

  
Mit einem Bundesmo-
bilitätsgesetz wollen 
wir eine neue Grundlage 
für die Verkehrspolitik 
und -gesetzgebung 
schaffen.  
 
Dazu wollen wir eine 
umfassende Ausbil-
dungs- und For-
schungsoffensive 
starten. 
 

 
Für alle Verkehrswege 
muss der Aufwuchs 

der Investitionsmit-
tel verlässlich fortge-

setzt und zügig verbaut 
werden. Daher wollen 

wir alle Planungsver-
fahren beschleuni-

gen. 

 
Im Mittelpunkt steht für 
uns das öffentliche 
Mobilitätsangebot..  
 
Unser Ziel ist der soli-
darisch finanzierte 
Nulltarif im ÖPNV 
für alle. 
 
Der ÖPNV muss flä-
chendeckend und barri-
erefrei ausgebaut wer-
den, dafür brauchen wir 
wesentlich mehr Mit-
tel vom Bund. 

 
 
Motorisierten Indi-
vidualverkehr schüt-
zen: Erhalt und Aus-
bau von innerstädti-
schen Fahrspuren 
und Parkraum zur 
Vermeidung von 
wachsendem Ver-
kehrschaos sowie 
zum Schutz der At-
traktivität des Ein-
zelhandels.  
 
Die AfD lehnt zudem 
Kollektivmaßnah-
men wie Fahrver-
bote für Motorräder 

 
Wo Städte und Dörfer 
durch Verkehr belastet 
sind, werden wir für 
Entlastung durch 
smarte Verkehrsfüh-
rungen und die Stär-
kung des ÖPNV sor-
gen.  
 
Wir werden bestehende 
Park & Ride-Angebote 
weiterentwickeln und 
beispielsweise solarge-
triebene Lademög-
lichkeiten für PKW, 
E-Roller und E-Bikes 
integrieren. 

 
Wir werden einen Mo-
bilitätsplan 2030 auf 
den Weg bringen.  
 
Förderprogramme 
und ein geändertes 
Straßenverkehrs-
recht sollen Kommu-
nen dabei unterstützen.  
 
An Knotenpunkten wer-
den wir die Einrichtung 
von barrierefreien Mo-
bilitätsstationen für 
nachhaltige urbane 
Mobilität fördern. 
 

 
Ab 2030 dürfen des-
halb nur noch emis-
sionsfreie Autos neu 
zugelassen werden.  
 
Zudem befürworten wir 
Modelle wie eine City-
Maut.  
 
Wir wollen erreichen, 
dass Mobilität auch 
auf dem Land ohne 
Auto und barrierefrei 
möglich ist. 

 
Durch die von uns ge-
forderte Ausweitung des 
CO2-Emissionshandels 
werden sich umwelt- 
und klimafreundli-
che Motoren und al-
ternative Kraftstoffe 
durchsetzen.  
 
Ein pauschales Ver-
bot von Verbren-
nungsmotoren leh-
nen wir ab.  
 
Intelligente und inno-
vative Verkehrslen-
kung bietet hingegen 
enorme Möglichkeiten. 

 
Wir wollen Bürgerräte 
auf Bundes-, regionaler 
und kommunaler Ebene 
einführen.  
 
Wir wollen einen alter-
nativen Verkehrswege-
plan, bei dem der schie-
nengebundene Perso-
nen- und Güterverkehr 
im Mittelpunkt steht.  
 
Wir lehnen alle di-
rekten oder indirek-
ten Privatisierungen 
von Verkehrsinfra-
struktur ab. 
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aufgrund Fehlver-
halten Einzelner ab. 

 

Wir werden eine natio-
nale Leitstelle Mobi-
lität einrichten. 

 Die Pendlerpau-
schale wollen wir in 
eine sozial gerechte Mo-
bilitätszulage umwan-
deln.  
 
Wir wollen eine Mobi-
litätsgarantie für 
den ländlichen 
Raum.  
 
In den Städten und Bal-
lungsgebieten müssen 
Radschnellwege ge-
schaffen werden.  
 
Innenstädte müssen 
autofrei werden. 
 

 
Bundesautobahnen 
entlasten – Transit-
verkehr auf Schiene 
und Wasserwege 
verlagern.  
 
Das Konzept der 
„Rollenden Land-
straße“ und des 
Wechselbrückenum-
schlages soll für die 
Transitverbindun-
gen durch Deutsch-
land mit regelmäßi-
gen Taktungen etab-
liert werden. 

 
Wir wollen mehr Gü-
terverkehr von der 
Straße auf die 
Schiene und auf die 
Wasserstraße verla-
gern.  
 
Die Einführung von 
Fahrassistenzsyste-
men und automati-
sierten Fahrfunktio-
nen zur Erhöhung der 
Sicherheit werden wir 
weiter vorantreiben. 

 
Die Potenziale unserer 
Wasserstraßen werden 
wir stärker nutzen, um 
mehr Güterverkehr 
vom LKW auf die 
umweltfreundliche 
Binnenschifffahrt zu 
verlagern. 
 
Den Schienengüter-
verkehr wollen wir 
ausbauen. 

 
Für weniger Lkw-Ver-
kehr wollen wir den 
Güterverkehr von 
der Straße auf die 
Schiene verlagern. 
 
Wir wollen die Sa-
nierung maroder 
Infrastruktur und 
des Ausbaus der 
Schienen- und Rad-
wegeinfrastruktur. 
 
Wir fördern Investitio-
nen in moderne Gü-
terverkehrstechnik.  

 
Transitverkehr auf 
Schiene und Wasser-
wege verlagern. 

 
Wir wollen Trans-
porte verteuern und 
regionale Wirtschaft 
stärken. Güterver-
kehr muss auch unter 
300 km wieder auf die 
Bahn.  
 
Die LKW-Maut wollen 
wir auf alle Straßen aus-
weiten und erhöhen.  
 
Die Ruhezeiten für 
LKWs wollen wir aus-
weiten. Die Zulassung 



XX. Mobilität und Infrastruktur  Verkehrspolitik 
 

134 
 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
 
Zudem fordert die 
AfD mehr Lkw-Park-
plätze sowie konse-
quente Anwendung 
bestehender Lkw-
Überholverbote zur 
Sicherheit aller Ver-
kehrsteilnehmer. 

Wir brauchen bessere 
Arbeitszeitvorschriften. 

von Gigalinern (Lang-
LKW) lehnen wir ab.  
 
Die Anschaffung von E-
Lastenfahrrädern soll 
ebenso gefördert wer-
den. 
 

 
 
Die AfD lehnt ein ge-
nerelles Tempolimit 
auf Bundesautobah-
nen strikt ab. 

 
Ein Dieselfahrverbot 
lehnen wir ebenso 
ab wie ein generelles 
Tempolimit auf Au-
tobahnen. 

 

 
Wir werden ein Tempo-
limit von 130 km/h 
auf Bundesautobah-
nen einführen. 
 

 
Tempo 30 innerorts ist 
dann die Regel, Abwei-
chungen wie Tempo 50 
werden vor Ort ausge-
wiesen. Für die Auto-
bahnen wollen wir ein 
Sicherheitstempo 
von 130 km/h. 
 

 
Tempolimits, Diesel- 
oder Motorradfahrver-
bote sind weder 
progressiv noch nach-
haltig. 
 

 
Wir brauchen endlich 
auch Tempolimits: 120 
km/h auf Autobah-
nen, 80 km/h auf 
Landstraßen und eine 
Regelgeschwindig-
keit von 30 km/h in-
nerorts. 
 

 
Sicherer, sauberer 
und verlässlicher 
Schienenverkehr: 
Für den Schienen-
personenverkehr 
muss Deutschland 
ein besser ausgebau-
tes und abgestimm-
tes öffentliches Nah- 
und Fernverkehrs-
netz erhalten. 
 
Die AfD unterstützt 
den Ausbau des 
Schienennetzes – 
insbesondere die 

 
Wir werden den Schie-
nenverkehr mit dem 
Deutschlandtakt 
stärken.  
 
Wir werden dafür sor-
gen, dass Deutschland 
europaweite Verbin-
dungen zu Tages- und 
Nachtzeiten unterstützt. 
 
Wir setzen uns für einen 
besseren europäi-
schen Hochge-
schwindigkeitsschie-
nenverkehr ein. 

 
Der Schienenverkehr 
ist ein Schwerpunkt 
unserer verkehrspo-
litischen Agenda.  
 
Wir wollen rasch einen 
Deutschlandtakt 
umsetzen und einen 
Europatakt auf-
bauen.  
 
Bis 2030 wollen wir 
mindestens 75 Pro-
zent des Schienen-
netzes elektrifizie-
ren. 

 
Wir wollen den 
Deutschlandtakt 
weiterentwickeln 
und realisieren. Stillge-
legte Bahnstrecken 
wollen wir schnellst-
möglich reaktivie-
ren.  
 
Die bundeseigene 
Infrastruktur wollen 
wir vom Druck, Ge-
winne erzielen zu 
müssen, befreien. 
 

 
Wir wollen die Infra-
struktur und den 
Bahnbetrieb bei der 
Schiene trennen und 
den Betrieb privati-
sieren 
  
Wir fordern eine ganz-
heitliche Infrastruk-
turstrategie für Europa 
und den Ausbau 
transeuropäischer 
Transportnetze. 
 

 
Bahntickets machen 
wir billiger und füh-
ren eine Sozial-
Bahncard ein, die 
die Ticketpreise hal-
biert.  
 
DIE LINKE tritt für eine 
bedarfsdeckende Fi-
nanzierung der 
Bahn und für den Aus-
bau ein.  
 
Die Geschäftspolitik 
der Deutschen Bahn 
wollen wir am 
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Beseitigung von Eng-
pässen und die Er-
weiterung des Hoch-
geschwindigkeits-
netzes. 
 

  
Wir wollen, dass sich 
die Deutsche Bahn 
AG auf ihr Kernge-
schäft des Transports 
von Personen und Gü-
tern konzentriert. 
 

Wir wollen 100 Milli-
arden Euro, verteilt 
auf die Jahre bis 
2035, zusätzlich in 
Schienennetz und 
Bahnhöfe investie-
ren.  
 
Die Trassenpreise 
wollen wir deutlich sen-
ken.  
 
Bahnhöfe wollen wir 
zu modernen, barriere-
freien Mobilitätsstatio-
nen aufwerten. 
Den Lärmschutz ver-
stärken wir. Bahnfah-
ren muss für alle be-
zahlbar drin. 
 

Gemeinwohl aus-
richten. 
 
Wir setzen uns für ein 
europäisches Nacht-
zugnetz ein.  
 
Wir fordern die Hal-
bierung der Trassen-
preise auch für den 
Personenverkehr. 
 

 
Flugverkehr als 
Wirtschaftsfaktor 
stärken: Deutsch-
lands Flughäfen sind 
als Wirtschaftsfak-
tor zu stärken. 
 
Die AfD befürwortet 
die Abschaffung der 
Luftverkehrsteuer 
und richtet sich ge-
gen unrealistische 
EU-CO2-Reduktions-
ziele. Im Rahmen 

 
Flüge, bei denen alter-
native Kraftstoffe 
eingesetzt werden, wol-
len wir von der Luft-
verkehrssteuer be-
freien. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Umweltschädliche Sub-
ventionen sind abzu-
bauen und Finanzhil-
fen für Flughäfen zu 
beenden.  
 
Außerdem setzen wir 
uns für die Einfüh-
rung einer europäi-
schen Kerosinsteuer 
ein.  
 
 

 
Wir wollen die Luft-
verkehrssteuer ab-
schaffen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Öffentliche Zuschüsse 
für Flughäfen sollen 
gestrichen werden. 
Wir wollen den Ausbau 
weiterer Flugkapazitä-
ten beenden. 
 
Wir wollen eine ein-
heitliche Kerosin-
steuer in der EU.  
 
Internationale Flug-
tickets sollen nicht 
von der 
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eines „Luftverkehrs-
konzepts 2021“ sind 
Deutschlands Flug-
häfen als Wirt-
schaftsfaktor zu 
stärken. 

 
 
 
 
Vgl. „Im Bereich der 
privatwirtschaftlichen 
Luft- und Raumfahrt 
setzt sich die AfD für 
Wettbewerb ein…“ in 
Kapitel XIX (Klima, 
Energie, Technik und 
Digitalisierung). 

 
 
 
 
Vgl. „Im Bereich der 
privatwirtschaftlichen 
Luft- und Raumfahrt 
setzt sich die AfD für 
Wettbewerb ein…“ in 
Kapitel XIX (Klima, 
Energie, Technik und 
Digitalisierung). 

 
 
 
 
Vgl. „Im Bereich der 
privatwirtschaftlichen 
Luft- und Raumfahrt 
setzt sich die AfD für 
Wettbewerb ein…“ in 
Kapitel XIX (Klima, 
Energie, Technik und 
Digitalisierung). 

 
 
 
 
Vgl. „Im Bereich der 
privatwirtschaftlichen 
Luft- und Raumfahrt 
setzt sich die AfD für 
Wettbewerb ein…“ in 
Kapitel XIX (Klima, 
Energie, Technik und 
Digitalisierung). 

Mehrwertsteuer be-
freit bleiben. 
 
 
Vgl. „Im Bereich der 
privatwirtschaftlichen 
Luft- und Raumfahrt 
setzt sich die AfD für 
Wettbewerb ein…“ in 
Kapitel XIX (Klima, 
Energie, Technik und 
Digitalisierung). 

 
Die deutsche Auto-
mobilindustrie als 
Leitindustrie erhal-
ten:  
 
Die AfD sieht die 
strategische Bedeu-
tung der deutschen 
Automobil- und Zu-
lieferindustrie. 
 
 
 

 
Wir wollen, dass in 
Deutschland weiter-
hin die besten Autos 
der Welt produziert 
werden – und zwar 
mit allen Antriebs-
formen.  
 
Wir werden den Um-
stieg in emissions-
freie Mobilität für alle 
attraktiv gestalten. 
 
Taxiunternehmen, 
Fahr- und Liefer-
dienste wollen wir bei 
der Umstellung auf 
Null-Emissions-PKW 
unterstützen. 
 

 

 
Wir werden Deutsch-
land zu einem Zent-
rum der Batteriezel-
lenfertigung und des 
Recyclings ge-
brauchter Batterien 
machen.  
 
Wir unterstützen die 
Automobil-Zuliefer-
industrie bei der 
Umstellung.  
 
Auch werden wir regio-
nale Transformati-
onscluster aufbauen. 

 
Wir wollen ab 2030 
nur noch emissions-
freie Autos neu zu-
lassen.  
 
Zudem gilt es, die Chan-
cen für Wertschöpfung 
und Arbeitsplätze 
der Mobilitätswende 
in den Blick zu nehmen.  
 
Wir wollen die beson-
ders betroffenen Au-
toregionen mit regi-
onalen Transforma-
tionsdialogen und -
fonds unterstützen. 

 
Einseitige Subven-
tionen und Vorga-
ben müssen beendet 
werden.  
 
Dafür werden wir die 
von der EU festge-
legten CO2-Flotten-
grenzwerte und die 
aktuellen Subventionen 
im Fahrzeugbau auf den 
Prüfstand stellen.  
 
Wir wollen alternative 
Mobilitätskonzepte 
erkunden, ohne be-
stimmte Antriebs-
technologien zu be-
vorzugen.  
 

 
Automobilindustrie 
sozial und ökolo-
gisch umbauen..  
 
Durch Investitionen 
des Bundes in den 
ÖPNV können in den 
nächsten Jahren über 
200 000 gut be-
zahlte Industriear-
beitsplätze geschaffen 
werden. 
 
Wir wollen die For-
schung für eine längere 
Einsatzdauer und Nutz-
barkeit von Fahrzeugen 
ausbauen. 
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Die heutige einsei-
tige Bevorzugung 
von Elektromobilität 
ist auf Grund man-
gelnder Stromkapa-
zitäten und der glo-
balen Umweltbelas-
tung bei der Batte-
rieproduktion sofort 
zu stoppen. 

Für den weiteren Aus-
bau des elektrifizierten 
Verkehrs ist der Aus-
bau der Ladeinfra-
struktur entscheidend. 
 

2030 sollen mindes-
tens 15 Millionen 
PKW in Deutschland 
voll elektrisch fah-
ren. 
 
Den Fortschritt beim 
Ausbau der Ladesäu-
len für Elektroautos 
wollen wir viertel-
jährlich evaluieren. 
 

Bis 2030 müssen Verb-
rennerfahrzeuge durch 
E-Autos ersetzt werden, 
deren Anteil soll daher 
bis 2030 auf mindes-
tens 15 Millionen 
Fahrzeuge steigen.  
 
Die Kaufförderung 
emissionsfreier Au-
tos wollen wir in ein 
Bonus-Malus-Sys-
tem überführen.  
 
Wir beschleunigen den 
flächendeckenden Aus-
bau einer einheitli-
chen Ladeinfra-
struktur. 
 

Wir wollen den flächen-
deckenden Ausbau 
von Schnellladesäu-
len und interoperablen 
Bezahlstrukturen für die 
E-Mobilität.  
 
Dafür wollen wir einen 
diskriminierungs-
freien Zugang der 
Ladestromanbieter 
zu den Ladesäulen.  
 
Die Regulierungen 
für Hybridfahrzeuge 
müssen überarbeitet 
werden. 
 

Spätestens ab 2030 
dürfen keine PKW 
mit Verbrenner 
mehr neu zugelassen 
oder exportiert wer-
den.  
 
E-Mobilität darf 
nicht zu einer Rück-
kehr der Atomkraft 
führen.  
 
Eine Kaufprämie für 
Elektroautos lehnen 
wir weiterhin ab. 
 

 
Wenn die beste-
hende, realitäts-
fremde EU-CO2-Re-
duktionsgesetzge-
bung im Verkehrs-
sektor nicht verhin-
dert werden kann, 
sind synthetische 
Kraftstoffe als zu-
kunftsfähiger Treib-
stoff zu berücksich-
tigen. 

 
Wir setzen auch auf 
synthetische Kraft-
stoffe im Straßen-
verkehr und wollen sie 
auch im Schwerlastver-
kehr einsetzen.  
 
Wir werden die Nut-
zung von Ammoniak 
oder Methanol zur 
Marktreife bringen. 
 

 
Keine Position 
 

 
Es gilt, Wasserstoff 
und synthetische 
Kraftstoffe gerade 
dort zum Einsatz zu 
bringen, wo sie wirklich 
gebraucht werden: etwa 
in der Industrie, in 
der Schifffahrt oder 
beim Flugverkehr. 
 

 
Wir wollen mehr al-
ternative Kraftstoffe. 
 

 
Keine Position 
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Stadt und Land 
gleichrangig entwi-
ckeln: seit Jahrzehn-
ten prägen Land-
flucht und Verstäd-
terung das Bild un-
seres Landes. Es 
braucht einen 
grundlegenden Poli-
tikwechsel, um diese 
Entwicklung umzu-
kehren.  
 
Wir wollen gleich-
wertige Lebens- und 
Arbeitsbedingungen 
in ganz Deutschland, 
die Wahrung und 
zukunftsfähige Wei-
terentwicklung regi-
onaler Identität in 
allen Teilräumen 
des Landes. 

 
Wir wollen die von 
Bund und Ländern ge-
tragene „Gemein-
schaftsaufgabe Ag-
rarstruktur und 
Küstenschutz“ wei-
terentwickeln.  
 
Wer in Modellregio-
nen investiert, kann 
dort von Standards 
abweichen, die nicht 
sicherheits- und um-
weltrelevant sind.  
 
Ländliche Regionen 
sollen Innovations-
räume sein.  
 
Wir setzen vermehrt auf 
Regionalbudgets 
ohne thematische 
und organisatori-
sche Vorgaben. 

 

  
Keine Position 

  
In ländlichen Räu-
men gilt es insbeson-
dere Land- und Forst-
wirtschaft, Tourismus 
und Fischerei bei der 
Anpassung zu unter-
stützen.  
 
Unsere Städte wollen 
wir besser gegen Hitze-
wellen und Starkregen 
wappnen – mit Hitze-
aktionsplänen und ei-
nem Stadtumbau im 
Großen wie im Kleinen 
.  
Als Schwammstädte 
sollen sie künftig mehr 
Wasser aufnehmen, 
speichern und im Som-
mer kühlend wirken. 

 

 
Wir wollen die Lebens-
qualität in städti-
schen und ländli-
chen Räumen verbes-
sern. 

 
Städte zukunftsfest 
machen – Leben in 
die Dörfer bringen!  
 
Auch brauchen wir eine 
neu ausgerichtete 
Städtebauförderung 
des Bundes.  

 

 
Mit einer traditions-
bezogenen, familien-
freundlichen und 
selbstbewussten Ge-
staltung des ländli-
chen Lebensraumes 
wollen wir unsere 
Heimat wieder ins 

 
Wir werden die An-
strengungen zur Verla-
gerung von Bil-
dungs-, Forschungs- 
und Verwaltungsein-
richtungen erhöhen.  
 
Mit Förderprogrammen 
wie etwa „Kultur im 

 
Keine Position 
 
 

 
Über die Gemein-
schaftsaufgabe für 
Agrar- und Küsten-
schutz fördern wir 
Wohnprojekte für alle 
Generationen.  
 
Wir unterstützen Pro-
gramme und Initiativen 

 
Wir wollen insbeson-
dere für kleine und 
mittlere Unternehmen 
von der Industrie über 
das Handwerk bis zum 
Handel auch in ländli-
chen Regionen Per-
spektiven schaffen. 

 
Wir wollen anders pla-
nen, weg von der Zersie-
delung der Landschaft 
und hin zu einer Stadt-
planung, die Lebens-
qualität für alle in den 
Mittelpunkt stellt.  
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Gleichgewicht brin-
gen. 
 
Landschaft als Teil 
regionaler Identität: 
Bei Umwelt- und 
Landschaftsschutz 
wollen wir eine 
starke regionale 
Verankerung.  
 
Für die heimatliche 
Landschaft wollen 
wir die Privilegie-
rung von energieer-
zeugenden Anlagen 
ausschließen. 

 

ländlichen Raum“ 
unterstützen wir die 
Kultur auf dem Land.  
 
Auch werden wir die 
Kompensationsvor-
schriften des Natur-
schutz- und des Bau-
rechts überprüfen wei-
terentwickeln. 

 

zur Umnutzung von 
Leerstand oder die 
Wiederansiedlung von 
Lebensmittelgeschäften 
in kleinen Ortschaften. 
Wir unterstützen die 
Landesprogramme 
zu Markttreffs.  
 
Nachhaltigen oder sanf-
ten Tourismus wollen 
wir gerade in ländlichen 
Regionen gezielt entwi-
ckeln. 

 

Das nationale Natur-
erbe wollen wir sichern 
und ausweiten – finan-
ziert durch einen Na-
turerbe-Fonds. 

 

 
Unser Leitbild ist die 
polyzentrische Stadt 
und der lebens-
werte, fußläufige, fa-
milienfreundliche 
Stadtteil.  
 
Großstädte und ihr 
ländliches Umland 
sind als Einheit zu 
denken. Wir wollen 
Sie entlang der Ver-
kehrsachsen räum-
lich weiterentwi-
ckeln, die Siedlungs-
entwicklung im Um-
land fördern und die 

 
Wir wollen unsere In-
nenstädte, Stadtteil-
zentren und Orts-
kerne erhalten.  
 
Deshalb werden wir ei-
nen Zukunftspakt für 
Innenstädte schmie-
den. Auch Dorf- und 
Innenstadtmanager 
mit einschlägigem 
Know-How sollen so ge-
fördert werden können.  
 
Wir werden Smart-
City-Konzepte entwi-
ckeln.  

 
Wir wollen eine Miet-
preisbegrenzung, ei-
nen Mieterschutz im 
Gewerbeimmobilienbe-
reich, Konzepte zur 
Revitalisierung von 
Standorten und die 
Förderung von Co-Wor-
king-Spaces in den In-
nenstädten. 

 

 
Wir wollen die Städte-
bauförderung neu 
ausrichten: für schö-
nere Städte, mehr 
Stadtgrün und Wasser-
flächen.  
 
Mit zusätzlichen Mitteln 
für Smart-City-Pro-
jekte unterstützen wir 
den Aufbau unabhängi-
ger digitaler Plattfor-
men. 

 
Keine Position 

 

 
Um die Nahversorgung 
im Wohnumfeld zu si-
chern, wollen wir leer-
stehendes Gewerbe 
in kommunale oder 
genossenschaftliche 
Hand überführen 
und zu Sozialen Zen-
tren weiterentwi-
ckeln. Der Bund soll 
das durch einen Re-
kommunalisierungs-
fonds finanziell absi-
chern.  
 
Der Verdrängung von 
Kleingärten stellen wir 



XX. Mobilität und Infrastruktur  Siedlungsentwicklung 
 

140 
 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Verdichtungsräume 
entlasten. 
 

 
Auch die Dorfkernsa-
nierung werden wir 
noch stärker fördern. 

uns mit einem Klein-
gartensicherungs-
programm entgegen.  
 
Es braucht ein Investi-
tionsprogramm für 
den Stadtumbau. 
 
Wir wollen weitgehend 
autofreie Innen-
städte. 

 
Zur Sicherung der 
kommunalen Eigen-
verantwortung wer-
den wir das Finanz-
volumen und die 
Handlungsspiel-
räume der Gemein-
den deutlich vergrö-
ßern.  
 
Die Kommunen 
müssen bei der Er-
füllung Ihrer Pflicht-
aufgabe zur Daseins-
vorsorge finanziell 
wesentlich besser 
ausgestattet und län-
derübergreifend in 
Planungen einge-
bunden werden. 

 
Wir werden die kom-
munal relevanten 
Förderprogramme 
zusammenfassen 
und auf einer On-
line-Plattform bün-
deln. 

 
Wir werden die Unter-
stützung von struktur-
schwachen Regionen 
durch die Gemein-
schaftsaufgabe Ver-
besserung der regio-
nalen Wirtschafts-
struktur (GRW) ver-
stetigen.  
 
Soziale Dienstleis-
tungen dürfen nicht 
abhängig von der fi-
nanziellen Leis-
tungsfähigkeit der 
Kommune sein.  
 
Ein nötiger Schritt 
ist, den besonders 
hoch verschuldeten 
Kommunen einma-
lig hohe Altschulden 
abzunehmen. 

 
Wir werden eine faire 
Unterstützung bei 
den kommunalen 
Altschulden anstre-
ben.  
 
Wir wollen, dass für 
2021 und 2022 die 
Gewerbesteueraus-
fälle vollständig 
durch Bund und 
Länder übernom-
men werden.  
 
Wir wollen, dass Bund 
und Länder den Kom-
munen mit einer ge-
meinsamen Kompe-
tenzagentur für För-
derpolitik und In-
vestitionen mit Rat 
und Tat zur Seite ste-
hen.  

 
Entschuldung der 
Kommunen und Re-
formen miteinander 
verbinden. 
 
Wir wollen ein echtes 
Konnexitätsprinzip 
im Grundgesetz ver-
ankern. Wenn Bund 
und Länder neue Aufga-
ben schaffen, müssen 
sie diese auch bezahlen.  
 
Wir möchten eine In-
solvenzordnung für 
Gebietskörperschaf-
ten schaffen. 

 
Privatisierte Berei-
che der Daseinsvor-
sorge wollen wir re-
kommunalisieren. 
Dies kann über einen 
Re-Kommunalisie-
rungsfonds gesche-
hen.  
 
Verfestigte Kassenkre-
dite der Kommunen 
müssen vom Bund in 
einen Altschulden-
fonds übernommen 
und vom Bund ge-
tilgt werden.  
 
DIE LINKE tritt für eine 
Reform der Gewer-
besteuer in eine Ge-
meindewirtschaft-
steuer ein. 
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Es braucht mittelfristig 
aber eine grundsätzli-
che Neuordnung der 
Finanzierung der 
Kommunen. 

 
Entscheidungen nä-
her zum Bürger 
bringen:  
 
Die Regionen und 
Landkreise wollen 
wir für Wirtschafts-
förderung, Stärkung 
regionaler Kultur, 
Daseinsvorsorge, 
Verkehr und Digita-
lisierung stark ma-
chen.  
 
Die EU, Bund und 
Land sollen weniger 
regulierend in die 
kommunale Selbst-
verwaltung und die 
Gestaltungsmöglich-
keiten der Regionen 
eingreifen. 

 
Wir wollen Mischfi-
nanzierung künftig 
vermeiden und durch 
einen höheren Um-
satzsteueranteil aus-
gleichen. 

 
Keine Position 

 

 
Wir wollen eine neue 
Gemeinschaftsauf-
gabe „Regionale Da-
seinsvorsorge“ im 
Grundgesetz veran-
kern.  
 
Regionalbudgets, 
Kultureinrichtun-
gen, 
Bewegungs- und 
Sportflächen werden 
in der Wohnungs-
baupolitik und 
Quartiersplanung 
fest verankert.  
 
Hierzu fordern wir ein 
Bundesprogramm 
zur Sanierung und 
Instandsetzung von 
Schwimmstätten er-
reichen. 
 

 
Keine Position 
 

 
Um gleichwertige Le-
bensbedingungen in al-
len Regionen und Kom-
munen zu schaffen, wol-
len wir ein verbindli-
ches Anhörungs- und 
Mitwirkungsrecht 
der Kommunen auf 
Bundesebene.  
 
Kommunen sollen 
auch im Bund ein 
Selbstbefassungs-
recht haben.  
 



XXI. Landwirtschaft, Umwelt- und Verbraucherschutz  Landwirtschaft 
 

142 
 

XXI. Landwirtscha ft, Umwelt- und Verbraucherschutz  

a. Landwirtscha ft  

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
 
Grüne Berufe wert-
schätzen: Realitäts-
bezogene Bildung 
zum Thema „Grüne 
Berufe“ und die sich 
daraus ergebende 
Wertschätzung für 
Leistungen und Pro-
dukte der Land-
wirte. 
 
Familienbetriebe in 
den Mittelpunkt stel-
len: Die Agrarförde-
rung muss die Leis-
tungen kleinerer 
und mittlerer Fami-
lienbetriebe berück-
sichtigen und die 
Hofnachfolge ver-
einfachen. 
 
Landwirtschaftliche 
Existenzgründer 
wollen wir von der 
Grunderwerbsteuer 
befreien. 

 
Wir werden die Jung-
landwirte-Prämie 
erhöhen.  
 
Wir streben die Einrich-
tung eines Agri-
FoodTech-Wagnis-
kapitalfonds an. 
 

  
Wir werden im Lebens-
mittelhandel unfairen 
Handelspraktiken 
einen Riegel vorschie-
ben.  
 
Wir setzen uns für an-
ständige Löhne und 
gute Arbeitsbedin-
gungen der Beschäftig-
ten in Land- und Fort-
wirtschaft ein.  
 
Prekäre Arbeits- und 
Lebensbedingungen von 
Wanderarbeitnehmern 
werden wir bekämpfen. 

 

  
Wir wollen gegen Dum-
pingpreise vorgehen 
und dazu die Möglich-
keiten des Wettbe-
werbs- und Kartell-
rechts sowie der EU-
Richtlinie gegen un-
lautere Handels-
praktiken nutzen.  
 
Prekäre Arbeits- und 
Lebensbedingungen von 
Wanderarbeitnehmern 
werden wir bekämpfen. 
 

 
Wir setzen uns deshalb 
für digitale Fort-
schritte in der Land-
wirtschaft ein und 
wollen eine eigenver-
antwortliche Risiko-
vorsorge gegen zu-
nehmende Witte-
rungsrisiken ermögli-
chen. 
 
Bei landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen brauchen 
wir eine marktwirt-
schaftliche Preisbil-
dung.  
 
Handelshemmnisse 
für Landwirte wollen 
wir abbauen. 

 

 
Wir setzen uns für gute 
Arbeitsbedingungen- 
und Einkommen durch 
flächendeckende Ta-
rifverträge in der 
Land-, Forst- und Fi-
schereiwirtschaft 
ein.  
 
Mit höheren Erzeu-
gerpreisen wollen 
wir die Abhängigkeit 
der Landwirtschafts-
betriebe von Förder-
mitteln reduzieren. 
 

 
Agrarpolitische 
Maßnahmen müssen 
vor der Einführung 
darauf geprüft wer-
den, welchen ökolo-
gischen Nutzen sie 
erbringen und wie 

 
Wir setzen uns für eine 
Modernisierung des 
europäischen 
Rechtsrahmens ein.  
 
Die Digitalisierung 
der Landwirtschaft 

 
Wir werden daher die 
Agrarförderung so 
ausrichten, dass 
eine umweltscho-
nende Landwirt-
schaft im 

 
Ziel sind 30 Prozent 
Ökolandbau bis 
2030.  
 
Wir werden vielfältige 
Fruchtfolgen und 
widerstandsfähige 

 
Wir wollen Landwirte 
unabhängig von Ag-
rarzahlungen ma-
chen und sie von 
überbordender Bü-
rokratie entlasten.  
 

 
Wir wollen ein 
gemeinwohlorien-
tiertes Kartellrecht. 
Wir fördern bäuerli-
che, genossenschaft-
liche und 
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sie sich auf das Ein-
kommen der Bauern 
auswirken.  
 
Die Landwirtschaft 
ist zu entbürokrati-
sieren, um die Bau-
ern zu entlasten. 
Weder deutsche 
noch EU-Behörden 
sollen sich in deren 
Wirtschaftsweise 
einmischen, etwa bei 
der Wahl der 
Fruchtfolge. 

werden wir weiter för-
dern.  
 
Auch werden wir den 
Agrardatenraum in 
GAIA-X entwickeln. 
 
Wir werden die Ent-
wicklung angepass-
ter Anbaumethoden 
fördern.  
Mit Zuschüssen zu 
Mehrgefahrenversi-
cherungen werden wir 
die Betriebe in ihrer Fä-
higkeit stärken. 

Wettbewerb mithal-
ten kann. 

Anbausysteme stär-
ken. Stickstoffüber-
schüsse werden wir 
deutlich reduzieren.  
 
Auch digitale Anwen-

dungen können bei 
entsprechender Aus-

richtung die Landwirt-
schaft umwelt- und kli-

mafreundlicher ma-
chen. 

Wir wollen die Chancen 
der Digitalisierung 
für die Landwirt-
schaft durch „Smart 
Farming“ nutzen.  
 
Betriebe sollen mit 
steuerbefreiten Risi-
koausgleichsrückla-
gen in guten Jahren 
besser für Dürren und 
andere Folgen des Kli-
mawandels vorsorgen. 
 
Wir werden einen Nati-
onalen Aktionsplan 
für Gewässer und 
Wassermanagement 
erarbeiten. 

ökologische Land-
wirtschaft statt Ag-
rarkonzerne.  
 
Der Einsatz von Anti-
biotika in der Land-
wirtschaft muss be-
grenzt werden.  
 
Wir fordern ein spezia-
lisiertes Epidemiolo-
gisches Zentrum, um 
z. B. ein Frühwarnsys-
tem für Pandemierisi-
ken zu entwickeln. 

 
Wir setzen uns dafür 
ein, den Aufkauf von 
Flächen durch land-
wirtschaftsfremde 
Investoren zu er-
schweren. 

 
Wir wollen mehr Flä-
chen für den Woh-
nungsbau mobilisie-
ren. 

 

 
Wir werden Landflä-
chen vor Investoren 
ohne Agrarbezug 
schützen. 

 

 
Wichtig ist, dass künftig 
die Flächen der bun-
deseigenen Boden-
verwertungs- und 
verwaltungs- GmbH 
an ortsansässige, 
bäuerliche Betriebe 
und Existenzgrün-
der verpachtet wer-
den.  
 
Share Deals bei 
landwirtschaftlichen 
Betrieben werden 
wir regulieren. 
 

 
Keine Position  
 

 
Wir wollen Boden ver-
fügbar machen für 
regional verankerte 
Landwirtschaftsbe-
triebe und ländliche 
Bevölkerung.  
 
BVVG Flächen wol-
len wir in Länder-
hand übergeben. 
 
 Wir wollen einen öf-
fentlichen Boden-
fonds einführen.  
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Der Verkauf von 
landwirtschaftlichen 
Flächen soll grund-
sätzlich an Landwirten 
sowie gemeinnützige 
Landgesellschaften er-
folgen. 

 
 
Düngung am Bedarf 
der Pflanze orientie-
ren: Die AfD fordert 
die Revision der 
Düngemittelverord-
nung, die Aufhebung 
der pauschalen Re-
duktion der Dünge-
mengen und die prä-
zise Ermittlung von 
Eintragsquellen 
nach dem Verursa-
cherprinzip  unter 
Beachtung von Kos-
tenwirksamkeit und 
Verhältnismäßig-
keit. 

 
Keine Position 

 

 
Wir setzen uns ein für 
Biodiversitätspolitik, 
um Ökosysteme zu 
schützen und wieder-
herzustellen. Ebenso 
wollen wir den Einsatz 
von Dünger und Pes-
tiziden reduzieren. 
 

 
Wir wollen klare gesetz-
liche Vorgaben, etwa 
zur Flächenbindung 
der Tierhaltung und 
des Pestizid- und 
Düngemitteleinsat-
zes. 
 

 
Keine Position 
 

 
Wir wollen die Was-
serrahmenrichtlinie 
vorantreiben. Dazu 
gehören die Erhaltung 
bzw. Wiederherstellung 
naturnaher Strukturen, 
die Reduzierung des 
Schadstoffeintrags 
durch Düngemittel. 

 

  
Keine Position 
 

 
Zu Gentechnik, vgl. 
„Wir wollen eine Auf-
klärungsinitiative über 
den heute schon sicht-
baren Nutzen der Gen-
technik ins Leben ru-
fen.“ in Kapitel XIX 
(Klima, Energie, 

 
Zu Gentechnik, vgl. 
„Wir wollen eine Auf-
klärungsinitiative über 
den heute schon sicht-
baren Nutzen der Gen-
technik ins Leben ru-
fen.“ in Kapitel XIX 
(Klima, Energie, 

 
Zu Gentechnik, vgl. 
„Wir wollen eine Auf-
klärungsinitiative über 
den heute schon sicht-
baren Nutzen der Gen-
technik ins Leben ru-
fen.“ in Kapitel XIX 
(Klima, Energie, 

 
Zu Gentechnik, vgl. 
„Wir wollen eine Auf-
klärungsinitiative über 
den heute schon sicht-
baren Nutzen der Gen-
technik ins Leben ru-
fen.“ in Kapitel XIX 
(Klima, Energie, 



XXI. Landwirtschaft, Umwelt- und Verbraucherschutz  Landwirtschaft 
 

145 
 

AfD  CDU/CSU SPD B‘90/Grüne FDP DIE LINKE 
Technik und Digitalisie-
rung). 
 

Technik und Digitalisie-
rung). 
 

Technik und Digitalisie-
rung). 
 

Technik und Digitalisie-
rung). 
 

 
Praxiskonformen 
Pflanzenschutz etab-
lieren. Für unsere 
Landwirte muss da-
bei die Zulassung, 
die Nutzung und der 
Handel von alten 
Kultursorten mög-
lich sein.  
 
Die bewährten Zu-
lassungsstandards 
im Hinblick auf Um-
welt-, Gesundheits- 
und Verbraucher-
schutz dürfen dabei 
weder vernachläs-
sigt noch praxisfern 
verschärft werden. 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
 

 
Züchtung von robus-
ten Sorten und die 
Forschung für ökologi-
sches Saatgut vorantrei-
ben.  
 
Wir wollen den Aus-
stieg aus der Pestizi-
dabhängigkeit unse-
rer Landwirtschaft 
schnell und machbar 
gestalten.  
Wir wollen die Aus-
bringung von Pesti-
ziden in Natur-
schutzgebieten und 
Trinkwasserschutzge-
bieten untersagen. 
 
Wir werden außerdem 
den Export von Pesti-
ziden beenden. 

 

 
Wir wollen die europa-
weite Verfügbarkeit 
wirksamer und moder-
ner Pflanzenschutz-
mittel sicherstellen.  
 
Nationale Allein-
gänge diesbezüglich 
lehnen wir ab. 
 

 
Glyphosat und Neo-
nikotinoide müssen 
verboten werden. 
 
Der »Nationale Akti-
onsplan Pflanzen-
schutz« (NAP) soll zu 
einem wirkungsvollen 
Plan zur Reduktion von 
Pestiziden in Deutsch-
land umgestaltet wer-
den. 

 

 
Tierwohl, Haltung 
und Transport wei-
terentwickeln: Wir 
wollen in der Nutz-
tierhaltung artge-
rechte Haltungssys-
teme fördern, die an 
die Tierart 

 
Wir werden ein Tier-
wohlstall-Förde-
rungsgesetz erlassen, 
emissionsarme Modell-
ställe entwickeln.  
Wir werden das Finan-
zierungsmodell über 

 
In der Nutztierhaltung 
setzen wir konsequent 
auf die Verbesserung 
des Tierwohls bei 
Einführung einer 
flächenbezogenen 
Obergrenze.  
 

 
Wir wollen eine Um-
bauförderung, die durch 
einen Tierschutz-
Cent finanziert wird.  
 
Die Tierhaltung soll 
so an Obergrenzen 
gebunden werden.  

 
Deshalb setzen wir uns 
für ein einfaches, trans-
parentes und ver-
pflichtendes Tierwohl-
label in der gesam-
ten Europäischen 
Union ein.  
 

 
Nicht tiergerechte Mas-
sentierhaltung leh-
nen wir ab.  
 
Qualzucht wollen wir 
verbieten. Das gilt 
auch für das Schred-
dern von Küken, die 
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angepasst sind und 
wollen die Kopplung 
der Tierhaltung an 
die Fläche.  
 
Tierschutzgesetze 
müssen für alle 
gleichermaßen gel-
ten. Deshalb lehnen 
wir auch den Han-
del, die Bewerbung 
und die Einfuhr von 
Fleisch aus tierquä-
lerischer Schlach-
tung (Schächtung) 
ab. 
 
Einschränkung der 
Exporte von leben-
den Schlachttieren 
in Länder mit be-
kannten Verstößen 
beim Tierschutz. 
 

staatliche Verträge 
absichern.  
 
Wir wollen mit einem 
Bestandsschutz von 
15 Jahren bei neuen 
Stallbauinvestitio-
nen für Verlässlichkeit 
sorgen.  
 
Auch bei Zuchttieren 
muss sichergestellt sein, 
dass aus der EU kein 
langer Tiertransport 
in Drittstaaten ge-
nehmigt wird. 
 

Den Antibiotikaein-
satz werden wir redu-
zieren.  
 
Wir werden für die Ein-
führung eines ver-
pflichtenden staatlichen 
Tierwohllabels mit 
nachvollziehbaren Re-
geln sorgen. 

 

 
Käfighaltung wollen 
wir beenden.  
 
Den Einsatz von Anti-
biotika werden wir 
deutlich senken.  
 
Wir werden ein umfas-
sendes Verbandskla-
gerecht für aner-
kannte Tierschutzor-
ganisationen einfüh-
ren.  
 
Tierschutzbeauftragte 
sollen bei Tierschutz-
angelegenheiten be-
teiligt werden. 
 
Lebendtiertrans-
porte in Drittstaaten 
wollen wir verbieten. 
 

Widersprüche zwi-
schen konkurrieren-
den Rechtsbereichen 
müssen aufgelöst wer-
den.  
 
Die überholte Anbin-
dehaltung wollen 
wir schrittweise 
überwinden. 

 

Anbindehaltung für 
Rinder und Kühe.  
 
Wir wollen ein Verbot 
von langen Lebend-
tiertransporten. 
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Schutz der heimi-
schen Ökosysteme 
verbessern: Ein-
schleppung invasi-
ver Tier- und Pflan-
zenarten verhindern 
und ihre Ausbrei-
tung eindämmen. 

 
Keine Position 

  
Wir setzen uns ein für 
Biodiversitätspoli-
tik. 

 

  
Wir wollen den Schutz 
der Meere und Gewäs-
ser, des Klimas und der 
Böden, der Tiere und 
der Pflanzen zum Be-
standteil unseres Wirt-
schafts- und Rechtssys-
tems machen. 

 

 
Wir müssen unsere 
Ökosysteme vor dem 
Eindringen dieser 
fremden Arten effek-
tiv schützen, um die 
heimische Artenvielfalt 
zu erhalten. 

 

 
Insekten müssen als 
wichtiger Teil des Öko-
systems geschützt erhal-
ten und die Biodiver-
sität gefördert wer-
den. 

 

 
Zeitgemäßes Wild-
tiermanagement 
umsetzen: Die AfD 
hält Wölfe für eine 
Raubtierart, die 
nicht in unsere ge-
wachsene Kultur-
landschaft passt. Die 
Unsicherheiten und 
Ängste der Men-
schen, speziell in 
ländlichen Regio-
nen, müssen ernst 
genommen werden.  
Die AfD fordert den 
Einstieg in eine 
strenge Bestandsre-
gulierung nach skan-
dinavischem Vorbild 
und die Ausweisung 
von wolfsfreien Ge-
bieten. 

 
Wir wollen einen 
strengen Schutzsta-
tus des Wolfs im eu-
ropäischen Natur-
schutzrecht über-
prüft und angepasst 
wird. 
 

 
Keine Position 

 
Keine Position 

 
Wir wollen ein moder-
nes Wildtiermanage-
ment, das eine Beja-
gung von Wolf, Kor-
moran, Nandu und Bi-
ber ermöglicht.  
 
Wir streben eine ein-
heitliche Regelung 
der Länder zum le-
galen Einsatz von 
Schalldämpfern an.  

 

 
Keine Position 

 
Wir stehen für einen 
Abbau der 

  
Keine Position 

 

 
Wir wollen gesetzliche 
Mindeststandards 

 
Forstwirtschaftliche 
Zusammenschlüsse 

 
Keine Position 
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ausufernden Büro-
kratie bei der Doku-
mentation in der 
Forstwirtschaft. 

Wir werden eine CO2-
Bindungsprämie ein-
führen 
 
Auch werden wir eine 
Holzbauoffensive 
starten. 
 

festlegen, damit die 
Waldbewirtschaf-
tung naturnah wird, 
den Umbau und die 
Wieder- und Neubewal-
dung nach ökologischen 
Bewirtschaftungsvorga-
ben ausrichten.  
 
Wir setzen uns für wald-
, natur- und tierschutz-
gerechte Bejagungs-
methoden ein.  
 
Die Bewirtschaftung 
aller Flächen der öf-
fentlichen Hand soll 
an ökologische Kri-
terien geknüpft wer-
den. 
 

und damit auch 
Kleinprivatwälder 
wollen wir stärken.  
 
 
Die Bewirtschaftung der 
Wälder hat Rücksicht 
auf die Belange des 
Arten- und Natur-
schutzes zu nehmen. 
 

 
Gesunde Lebensmit-
tel aus heimischer 
Produktion fördern: 
Die AfD unterstützt 
das Leitbild des 
mündigen Verbrau-
chers. Er soll in sei-
nem Konsumverhal-
ten nicht staatlich 
bevormundet, son-
dern durch ausrei-
chende Informatio-
nen zur freien 

 
Unser Ziel ist, ernäh-
rungsmitbedingten 
Volkskrankheiten 
wie starkes Überge-
wicht, Diabetes oder 
Krebs durch Ernäh-
rungsbildung noch bes-
ser vorbeugen zu kön-
nen.  
 
Wir werden das soge-
nannte Regionalfens-
ter als Kennzeich-
nung weiterentwickeln. 

 
Um gegen Ernäh-
rungsarmut vorzuge-
hen, soll sie für die Kita- 
und Schulverpflegung 
kostenlos sein.  
 
Wir werden die Le-
bensmittelver-
schwendung eindäm-
men. 

 
Wir wollen die regio-
nale Erzeugung, Ver-
arbeitung und Ver-
marktung stärken.  
Dazu gehören faire 
Wettbewerbsbedin-
gungen gegenüber 
importierten Le-
bensmitteln.  
 
In öffentlichen Ein-
richtungen wollen wir 
verstärkt regionale und 
ökologische Produkte.  

 
Wir wollen transpa-
rente Nährwertin-
formationen und eine 
frühzeitige Ernäh-
rungsbildung in Kin-
dertagesstätten sowie 
Schulen.  
 
Wir wollen das starre 
Mindesthaltbar-
keitsdatum durch 
ein dynamisches 
Verderbslimit erset-
zen. 

 
Bezahlbare regionale 
und Bio-Lebensmit-
tel in der Schul- und 
Kitaverpflegung müssen 
stärker unterstützt wer-
den.  
 
DIE LINKE will Schul- 
und Selbsterntegär-
ten sowie urbane 
Landwirtschaft stär-
ken. 
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Entscheidung befä-
higt werden.  
 
Aufklärung über ge-
sundheitliche Risi-
ken modischer Er-
nährungsformen 
und die Bewahrung 
unserer traditionel-
len Esskultur in öf-
fentlichen Einrich-
tungen.  
 
Die Versorgung der 
eigenen Bevölke-
rung sowie die Wirt-
schaftlichkeit und 
Wertschöpfung hei-
mischer Lebensmit-
telproduktion muss 
gewährleistet blei-
ben. 
 

 
Zusammen mit der 
Branche werden wir 
eine Nationale Le-
bensmittel-Agentur 
auf den Weg bringen.  
 
Unser klares Ziel ist die 
Halbierung bzw. deutli-
che Reduzierung der 
Lebensmittelver-
schwendung bis 
2030. 

 
Wir unterstützen Regi-
onalsiegel und Di-
rektvermarktungen 
der Betriebe.  
Erzeugergemein-
schaften, solidari-
sche Landwirtschaft 
oder Ernährungs-
räte unterstützen wir. 
 
Ernährungsbedingte 
Krankheiten wollen 
wir gezielt eindämmen. 
 
Wir brauchen verbind-
liche Reduktions-
strategien gegen zu 
viel Zucker, Salz, 
Fett und Zusatz-
stoffe in Fertigle-
bensmitteln.  
 
Die Markteinführung 
von pflanzlichen Al-
ternativen und Flei-
schersatzprodukten 
wollen wir fördern 
und sie steuerlich 
besserstellen.  
 
Insgesamt wollen wir 
die Forderung der 
EU-Kommission mit 
einer ökologischen 
Steuerreform aufgrei-
fen.  
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Wir wollen mit einem 
Rettet- die-Lebens-
mittel-Gesetz Lebens-
mittelhandel und -pro-
duzenten verpflichten, 
genusstaugliche Le-
bensmittel weiterzuge-
ben,  
 
Das sogenannte Con-
tainern muss entkri-
minalisiert werden. 

 
 
Transparenz im Ver-
braucherschutz aus-
bauen:  
 
Produkte sollen 
nach festgelegten 
Standards gekenn-
zeichnet werden. Die 
Auskunft über In-
haltsstoffe und Her-
kunft der Produkte 
ist zu verbessern. 

 
Mit dem Nutri-Score 
wurde eine erweiterte 
visuelle Nährwertkenn-
zeichnung in Deutsch-
land eingeführt.  
Unser Ziel ist eine ver-
pflichtende europäi-
sche Haltungs-/Tier-
wohlkennzeichnung. 
 
Zudem wollen wir er-
gänzend zum Öko-
Siegel ein Nachhal-
tigkeitssiege für kon-
ventionelle Agrar-
produkte entwickeln.  
 
Für Importe in den 
Binnenmarkt müssen 
die gleichen 

 
Wir wollen ein ver-
bindliches staatli-
ches Label entwickeln.  
 
Wir werden die Le-
bensmittelsicherheit 
durch mehr Kontrol-
len verbessern. 

 
Wir werden eine ver-
pflichtende Tierhal-
tungskennzeich-
nung.  
 
Die Nährwertkenn-
zeichnung Nutriscore 
wollen wir weiter-
entwickeln. Außerdem 
wollen wir die Trans-
parenz über die Her-
kunft von Lebens-
mitteln verbessern.  
 
Die Ergebnisse von Le-
bensmittelkontrol-
len sollen für alle er-
kennbar sein. 
 

 
Keine Position 
 

 
Keine Position 
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Produktstandards gel-
ten wie für heimische 
Lebensmittel. 

 
 
Auch bei Versiche-
rungsverträgen, Fi-
nanzprodukten und 
Handyverträgen 
wollen wir mehr 
Transparenz schaf-
fen. Herstelleranga-
ben und Vertrags-
klauseln sind in ei-
ner verständlichen 
Sprache zu verfas-
sen. 

 

 
Daher werden wir die 
Verbraucherzentrale 
Bundesverband und 
die Stiftung Waren-
test weiter verläss-
lich fördern.  
 
Wir werden die Ver-
braucherschlichtung 
ausweiten.  
 
Verbraucher sollen sog. 
Streuschäden ersetzt 
bekommen.  
 
Wir wollen im Reise-
vertragsrecht die 
Zahlungsfristen und 
insbesondere die Vo-
rausleistungen neu 
regeln. 
 

 

 
Wir werden sicherstel-
len, dass den Verbrau-
chern die Finanzie-
rungsdienstleistun-
gen kostengünstig an-
geboten werden und In-
vestitionen in nachhal-
tige, klimafreundliche 
Produkte und Produkti-
onsverfahren fördern. 
 

 
Wir führen die Grup-
penklage ein, damit 
Menschen auch bei klei-
neren, aber massenhaft 
auftretenden Schäden 
effektiv zu ihrem Recht 
kommen.  
 
Durch die Verdopp-
lung der Gewährleis-
tungsfristen auf vier 
Jahre wollen wir errei-
chen, dass Geräte für 
eine längere Lebens-
dauer gebaut werden.  
 
Alle Finanzvermittler 
und -berater sollen 
künftig von der BaFin 
beaufsichtigt werden.  
 
Überhöhte Dispozin-
sen und Gebühren, 
werden wir begren-
zen. 

 

 
Wir wollen bessere 
Vergleichbarkeit bei 
Langzeitverträgen 
durch die Auswei-
sung monatlicher 
Durchschnittspreise.  
 
Zudem wollen wir die 
Durchsetzung von Ver-
braucherrechten verein-
fachen, zum Beispiel 
durch „Smart 
Contracts“. 
 

 
Zu einem guten finanzi-
ellen Verbraucherschutz 
gehören auch die Be-
grenzung unange-
messener Gebühren 
und Entgelte für 
Bankdienstleistun-
gen.  
 
Wir werden den provi-
sionsbasierten Ver-
kauf von Finanz- 
und Versicherungs-
produkten abschaf-
fen. 
 
 

 
Wasserversorgung 
in der öffentlichen 
Hand belassen: Das 
Eigentum an den 

 
Wir werden ein För-
derprogramm aufle-
gen, das regionale 

 
Keine Position 
 

 
Ein Verursacher-
fonds und eine Re-
form der Abwasser-
abgabe sollen so zu 

 
Wir wollen dafür Sorge 
tragen, dass unser 
Grundwasservor-
kommen schonend 

 
Die Privatisierung 
von Wasserversor-
gung und des Zu-
gangs zu See- und 
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Wasserressourcen, 
den Förderanlagen, 
der Wasseraufberei-
tung und am Lei-
tungsnetz muss in 
öffentlicher Hand 
und damit in den 
Händen der Bürger 
verbleiben. Eine EU-
weite Liberalisie-
rung und Kommer-
zialisierung des 
Wassermarkts lehnt 
die AfD entschieden 
ab. 

Wasserkreisläufe 
stärkt.  
 
Über Aufklärungs-
kampagnen werden 
wir das Allgemeingut 
Wasser schützen. 
 
Wir werden die Strate-
gie zur Prävention 
von Gewässerverun-
reinigung fortführen.  
 
Wir werden die Vor-
kommen an Trink-, Mi-
neral-, Heil- und 
Grundwasser wei-
terhin besonders 
schützen. 
 

einer fairen Verteilung 
der Kosten führen.  
 
Den Vorrang der 
Trinkwasserversor-
gung gegenüber ge-
werblicher Nutzung 
gilt es sicherzustel-
len. 
 

bewirtschaftet wird 
und sauber bleibt.  
 
Wir setzen uns darüber 
hinaus für Feuchtbio-
tope sowie für intakte 
Gewässer ein.  
 

Meeresflächen leh-
nen wir ab. 
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